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D ie Reichsverfassung bezeichnet als Ziel der 
Bodennutzung, jedem  Deutschen eine gesunde W oh­
nung und allen  deutschen Fam ilien, besonders den 
k inderreichen, eine ih ren  Bedürfnissen entsprechende 
H eim stätte zu sichern. N iem and, der die W ohnungs­
w irtschaft der Nachkriegszeit vorurteilslos zu w ür­
digen versucht, kann  leugnen, daß sich Staat, Volk und 
V irtschaft redlich bem üht haben, tro tz der vielseitigen 
H em m ungen, die sich im m er und im m er w ieder en t­
gegenstellten, diesen Zielen m öglichst nahezukom m en. 
J e  m ehr w ir uns vom K riegsende en tfern ten , desto 
s tä rk e r  w ar der Aufschwung, den der W ohnungsbau 
nahm , und desto erfreu licher w ar die Zahl der in den 
einzelnen Jahren  mit und ohne öffentliche Beihilfen 
errichteten  W ohnungsneubauten. Die tiefgehende E r­
schütterung, die das deutsche W irtschaftsleben im 
Jah re  1930 erhielt, brachte le ider diese erfreuliche E n t­
wicklung zum W anken. Die privaten  G eldquellen 
drohten  m it der plötzlichen V erknappung des Pfand­
b riefm ark tes zu versiegen, das A uslandskapital zog 
sich von der deutschen W irtschaft zurück, Sparkassen 
und Sozialversicherungen konnten die gewünschten 
B eträge zum  W ohnungsbau nicht m ehr aufbringen, die 
ungeheure Not der öffentlichen Finanzen zwang zu 
einer E inschränkung der öffentlichen Beihilfen. Ein 
plötzliches Stocken d e r  B autätigkeit w ar die Folge. 
D ie B austoffpreise sanken von Woche zu Woche, nicht 
selten  u n te r die G renze des wirtschaftlich T ragbaren. 
D ie ka tastro p h a le  Entw icklung des A rbeitsm arktes 
erschütterte  die öffentlichen F inanzen des Reiches, der 
L änder und der G em einden in ihren  G rundfesten. D er 
Zusam m enbruch von W irtschaft und F inanzen w ar Hin­
durch tiefgreifende gesetzgeberische M aßnahmen zu 
verm eiden. Mit d e r w irtschaftlichen Verschlechterung 
d er Lage der b re iten  Massen nahm  die Nachfrage nach 
größeren W ohnungen plötzlich ab. Das E igenkapital, 
dessen der W ohnungsbau bedarf, schwand im m er m ehr 
und m ehr. D ie A ltw ohnungen m it höheren Mieten 
fanden keine M ieter m ehr. Eine N achprüfung, ob 
der b isher beschrittene Weg d e r  M ittelverteilung und 
W ohnungsform  in jeder Beziehung den veränderten  
w irtschaftlichen V erhältn issen  noch angepaßt w ar, w ar 
unum gänglich notw endig. D ie b ittere  E rkenntn is 
— von manchen K reisen bis dahin noch nicht genügend 
gew ertet —, daß S taat und  Volk aufs äußerste  v e r­
a rm t sind, brach sich mit einem Male durch, und mit 
ih r die Überzeugung, daß w ir ohne scharfe Beschrän­
kung  der öffentlichen Beihilfen und ohne schmerz­
lichen Verzicht auf manches b isher G ew ohnte nicht 
durchkom m en w ürden. Nach m onatelangen V erhand­
lungen m it a llen  in F rage kom m enden S tellen kam  die 
V erordnung des R eichspräsidenten vom 1. D ezem ber 
1930 zustande, die die G rundlage für den N euaufbau

von W irtschaft und Finanzen darste llen  soll. In ih r 
sind die m aßgebenden Bestim m ungen fü r den W oh­
nungsbau der nächsten Jah re  verankert.

Die V erordnung beschränk t den dem W ohnungs­
bau zufließenden Teil des Aufkom m ens aus d e r Ge­
bäudeentschuldungssteuer und verw endet ihn  zur 
Senkung der R ealsteuer, sie te ilt die M ittel in ein­
deutiger W eise den L ändern  zu und sichert ih re  V er­
w endung unabhängig vom örtlichen A ufkom m en un ter 
betonter Förderung  der Aussiedlung. Sie sichert die 
A ufstellung planm äßiger B auprogram m e und weist 
dabei ausdrücklich  auf die bevorzugte B erücksichti­
gung von K inderreichen und Schw erbeschädigten hin. 
D arüber hinaus erm ächtig t sie das zuständige Reichs­
ressort zur A ufstellung bindender G rundsätze für die 
Verwendung der W ohnungsbaum ittel m it dem aus­
drücklichen Ziele einer sparsam en und zweckm äßigen 
Verwendung dieser M ittel un ter B erücksichtigung der 
E inkom m ensverhältnisse der m inderbem ittelten  Be- 
xölkei ung. Sie versucht, den sich ergebenden M inder- 
betrag  aus öffentlichen M itteln durch d ie  Ü bernahm e 
der Reichsbürgschaft aus privaten  Q uellen  zu ersetzen, 
schützt gem einnützige O rganisationen durch  e in ­
gehende Bestim m ungen und sichert endlich  einen 
planm äßigen Abbau der W ohnungszw angsw irt­
schaft. Schon die Fassung ih re r Ü berschrift weist 
auf den E rnst der wirtschaftlichen und finanziellen  
Lage hin, in der sich D eutschland zur Zeit befindet. 
Man pflegt nur etwas zu sichern, das sich in einer 
gewissen G efahr befindet, ln  N otzeiten aber lassen 
sich schw erw iegende M aßnahm en zur S icherung nicht 
v erm eiden. Demgemäß sind auch alle Bestim m ungen 
der genannten V erordnung von tie fg re ifender Be­
deutung ebenso fü r unser gesam tes W irtschaftsleben 
wie für unsere finanzielle G ebarung. W ie die g rund ­
legenden Bestim m ungen für die F inanzierung  des 
W ohnungsbaues, so gehen auch die technischen 
D urchführungsvorschriften, die auf G rund der V er­
ordnung über die V erw endung der gesam ten zur 
Förderung  d er B autätigkeit auf dem G ebiete des 
W ohnungs- und Siedlungswesens bestim m ten ö ffen t­
lichen Mittel erlassen w orden sind, von dem  G e­
danken  aus, daß die finanzielle Lage eine w e it­
gehende Beschränkung des A ufw andes verlangt. In 
diesem  Sinne bedeuten  die R eichsgrundsätze fü r den 
K leinw ohnungsbau eine U m kehr für a lle  die Kreise, 
die beim W ohnungsbau bisher noch nicht in aus­
reichendem  Um fange die N otlage berücksichtigt hatten , 
in der sich D eutschland nach dem verlo renen  Krieg

*) D ie  G r u n d s ä t z e  s in d  a b g e d r u c k t  in  d e r  B e i l a g e  „ B a u w i r t ­
schaf t u n d  B a u r e c h t“  N r .  3 d e r  D e u t s c h e n  B a u z e i t u n g  vom  
21. J a n u a r  1931.

97



befindet, und die uodi bisweilen allzusehr nach
Grundsätzen gebaut hatten, wie S1L "hätten ver­
reichen Deutschland der Vorkriegszeit hatten e 
antwortet werden können. Eine U m k e h r  bedeuten 
die Grundsätze vor allem dort, wo d e n W o
nungsbau bisher ohne a u s r e i c h e n d e  Berucksictitip i „
einer entsprechenden Mietbildung durchgefuhit und 
fn Größe und Ausstattung so weitzugig gestal et 
hatte daß darunter bei der nun einmal aufs aulieiste 
gesdi’wäditen wirtschaftlichen Leistung.sfahigkei de 
breiten Bevölkerung die Vermietbarkeit der neuen 
Wohnungen gefährdet wurde. Es dar! indes nicht 
verkannt werden, daß sich 111 vielcn CA-meinde e- 
reits in den letzten Jahren eine m erkbare Wendung 
zum Wirtschaftlicheren vollzogen hatte Bereits bei 
der Durchführung des zusätzlichen W ohnungsbau- 
programms war festzustellen, daß die Begrenzung des 
Wohnungsaufwandes vielerorts auf fruchtbaren Boden 
fiel. Für diese Kr6ise, die, durch die wirtschaftlichen 
Erfahrungen belehrt, bereits sich weitgehende Be­
schränkung auferlegt hatten, bedeuten die neuen 
Reidisgrundsätze vom 10. Januar 1931, die die mit 
dem zusätzlichen Wohnungsbauprogramm 1950 be­
gonnene Politik planmäßig fortsetzen, keine Neuerung, 
sondern nur eine sicher nicht unwillkommene Stütze 
für die Fortführung ihrer bisherigen Wolinungs- 
politik. Nach der eingangs genannten Verordnung 
ist der Reidisarbeitsminister verpflichtet, für die Zeit 
bis zum 1. April 1936 im Benehmen mit den Ländern 
festzustellen, wieviel Wohnungen in jedem Jahre 
aus öffentlichen Mitteln zu fördern sind. Aufgabe 
der nächsten Wodien wird es sein, auf Grund dieser 
Vorschrift zunächst die auf die einzelnen Länder 
treffenden Zahlen für das Jahr 1931 festzustellen und 
hierbei die in dem Programm des Reiches vorgesehene 
Zahl der mit öffentlichen Mitteln zu erstellenden 
Wohnungen zugrunde zu legen, nämlidi insgesamt 
215 0 0 0  Wohnungen, von denen für 165 0 0 0  W ohnungen 
Kapital- oder Zinszuschüsse oder beides nebenein­
ander und für bis zu 50 0 0 0  Wohnungen lediglich Zins- 
zusdiüsse gewährt w7erden können. Für alle 215 0 0 0  
Wohnungen sind die Bestimmungen der oben­
genannten Reidisgrundsätze bindend. Nach Ziffer 3, 
Abs. 2 , dieser Grundsätze sind dabei die öffentlidien 
Baudarlehen und Zinszuschüsse so zu bemessen, daß 
die gemäß der vorstehend genannten Vorschrift fest­
zustellende Zahl von Wohnungen erstellt werden 
kann. Hieraus ergibt sich zwangläufig eine scharfe 
Beschränkung des öffentlichen Baudarlehns, dessen 
Höhe höchstens drei Viertel gegenüber den bisher 
gegebenen Einheitssätzen betragen darf. Erst die 
nächsten Wochen werden Klarheit darüber bringen, 
ob die auf die einzelnen Länder entfallenden Anteil­
zahlen der zu erstellenden Wohnungen erreicht 
werden können oder welche Zahl als erreichbar an­
gesehen werden kann und wieviel Wohnungen von 
dieser Zahl mit Kapital- oder mit Zinszuschüssen oder 
mit beiden nebeneinander finanziert werden können. 
Sicher ist aber, daß die Reichsgrundsätze auch die 
tedinisdie Durchführung des Wohnungsbaues in 
starkem Maße beeinflussen werden.

Die einschneidendsten technischen Bestimmungen 
der Reidisgrundsätze sind die, die sich mit der Größe 
der Wohnfläche befassen. Sie werden von den Kreisen 

ii die . ^ ot unseres Volkes immer noch nicht in 
vollem Umfange erkannt haben, am meisten be­
kämpft Und doch zeigt die Beobachtung des Neu­
baumarktes der letzten Monate bereits mit absoluter 
Deutlichkeit, daß gerade die Nadifrage nach den 
, ?hnungen, deren Miete sich der wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit der breiten Massen anpaßt von 
lag  zu la g  wachst. Demgemäß wird sich der Woh­
nungsbau der nächsten Jahre in der Hauptsadle auf 
die W ohnungen beschranken müssen, die eine Wolin- 
kudie mit etwa 16 bis 18 qm, ein Schlafzimmer für die 
Eltern mit etwa 16 qm, eine Schlafkammer für die 
Kinder mit etwa 8  bis 10 qm, Abort und Vorraum ent­
halten, somit sich innerhalb des festgelegten Hüdist

lan id .e  zur Verfügung stehen, auf drei erhöht wer­

en
zu
zu

den und un ter U m ständen eine T rennung  der W ohn­
küche in einen W olinraum  und einen k le inen , n u r 
zum Kochen bestim m ten K üchenraum  erfolgen kann. 
Wo die Zahl der K inder eine w eitere  A usdehnung 
über 60 qnl hinaus verlang t, kann  dieses Maß auch in 
mäßigem Umfange ausnahm sw eise überschritten  w er­
den’ und zwar insbesondere im E infam ilienhaus. 
Auch dann, wenn eigene M ittel fü r d ie  erforderlichen  
Mehrkosten in ausreichender H öhe zur V erfügung 
stehen kann eine soldie Ü berschreitung zugelassen 
werden, ohne daß allerd ings deshalb  d ie  norm ale 
Höhe der Beihilfe überschritten  w erden  darf. H ie r­
durch soll insbesondere für die Fam ilien, die u n te r 
Aufwendung eigenen Sporkapitnls den V\ unsch n n o i  
Aussiedlung in die V ororte unse re r S täd te verw irk - 
lidien wollen, eine finanzielle G rund lage zur D urch­
führung ihres bevölkerungspolitisch und w irtschafts­
politisch fördernsw erten B estrebens gegeben w erden.

Es ist anzunehm en, daß eine R eihe von B au­
herren gemeinnütziger und p riv a te r  A rt, d ie b isher 
T räger des W ohnungsbaues w aren , in A nbetracht d e r 
Kreise, aus denen sieh ih re  M itglieder zusam m en- 
setzen oder für die sie bauen, nicht bere it sein w er­
den, den W ohnungsbau mit der verlang ten  G rüßen­
beschränk iing fortzuführen. D ie E rfah rungen  beim 
zusätzlichen W ohnungsbauprogram m  haben indes ge­
zeigt, daß es überall, wo die D urchführung von W oh­
nungen angezeigt erschien, ohne Schw ierigkeiten ge­
lungen ist, auch für die neuen W ohnungsform en zu ­
verlässige B auherren zu gewinnen, und zw ar sowohl 
gem einnütziger als auch p riva ter Art.

Über Bauform und Bauweise, in der die W oh­
nungen gebaut w erden sollen, sagen die G rundsätze 
nichts, wie sie sich überhaupt, ih re r N atu r en t­
sprechend, nur auf grundsätzliche V orschriften be­
schränken, nirgends aber in die E inzeldurchführung 
eingreifen. Demgemäß ist das M ehrfam ilienhaus 
ebenso wie das Einfam ilienhaus, die zusam m en­
gefaßte, geschlossene große W ohnhäusergruppe eben­
so wie die Streusiedlung, der D rei- und V ierspänner 
und das Laubenganghaus ebenso wie d e r Zwei­
spänner zugelassen, wobei es selbstverständlich  den 
Ländern und Gemeinden überlassen  geblieben ist, 
Bauformen zu bevorzugen, die sich nach den örtlichen 
Gewohnheiten als die zweckmäßigsten h erausgeste llt 
haben, oder Bauformen auszusdiließen, die nach den 
jeweiligen V erhältnissen nicht erw ünscht erscheinen, 
ln einem P unkt greifen die R eid isgrundsätze a l le r ­
dings in die Form ung des H ausbaues einschneidend 
ein, nämlich in der Beschränkung d er H öhe der 
W ohnbauten. Die aus der Beschränkung d er B au­
kosten sich ergebende G efahr einer zu starke n 
Häufung von Kleinwohnungen in vielgesdiossigen 
Hochhäusern, deren Errichtung gerade in "den letzten 
Monaten in gewissen A rd iitek tenkreisen  als angeblid i 
wirtschaftlichste und gesundheitlich besonders be- 
vorzugenswerte Bauform p ropag iert w urde, m ußte mit 
allem Nachdruck rechtzeitig bekäm pft w erden. So 
wenig man einerseits gegen die A nordnung d er mit 
allen Annehmlichkeiten ausgesta tte ten  W ohnungen 
bem ittelter Kreise im vielgesdiossigen H ochhausbau 
eimv enden kann — w enngleich die E rfah rungen  
Amerikas auch liier zur Vorsicht m ahnen —, so sehr 
muß der Gedanke verw orfen w erden, die K leinst- 
wohnungen der M indestbem ittelten, bei denen kost­
spielige tedinisdie V erbesserungen nicht in F rage 
kommen, im vielgesdiossigen Hochbau un terzu- 
bnngen, wo die übertriebene  H äufung  d e r  W oh­
nungen an einem T reppenhaus ebenso w ie d ie  A us­
nutzung höher gelegener Geschosse zu unveran tw ort- 
>areii Verhältnissen geführt hätte . D em gem äß v e i-  

langen die R eidisgrundsätze ausdriicklid i eine Be- 
w i  i ung 111R öffen tlid ien  M itteln geförderten

ohnbauten auf höchstens drei Vollgeschosse und 
assen m ehr Geschosse nu r da zu, wo es zur Aus 
ullung von Baulücken oder aus sonstigen zw ingen­

den G ründen unbedingt notw endig  ist. ln den 
Grundsätzen ist bew ußt die T endenz zum Flachbau 
endgültig verankert. E r ist als das P rim äre  be­
zeichnet und dort verlangt, wo die örtlichen V erhält­
nisse nicht unbedingt den  Bau von G ebäuden  m it 
größerer Geschoßzahl erfo rdern . A udi h ier b ringen
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die G rundsätze allerd ings an  und für sieh nichts 
Neues. Entsprechend den b isher bereits von den 
L ändern  in ih ren  H auszinssteuerbestim m ungen fast 
durchw eg festgelegten Vorschriften fix ie ren  die 
G rundsätze lediglich eine Baupolitik, d ie  in der ge­
sam ten Nachkriegszeit bereits erfolgreich eine A uf­
lockerung d e r  S tädte erzw ungen hat. Zusammen mit 
der Bestim mung, nach der die Kosten fü r den B au­
platz, die Aufschließung und die A nliegerleistungen 
10 bis 12 v. H. der G esam therstellungskosten  n id it 
überschreiten  sollen, w erden  die G rundsätze also 
eine v e rs tä rk te  F örderung  des W ohnungsbaues in 
den R andgebieten  der G roßstädte zur Folge haben, 
dort aber, wo innerha lb  der S tad tkerne noch un­
bebau te  G rundstücke ih rer A usbeutung harren , eine 
Senkung der B auplatzpreise zur Folge haben müssen, 
w enn anders an eine N utzbarm achung dieser brach­
liegenden G rundstücke in  absehbarer Zeit gedacht 
w erden soll. H and in  H and m it d ieser Auf- 
schliefiungspolitik muß natürlich ein A usbau der 
städtischen V erkehrsw ege gefordert und eine günstige 
Lage d e r  B auplätze zu den öffentlichen E inrichtungen 
und A nsta lten  besonders im  Auge behalten  w erden.

ln  engem  Zusam m enhang m it den letztgenannten 
N otw endigkeiten  steht die F orderung, daß in  G roß­
städten, soweit möglich, die W ohnungen zu ge­
schlossenen A nlagen nach einheitlichen T ypen zu­
sam m enzufassen sind. H ierdurch soll nicht allein  eine 
w irtschaftliche und planm äßige G eländeerschließung 
und eine möglichste E rm äßigung der auf die einzelne 
W ohnung en tfa llenden  Erschließungskosten an ­
gestrebt, sondern auch eine ra tionelle re  B auaus­
führung  und B auvergebung ers treb t w erden. W er 
den W ohnungsbau der letzten  Zeit überblickt, d e r 
kann  nicht verkennen , daß erfreulicherw eise in den 
letzten  Jah ren  die allzu  große Z ersp litterung  der 
öffentlichen M ittel, d ie die ersten  N achkriegsjahre 
m it sidi gebracht haben, bereits einer p lanm äßigeren 
Zusam m enfassung gewichen ist und gerade in der 
letzten  Zeit die Zahl d e r großen geschlossenen, nadi 
w irtschaftlichen G rundsätzen durchgeführten  W ohn­
hausgruppen  eine sta rke  Zunahm e erfah ren  hat. 
D iese Zusam m enfassung des W ohnungsbaues gibt 
überdies der öffentlichen H and die Möglichkeit zu 
e iner w irtschaftlicheren V erw altung und besseren 
K ontrolle der verw endeten  M ittel. Sie ist daher auch 
vom S tandpunkt der V erw altung so sehr zu begrüßen, 
daß die A ufnahm e dieser Bestimmung, die erstm als 
bere its in den G rundsätzen für das zusätzlidie W oh­
nungsbauprogram m  des Jahres 1930 aufgenom m en 
w ar, in die neuen Reichsgrundsätze von allen be­
te ilig ten  K reisen gewünscht w urde. W enn verlang t 
w ird, daß d ie P lanung  so einzurichten sei, daß 
die großen Baublöcke in einzelne selbständig v e r­
w ertb a re  G rundstücke aufgeteilt w erden können, 
so sollte hierdurch die Beleihung der Bauvorhaben 
erle ich tert w erden, da der H ypothekengläubiger ein 
berechtigtes In teresse d aran  haben muß, daß die 
H ypo thekenverw altung  vereinfacht und die V erw ert­
barke it der beliehenen G rundstücke durch den allzu 
hohen Vermögens w ert der O b jek te  nicht gefährdet wird.

N eben der Beschränkung der W ohnungsgrößen 
kom m t die Absicht der Reichsgrundsätze nach einer 
Senkung der D auerbelastung  des M ieters noch in einem 
anderen  P unk te  besonders zum Ausdruck, nämlich in 
der F rag e  der Sam m elanlagen. Bei der gesam ten 
W olm ungsausstattung läßt sich nicht verkennen, daß 
m an in den le tzten  Jahren , geleitet von dem Be­
streben  nach einer E rhöhung des W ohnw ertes, b is­
w eilen sich zu A usgaben h a t verle iten  lassen, die fü r 
den geringbem ittelten  M ieter eine u n trag b a re  M ehr­
belastung  zur Folge hatten . Vor allem  h a t die hoch- 
entw ickelte Technik zur A nlage an  und fü r sich v o r­
züglich eingerich teter Sam m ellieizungsanlagen, zen­
tra le r  W arm w asserbereitungen , gem einsam er Wasch­
küchenanlagen und sonstiger G em einschaftsanlagen 
verfüh rt. SowTeit d ie D auerbe lastung  der M ieter, die 
sich aus der notw endigen V erzinsung und T ilgung des 
A nlagekapitals, den lau fenden  U nterhaltungskosten  
und den B etriebskosten  zusam m ensetzt, durch V erein­
fachung und V erbilligung der A nlage auf ein e r trä g ­

liches Maß beschränkt w ird, w ird m an auch w eiterhin  
solche A nlagen nicht grundsätzlich bekäm pfen  dürfen . 
Man d arf nicht übersehen, daß die Technik in ste te r 
V orw ärtsentw icklung begriffen  ist, und m an die 
Möglichkeit zu e iner A npassung an  den  W ohnungs­
bau für B esserbem ittelte nicht grundsätzlich v e r­
bauen  darf. D ie Technik hat nun in  den  le tzten  
Jahren  eine Reihe von V erbesserungen gebracht, 
indem  sie z. B. versucht, von einer zen tra len  
H eizquelle in der Küche die übrigen  R äum e der 
W ohnung m it W ärm e m itzuversorgen, oder billige 
W arm w asserbereiter auf den M arkt gebracht hat. 
Auch in der F rage d er W aschküchen w ird  m an von 
F all zu F all berechnen müssen, ob Zentralw asch- 
küchenanlage in einem  Sondergebäude oder aber 
Zusam m enfassung der W aschküchen fü r etw a sechs 
bis acht W ohnungen in je  einer gem einsam en Wasch­
küche im Kellergeschoß zu bevorzugen sein w ird. Es 
scheint, w ie wenn sidi h ier in großen H ausgruppen  
die Z entra lan lage im allgem einen als w irtschaftlich 
erw eist, sofern allerd ings bei ih rem  Bau jed er v e r­
m eidbare Luxus verm ieden wird. A nders liegen die 
D inge beim Bad. H ier hat sich die Z entra lan lage 
nicht bew ährt. A ndererseits w ieder kann  nicht daran  
vorbeigegangen w erden, daß d ie A nordnung eines 
vollkom m en eingerichteten E inzelbades fü r jede  W oh­
nung die M ieten für den M onat um  einige M ark 
erhöht, abgesehen davon, daß auch d e r  W asser- 
und W ärm everbrauch fü r die B äder den  H aushalt 
des M ieters laufend belastet. W enn bei einer 
W ohnung m it 40 qm W ohnfläche durch die A nord­
nung eines E inzelbades 3 bis 4 qm an  W ohnfläche 
mehr benötigt w erden, so muß eine de ra rtig e  M ehr­
ausgabe verm ieden w erden, d a  sie zusam m en m it der 
Installation den M ietaufw and doch m indestens um 
10 v. H. erhöht. D er M ieter, der gezw ungen ist, m it 
jeder M ark seiner H aushaltsausgaben  zu rechnen, 
muß von solchen A usgaben en tlaste t w erden, so e r ­
wünscht diese E inrichtungen auch zweifellos vom 
S tandpunkt der V erbesserung der Lebensgew ohnheiten 
w ären. D ie blockweise Zusam m enfassung der B äder für 
sechs bis acht W ohnungen ermöglicht eine E rm äßigung 
dieser Belastung, andererseits aber auch eine a u sre i­
chende K örperreinigung. Auf jeden  F a ll sollte Siche­
rung- dagegen geschaffen w erden, daß die die M ittel 
vergebenden Stellen die A nlage eines E inzelbades für 
jede W ohnung als V oraussetzung für die H ergabe der 
öffentlichen M ittel fordern. A llgem ein für das ganze 
Reich gültige V orschriften lassen sich indes in allen  
diesen D ingen nicht aufste llen . H ierzu sind die L ebens­
gew ohnheiten zu verschieden. D ie B evölkerung im 
Osten des Reiches ist z. B. seit je h e r  gew ohnt, sich 
in ih ren  Lebensgew ohnheiten s ta rk  einzuschränken, 
andererseits w ieder ist der W ohnungskom fort im 
W esten des Reidies, vor allem  in den in d u stria li­
sierten  G ebieten an Rhein und R uhr, ein v e rh ä ltn is­
mäßig höherer. Ebenso gelten fü r den  W ohnungs­
bau in der G roßstadt vielfach andere  G ew ohnheiten 
als in k le inen  S tädten oder auf dem Lande.

Das gleiche gilt von der H öhe d e r  M ieten. Auch 
hier liegen die V erhältn isse insofern  verschieden, als 
die L ohnverhältn isse in den verschiedenen T eilen des 
Reiches durchaus uneinheitlich sind und sich überdies 
die Bevölkerung in einzelnen G egenden seit je h e r  
da rau f eingestellt hat, größere P rozentsätze ih res 
Einkom m ens für den W ohnungsaufw and zu v e r ­
wenden, w ährend  sie an d erw ärts  sich v iel s tä rk e r  
zu beschränken gew ohnt ist. W enn ab e r der e igen t­
liche Zweck des aus öffentlichen M itteln zu fö rd e rn ­
den W ohnungsbaues gesichert b le iben  soll, so muß 
eine Rücksichtnahm e der M ieten in  den  N eubau ­
w ohnungen auf d ie  A rbeitseinkom m en der großen 
Masse d er B evölkerung gew ährleistet sein. Als 
oberste G renze für den W ohnungsbau der nächsten 
Jah re  muß daher im allgem einen die in  den G ru n d ­
sätzen festgelegte, den  F inkom m ensverhältn issen  der 
b re iten  Masse angepaßte M axim alm iethöhe von 40 RM 
festgehalten  w erden. D ie Fassung d e r  d iesbezüg­
lichen Bestim m ung in den  R eichsgrundsätzen als Soll­
vorschrift erm öglicht a lle rd ings u n te r  gew issen V or­
aussetzungen eine Ü berschreitung dieses Maßes. Nach 
den E rfah rungen  bei dem zusätzlichen B auprogram m ,



bei t|em die Höchstmiete mit 50 RM ^ tg e lc g t  war, 
erschien es als durchaus yerantccoltbar, ntei..
gültigen Bau Programm unter dieses Ma . , ,
zugehen Mit Rücksicht auf die heute noch unk a 
Stabilisierung der Höhe der Altmieten vor aUem 
sdiarf daran festgehalten werden daß die Neubau 
Wohnungen so ausgestattet und fmanziei .
daß sieh Mieten ergeben, che 1?0 v. H. der i riecien 
miete entsprechender Altwohnungen nicht ubersteigen 

Die Reichsgrundsätze tragen also der nun einmal 
leider unleugbaren Not der W irtschaft und Finanzen 
in allen wichtigen Voraussetzungen Rechnung, je  
mehr indes auf eine Einschränkung des Wohnungs­
aufwandes hingewirkt werden m u ß ,  um so scharier 
sollte im Auge behalten werden, daß trotz allem die 
technische Durchführung der Wohnungen nach den 
Grundsätzen solider und einwandfreier Technik e r­
folgen muß und daß dabei die im Interesse der Volks­

g e su n d h e it  unbedingt notw endigen F o rderungen  nicht 
vernachlässigt werden. Licht, Luft und Sonne ist tu r 
die W ohnung des G eringstbem ittelten , der 111 se iner 
Lebensweise an s ta rk e  E inschränkung 111 je d e r  Be­
ziehung gebunden ist, noch vordringlicher als für 
Wohnungen des B esserbem ittelten, d e r sein Leben 
nach vielen Richtungen hin angenehm er und gesunder 
gestalten kann. G erade beim W ohnungsbau fü r che 
breiten Schichten der arbe itenden  B evölkerung 
müssen also die gesundheitlichen N otw endigkeiten  
besonders gesichert w erden. Je frü h e r  ab er w ir 
wieder zu besseren w irtschaftlichen V erhältn issen  
kommen werden, um so eher w ird  auch d ie  Zeit da 
sein wo w ir dem W ohnungsbau auch der M indest- 
bem ittelten alle die technischen und w irtschaftlichen 
Verbesserungen zugute kom m en lassen können, deren 
Berücksichtigung bei der gegenw ärtigen  Notlage 
leider nicht möglich ist. —

ZUR FINANZIERUNG DES NOTPROGRAMMS
GEDANKEN UND ANREGUNGEN
VON REG.-BAUMEISTER ARNOLD KNOBLAUCH, BERLIN, GENERALDIREKTO R DER G A G FA H

Die Notverordnung des H errn Reichspräsidenten 
zur Sicherung von Wirtschaft und Finanzen vom
1. Dezember 1930 behandelt einschneidend die Bau­
wirtschaft in einem ihrer wichtigsten Zweige, nämlich 
in dem Wohnungsbau. Die Notverordnung mit den 
dazugehörigen Ausführungsverordnungen und Regie­
rungserklärungen — soweit diese sich mit der Frage 
des Wohnungsbaues beschäftigen — zeigen etwa 
folgende Gedankengänge:

Ohne jede Unterstützung der öffentlichen Hand 
ist der Wohnungsbau zur Zeit nicht denkbar; man 
hofft aber in einem Zeitraum von fünf Jahren die 
Grundlagen aufgebaut zu haben, von denen aus der 
völlige Abbau jeder Zwangsbewirtschaftung des vor­
handenen W'ohnraumes und jeder Mithilfe der öffent­
lichen Hand bei der Finanzierung des Neubaues 
durchgeführt werden kann.

Für das Jahr 1950 standen rechnerisch etwa 
800 Mill. RM Steuermittel zur Verfügung, die in 
Form von Baudarlehen der öffentlichen Hand dem 
Wohnungsbau zugeführt werden konnten. Die all­
gemeine W irtsdiaftspolitik der Reichsregierung hatte 
sich nun darauf eingestellt, Steuererleichterungen 
durchznführen, um die Wirtschaft von dem schwersten 
Steuerdruck wenigstens etwas zu befreien. Deswegen 
setzte man die Realsteuern rechnungsmäßig um rund 
400 Mill. RM herab und deckte die1 so dem allgemeinen 
1’inanzbedarf fehlenden Mittel dadurch, daß man von 
den bisher dem W ohnungsneubau zur Verfügung 
stehenden 800 Mill. RM die Hälfte für den all­
gemeinen h inanzbedarf beschlagnahmte und nur noch 
400 Mill. RM zur W ohnbauförderung zur Verfügung 
stellte. Nachträglich wurden diese 400 Mill. RM 
rechnerisch noch auf 500 Mill. RM erhöht. Schon bei 
Ausarbeitung der Verordnungen war man sich aber 
darüber klar, daß diese 500 Mill. RM im Jahre 1951 
für die W ohnbauförderung tatsächlich nicht zur Ver­
fügung stehen würden. Die allgemeine Wirtschafts­
lage bringt notwendigerweise erhebliche Minder­
eingange gerade bei der Steuer mit sich, die für die 
v\ ohnbauforderung — Hauszinssteuer — 
ist — die Gemeinden haben in den 
Jahren erhebliche Beträge aus den 
und ff. erst aufkommenden Hauszinssteuer 
schnßt. Vorschüsse, die jetzt unbedingt 
Hauszinssteueraufkommen abgedeckt

Mitteln müssen aber neben der Neubau- 
. auch die ländliche Siedlung und die Aus 

besserungsarbeite"

Aus den 
fördere, ng

angesetzt 
vergangenen 

im Jahre 1931 
rn bevor- 
aus den 

werden müssen.

i r ii iir.n an ^ eu Altwohnungen finanziert 
gegebenenfalls Zinszuschüsse gegeben werden H ier' 
nach werden für die Nenbauförderung tS ä c h l i*  
etwa 250 300 .MUL RM  zur Verfügung stehen U n tS

nunmehr zur Verfügung stehenden Mitteln nur etwa

60 000 W ohnungen noch finanzieren  können  gegen­
über etwa 270 000 W ohnungen, die im Jah re  1930 an ­
gefangen w urden. Eine so s ta rk e  D rosselung  des 
W ohnungsbaues wollte aber die R eichsregierung 
selbst nicht vornehm en. Sie hoffte v ie lm ehr den 
K apitalbedarf je  W ohnung dadurch herabzusetzen , 
daß sie die P reissenkungsaktion für den W ohnungs­
bau durchführte und nu r noch den Bau von so­
genannten Schlichtwohnungen, d .h . ganz k le in en  und 
ganz einfach ausgestatteten W ohnungen förderte . 
F ür diese W ohnungen sollten je  E inheit n u r 1500 bis 
2000 RM Baudarlehen, gegeben w erden, d e r R est des 
Baukapitals sollte auf dem priva ten  G eldm ark t 
dadurch beschafft werden, daß der B auherr sich eine
1. und eine II. H ypothek besorgte. F ü r die II. H ypo­
thek sollte die Bürgschaft des Reiches oder der L änder 
gegeben werden, da m an die Ü bernahm e dera rtig e r 
Bürgschaften den Gem einden nicht m ehr zum uten 
konnte. F erner sollten zur A bdeckung der hohen 
Zinsen derartiger H ypotheken Zinszuschüsse gegeben 
werden. Auf diese W eise hoffte die R eichsregieruug 
den Bau von etwa 165 000 WTolinungen in  die AVege 
leiten zu können. Daneben sollte d e r  Bau von 
w eiteren 50 000 W ohnungen nu r durch Ü bernahm e 
von Bürgschaften und Zinszuschüssen erm öglicht 
werden. So hoffte die Reichs regierung, daß im 
Jahre 1931 etwa 215 000 W ohnungen begonnen w erden 
könnten. Neben dieser grundsätzlichen Ä nderung 
aller Vorbedingungen sowohl der finanziellen  wie 
auch der technischen, ging auch eine w eite re  fü r die 
Mehrzahl der Lander neue organisatorische Ä nderung. 
Lag in der Mehrzahl der F älle  in D eutschland die 
Entscheidung über die Vergabe von B audarlehen  bei 
den Gemeinden, so w urde nunm ehr bestim m t, daß 
mindestens 50 v. H. der W olinbauförderungsm ittel 
durch die Landesregierungen zu vergeben  seien und 
daß cor Vergebung eine P rüfung  des W ohnbedarfes 
in den einzelnen Gemeinden sta ttfinden  sollte. G e­
meinden, in denen eine W ohnungsnot nicht m ehr 
vorhanden ist, sollten auch die restlichen 50 
ihrer Mittel an das Land abgeben. H ier sollte 
mehr gebaut werden.

Die folgenden kritischen B etrachtungen sollen sich 
nur aut die finanzielle und praktische D urchführbar 
keit des Regierungsprogram nis und d ie H indernisse, 
t le ( losei D urchführbarkeit entgegenstellen, beziehen, 
nicht aber auf die w ohnungspolitischen Seiten d e r 

, Lcuchsregierung. Ob die A usführung  von 
Schl uh twoh iiungen zweckmäßig ist oder nicht, soll 
z.B. hier unero rtert bleiben. F ü r die B auw irtschaft 
ist es zunächst unerheblich, ob der B auherr die 
^n ich tung  großer oder k le iner W ohnungen vergibt, 

sie ist lediglich die A uftragserte ilung  in an-

v. H. 
nicht

ur
gemessenem Umfang von W ichtigkeit.

!e Lage des Bau- und W ohnungsm arktes ist 
eine völlig unübersichtliche. D ie B aupreiseheute

100



un terliegen  sehr erheblichen Schwankungen. Die 
M ietbildung ist vollkom m en künstlich, unnatürlich  — 
kein  Mensch k an n  heu te  m it Sicherheit sagen, in 
welcher Höhe einm al B aupreise und M ieten stabil 
w erden. D esw egen scheint es auch unmöglich zu 
sein, heu te W ohnungsbauten ohne jedes öffentliche 
B audarlehen  durchzuführen, w eil fast jeder G eldgeber 
für II. H ypotheken  über die Bürgschaft der öffent­
lichen H and hinaus auch ihre geldliche Beteiligung 
an  dem erhöhten  Risiko des -W ohnungsbaues fordern 
wird. D iese F orderung  w ird besonders w egen der 
letzten  unglücklichen E rfahrungen  mit hauszinssteuer­
freien  W ohnungen erhoben w erden. D er Bau der 
50 000 W ohnungen ohne H auszinssteuerhypotheken 
scheint schon deswegen nicht finanzierbar.

D er F inanzierungsp lan  jener 50 000. aber auch 
der 165 000 W ohnungen ist jedoch praktisch nicht 
durchführbar, weil die F rage der Zinszuschüsse nicht 
gek lärt ist. Soll heu te eine Beleihung zur 11. Stelle, 
d eren  Sicherheit von einer einw andfreien  Lösung 
der Z inszuschußfrage absolut abhängt, durchgeführt 
w erden, so muß die öffentliche H and in der Lage sein, 
auf G rund  einw andfreier gesetzlicher Bestimmungen 
über die nötigen S teuerm itte l zu verfügen, aus denen 
sie die Zinszuschüsse w ährend  des Laufes der Be­
leihung fest Zusagen kann. Auf G rund von Rück­
flüssen aus bereits früher gegebenen D arlehen kann  
die Behörde mit Sicherheit dera rtige  Zusagen in 
großem Um fange nicht machen. Einm al ist bereits 
in großem  Ausmaß zur F inanzierung  frü h e re r Bau­
vorhaben über diese Rückflüsse anderw eitig  ver­
fügt — dann aber beg inn t m an heute ganz allgem ein 
s ta rk  zu bezweifeln, ob diese Rückflüsse auf lange 
Sicht gesehen tatsächlich eingehen w erden, oder ob 
n icht v ielm ehr bei rück läu figer Bewegung der Bau­
preise und M ieten die öffentlichen B audarlehen ihren 
W ert zum großen Teil verlieren  und dam it Zins- und 
T ilgungsraten  für diese D arlehen  aus den Mieten 
nicht m ehr geleistet w erden. D ie Zinszuschußfrage 
ist nun  tatsächlich bis heu te nicht gelöst. Infolge­
dessen ist die D urchführung der F inanzierung des 
W ohnungsbaues im großen gesehen nach den Plänen 
der Reichsregierung üb erh au p t nicht möglich. N ur 
da, wo die B auherren  über besonders billigen 
H y p o thekark red it verfügen, so daß sie m it I. und
II. H ypotheken, ohne Zinszuschüsse zu erhalten , 
arbe iten  können, kann  die F inanzierungsm ethode des 
Reiches angew endet w erden. D enn die Bürgschafts­
frage scheint einigerm aßen praktisch gelöst zu sein. 
D ie Zahl der so zu finanzierenden  W ohnungen wird 
aber beschränkt bleiben. D er größere Teil der 
165 000 W ohnungen w ird nach den vorgeschlagenen 
M ethoden n id it finanziert w erden können.

In A nsehung dieser K alam ität sind die L änder­
reg ierungen  ih ren  eigenen Weg gegangen. Sie 
schreiben den Bau k le inerer, einfacher W ohnungen 
vor, die sie m it einem  B audarlehen von 3000 bis 
4000 RM je  W ohnung beleihen, der Rest der Kosten 
w ird vom E igenkapita l und d er I. H ypothek gedeckt.

Man muß also dam it rechnen, daß zur Zeit nicht 
215 000 W ohnungen finanziert w erden können, sondern 
n u r etw a 80 000. Da diese 80 000 W ohnungen aber 
etw a 20—25 v. H. k le iner sein w erden als die im 
Jah re  1930 errichteten , so muß die B auw irtschaft sich 
d a rau f einstellen , daß n u r ein V iertel des A uftrags­
volum ens des V orjahres in diesem  Jah r zur V er­
gebung kom m en kann. In großen Teilen D eutsch­
lands Mi l d die V ergebung dieser A rbeiten  aber noch 
Wochen dauern . D ie B edarfserm ittlungen zen tra le r 
Behörden, die behördliche U m organisation, die Um­
ste llung  a lle r  E n tw ürfe  und A nträge auf die neuen 
G rundsätze  — alles das e rfo rd e rt unendliche Zeit und 
A rbeit, die noch geleistet w erden muß, bis die Bau­
darlehen  endgültig  gew ährt w erden können. Sobald 
dann  nach Beginn der N eubauarbeiten  die R ohbauten  
vollendet sind, m uß gegen Ende des Sommers 1931 
w ieder m it einem  völligen Erliegen der Bauw irtschaft 
gerechnet w erden.

Zur Zeit nehm en die finanziellen  Schw ierigkeiten 
auch angesehener B auunternehm ungen  zu, und die 
A rbeitslosigkeit steig t erschreckend u n te r den Bau­

arbe itern . Beide Erscheinungen Merden, sobald m it 
dem Program m  1931 begonnen w ird, vorübergehend 
zurückgehen — dann  aber im H erbst dieses Jahres 
m it e rneu ter Schärfe au ftre ten . Das A rbeitslosenheer 
w ird  um rund  eine halbe Million A rb e ite r v e rs tä rk t 
w erden, und  durch große K apitalverluste , Zahlungs­
einstellungen und Zusam m enbrüche auch bisher 
so lventer F irm en w erden nicht n u r die B etroffenen 
sdiM’er geschädigt sein. Noch viel m ehr M'ird der 
B aum arkt im ganzen leiden — denn  eine solche 
V ertrauenskrise  u n te rg räb t natürlich  den K redit des 
B aum arktes, der auf K redit in ganz besonderem  
Maße angew iesen ist. A ber auch der K redit der 
öffentlichen H and d ü rfte  d u rch  eine solche K rise in 
M itleidenschaft gezogen w erden, weil der B aum arkt 
heute fast ganz eine F inanzaufgabe der öffentlichen 
H and gew orden ist.

D azu muß noch bem erk t w erden, daß die sta rke  
Entw icklung der B auunternehm ungen und der Zuzug 
von A rbeite rn  in diese eine Folge der Subventions­
politik  eben derselben Behörden ist, die nun plötzlich 
dem BaugeM-erbe in d ieser k a tastro p h a len  Form  den 
Lebensfaden abschneiden Mollen.

Ganz besonders h a r t M'ird das Baugew erbe da­
durch von den R egierungsm aßnahm en betroffen, daß 
heute w eder P riva te  A ufträge in  nennensw ertem  Um­
fange herausgeben können noch die F inanzierung  der 
übrigen B aupläne der öffentlichen H and im Hoch-, 
Tief- oder S traßenbau in größerem  U m fange möglich 
sein dürfte . So sind die Aussichten des gesam ten 
BaugeM’erbes im laufenden Jah r außerordentlich  
trostlos. Es besteht die G efahr, daß die E rw erbs­
losenziffer selbst bei anziehender Kon jun k tu r anderer 
Industrien  durch das A uftre ten  großer Massen a rb e its­
loser B auarbeiter n id it n u r nicht abnim m t, sondern 
eher zunim m t. Das k ann  aber die R egierung aus 
finanziellen und politischen G ründen nicht ertragen .

Es kann  h ier nicht untersucht w erden, ob nicht 
durch E insparungen auf anderen G ebieten die Mittel 
hätten  freigem acht w erden  können, die jetzt zu einer 
besonderen F örderung  der Bauw irtschaft fehlen. N ur 
eins muß k la r ausgesprochen w erden, durch neue 
S teuern  oder durch G efährdung der E tats der öffen t­
lichen H and dürfen  die M ittel nicht aufgebracht 
w erden. D ie BauM'irtschaft ist m ehr w ie fast alle 
anderen  W irtschaftszw eige auf K redit, und zw ar be­
sonders auf langfristigen K redit angew iesen. Im 
In lande k ann  dieser K redit nu r beschafft w erden, 
w enn die K apitalb ildung gefördert M’ird, d. h. w enn 
nicht durch neue S teuern nach und nach jede K ap ital­
bildung unmöglich gemacht w ird. Jede G efährdung 
unserer öffentlichen F inanzen u n te rg räb t aber den 
K redit unse re r G esam tw irtschaft im In lande ebenso 
sehr wie im A uslande. So muß gerade die Bau­
M'irtschaft eine K onsolidierung der F inanzen  der 
öffentlichen H and fo rdern  und daneben dringend vor 
allen  M aßnahm en w arnen, die der K apitalb ildung  im 
In lande entgegenstehen.

Aber auch noch aus einem w eiteren  G runde M’ird 
die Bauw irtschaft jene F orderungen  erheben  m üssen, 
ja auch von sich aus au f einen gewissen p lanm äßigen 
und vorsichtigen Abbau d e r  B au tä tigkeit im a ll­
gem einen drängen  müssen. Die BauM’irtschaft leidet 
heute u n te r einer Zinshöhe, die ih re  gesunde Ent- 
wicklungsmöglichkeit un terb indet. D er Zinssatz von 
8— 10 y. H. fü r langfristiges K apital in a lle re rs ten  An­
lagen ist tatsächlich nicht erträglich. N eben anderen  
G ründen  h a t aber die künstliche und — von rein  
wirtschaftlichen G esichtspunkten aus gesehen — un­
natürliche Hochzüchtung der Bauw irtschaft m it dazu 
beigetragen, das langfristige L eihkap ita l so enorm  
zu verteuern . Um der W ohnungsnot, jener schreck­
lichsten Plage, u n te r  der das deutsche Volk gelitten  
hat, zu steuern , m ußte gebaut w erden, m ußte auch 
schnell gebaut w erden. Nicht danach richtete sich 
der B aum ark t, ob fü r ihn  das nötige K apital vo r­
handen  w ar, sondern  danach, w ie durch zinslose 
H ergabe erheblicher T eile des B auaufw andes die 
M öglichkeit geschaffen w erden konnte, dem  G eldgeber 
langfristigen  K apitals möglichst verlockende Zins­
bedingungen zu konzedieren. Auch um den M arkt



für langfristige Anlagen wieder zu ^
liiiltnissen zuriickzufuhren. ' zurückzuführen,
Wohnungsbau langsam auf .. - Deuts<hlands ent-
das der Kapital- und K «  g Bauwirtsdiaft
Ä .  f-tg eh a lten

" " (l f S S X S . ' ' f e e ’not-
S Ä  I f n ^ ^ n k u n ^ ' ^ f  irtVÄa« darf aber 
nidit so radikal und plötzlich durchgefuhrt werden,
wie dies reizt der l<ill ist. ,

Fs liegt im allereigensten Interesse der öffent­
lichen Hand, hier planmäßig vorzugehen wie <lies ja 
auch dem Grundsatz nach m den Absichten der 
Reichsregierung lag, die mit einem fünfjährigen 
Ubergangsstadium rechnete. . , , ,

Der mit Sicherheit im Herbst auftretenden Not 
des Baugewerbes muß aber schon jetzt |nl*t ]a er 
Energie entgegengearbeitet werden. Dabei kann 
zunächst als Grundlage die Finanzierungsmethode 
der Reichsregierung angenommen werden, kleinere 
Baudarlehen zu geben und die iibrigbleibenden Bau- 
kosten neben Figenküpitcil mul l. Hypothek duich eine
II. Hypothek zu decken. Um diesen Plan praktisch 
durchzuführen, sollte man in diesem Krisenjahr der 
deutschen Wirtschaft nicht vor Maßnahmen zurück- 
schrecken. die sonst unangebracht sind, und sich 
entschließen, etwa I—2 v. II. des gesamten Hauszins­
steueraufkommens von 1600 Millionen auf die Dauer 
von 25 Jahren gesetzlich für den Zinsendienst dieser
11. Hypotheken festlegen. Aber nur als Ausnahme- 
maßnahme kann dies gedacht sein, denn es ist bekannt, 
daß mit Kapitalhergabc ein weit größerer Effekt 
erzielt wird, wie mit der Zinszuschußmethode. Die 
Kapitalbeschaffung für die II. Hypotheken wird man 
nicht durch die Behörden ganz allgemein besorgen 
können. Hier muß wieder die private Initiative ein- 
setzen. Um Aufträge zu erhalten, w ird die Bau­
wirtschaft liier wieder eigene, ganz verschiedenartige 
Wege gehen müssen, um wie vor dem Kriege von 
sich aus den notwendigen Kredit zu besorgen. Uni 
diese Privatinitiative wieder anzuregen, sollte man 
sich grundsätzlich dazu entschließen, weniger von 
oben her zu reglementieren, sondern auch dem Ver­
antwortungsbewußtsein der Unternehmungen jeder 
Art möglichste Handlungsfreiheit lassen.

Für die Wohnungen wird aber die Bereitstellung

öffentlichen K apitals — wie gesagt notw endig sein. 
Einen Peil der Mittel muß m an dadurch gew innen, daß 
man die M ittel der produktiven  E rw erbslosenfü rso rge 
und der W ohlfahrtsetats der G em einden einsetzt, um 
nrohibitive E rw erbslosenfürsorge auch durch den 
W ohnungsbau zu treiben. Regt m an den W ohnungs­
bau durch H ergabe geringer B audarlehen  aus jenen  
Mitteln an. so kann  m an die E rw erbslosenm itte l 
erheblich sparsam er und erfolgreicher einsetzen als 
durch Zahlung der U nterstü tzungen. D arü b er sind 
einwandfreie Berechnungen angestellt. Sehr wichtig 
ist es aber, daß das V erfahren  vere infach t w ird, 
dam it der B auherr, der aus jenen M itteln G eld haben 
kann und will, auch in absehbare r Zeit eine Zusage 
erhalten  kann.

In dieser K risenzeit soll inan sich auch nicht 
davor scheuen, einen gewissen V orgriff au f die S teuer­
mittel des Jahres 1932 vorzunehm en. D ie Zwischen­
finanzierung eines solchen V orgriffes kann  nicht e rn s t­
lich auf unüberw indbare Schw ierigkeiten stoßen. 
Und schließlich sollte m an die B auherren , d ie  b isher 
H auszinssteuerhypotheken erha lten  haben, anregen, 
die Hypotheken zurückzuzahlen. D a langfristiges 
Leihkapital heute m it 7—8 v. H. verzinst w ird , ist der 
innere W ert der B audarlehen, die m eist n u r mit 
1 v. H. verzinst w erden können, ein sehr geringer. 
Die öffentliche Hand erhä lt einen sehr guten  Kurs 
für ih re Anlage, wenn sie die D arlehen  bei Zahlung 
von 25 v .II. des N ennw ertes zurücknim m t und den 
D arlehensnehm er von allen  beh indernden  Be­
stimmungen befreit. Beläßt sie dann das G eld selbst 
in Form von H auszinssteuerdarlehen dem  B auherrn  
zum W eiterbau, so w erden erhebliche M ittel sowohl 
von den Besitzern von E igenhäusern als auch von 
größeren Miethausblocks zurückgezahlt w erden. Die 
Regierung sollte bei den Instituten, die. die I. H ypo­
theken gegeben haben, anregen, daß diese die b isher 
getilgten Beträge erneut den B auherren  zur V er­
fügung stellen zum Zwecke der R ückzahlung von 
Hauszinssteuerdarlehen. Es muß unbedingt gefordert 
werden, daß die Reichs- und L änderreg ierungen , die 
jetzt darangehen wollen, ein A rbeitsbeschaffungs­
programm für das Jahr 1931 aufzustellen , schnellstens 
an die Lösung der oben um rissenen P roblem e heran- 
gehen. Es ist die höchste Zejt dazu — sonst können 
im laufenden Sommer die V orarbeiten  für die H erbst­
arbeit nidit geleistet werden. •—

BAUKOSTEN UND MIETEN DER 
GROSSSTÄDTISCHEN KLEINSTWOHNUNG

VON DR. KARL BROCKSCHMIDT, BERLIN

Die Reidisriditlinien für den Wohnungsbau 
1931 sind durch zwei scheinbar gegensätzliche Ten­
denzen gekennzeichnet. Der starken Reduktion der 
Hauszinssteuermittel von insgesamt 900 Mill auf 
nominell etwa 500 Mill. RM für 1951 mit ihren kata­
strophalen Folgen für die Beschäftigung des Bau­
gewerbes steht eine Politik gegenüber, deren Ziel die 
Erreichung niedriger Kleinwohnungsmieten durch 
.'Senkung der Baukosten ist. Die Situation am Neu­
wohnungsmarkt die das Jahr 1930 kennzeichnet, 
drängte zur Abhilfe. Die Mieten in den Großstädten 
und ganz besonders in der Reichshauptstadt hatten 
eine Hohe erreicht, die schlechterdings das Ziel der 
staatlichen Mohnbaupolitik nach dem Kriege und 
insbesondere das System öffentlicher Kapitalbei- 
... en in der Finanzierung der Wohnungsproduktion 
illusorisch mach en: für die minderbemittelten Be 
'.  eru ngsscl, ich t en hygienisch einwandfreie und 
räumlich zureichende Wohnungen zu erschwinglichen 
- leten zu schaffen. Die Vermietungskrise für Neu 
"ohnungen -  in Groß-Berlin eine in L  p 
zwar stark übertriebene, aber doch nicht feSSe 
leugnende Tatsache; in den übrigen^ r ,  cht wegzlI. 
in geringem Maße vorhanden -  w » ? t M 6? nur 
sehen das Zeichen einer stark forcierten"Wrhn gC" 
Produktion, in ihrem Kern jedoch die f  ,hnunP -  
AW eidiung den

Einkommen der noch nicht m it W ohnungen v er­
sorgten Schichten. Im Jahre  1950 w ar der K reis der 
kaufkräftigen N achfrage erschöpft. D as P roblem  der 
I.iweiterung des A bsatzradius fü r N eubauw ohnungen 
nach unten, oder — anders gesehen — d e r P re is­
senkung für die W are W ohnung in einem  Maße, daß 
nicht nur W ohnungsmangel an  sich, sondern die 
Kautschwache W ohnungsnot befried ig t w erden kann 
war damit in a ller Schärfe gestellt.

Die Meinungen über den Weg, d e r einzuschlagen 
u ar, gingen stark  auseinander. In den K reisen der 

augenossenscliaften und der w olinungsreform ischen 
Verbände w urde durchgängig die A uffassung v e r­
beten , daß eine M ietensenkung bei selbstverständ- 
Ä 1 7 rmeidi;ng zu großer A ufw endungen, aber 

l unter E inhaltung eines w ohnungshygienischen 
Minimums nur durch eine V erbesserung d e r  F inan- 
zierungsbecl'ngungen, durch eine bessere D otierung 
K n ° ul iU r e rre ic h b ar  sei, sofern der
m ci'\UIIn- Vi> i nicht die V oraussetzungen für eine 
nachhaltige Baukostensenkung schaffe. D ie Reichs-
Wolcr*1*1̂  entschied sich für den W eg des geringsten
V p.li S- an ’ ^e" W eg der B aukostenersparn is  du rch  Verkleinerung <1,,,. w ..i ......• ■«... 1 »c- ,
deder w  Erung W ohnungsgrößen und M inderung 
ItmVi 0 , unEsaussta ttung . Mit dem zusätzlichen 
neicMswohn u n gsprogram m  w urden  die Tendenzen zur 
E inschränkung d er W ohnfläche und zt “zur V ergrößerung
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des A nteils der K leinstw ohnungen am G esam thau­
volum en, die in den m eisten Kommunen und ganz 
besonders in den G roßstädten zu verzeichnen 
w aren , in  einem  Maße verstä rk t, daß — w ie audi 
heu te  von offizieller Seite zugestanden w ird — „eine 
G efährdung der erfreulichen w ohnungsreform ischen 
Ergebnisse d e r  N achkriegszeit“ zu befürchten w ar1). 
W enn das zusätzliche R eiehsw ohnungsbauprogram m  
1930 durch die B ereitstellung von Sonderm itteln  und 
durch  den hohen prozentuellen  A nteil der staatlichen 
B audarlehen an der G esam tfinanzierung die M iet­
senkung noch als das H auptziel der neuen W endung 
in d e r W ohnungspolitik des Reiches erscheinen lassen 
konnte, so schafften  die w enige M onate spä ter e r ­
folgten E rk lärungen  des R eichsfinanzm inisters und 
schließlich die N otverordnung vom i. D ezem ber 1930 
K larheit darüber, daß d er H auptzw eck d er neuen 
P o litik  w ar, „den W ohnungsbau auf die E rbauung 
von Zw ei-Zim m er-W ohnungen m it Küche und auf ganz 
k le ine  W ohnungen zu beschränken, um dadurch (!) 
einen Teil der 800 Mill., die h ie rfü r V erw endung 
finden, fre i zu m achen.“2)

D er W iderspruch zwischen den beiden offiziellen 
Zielsetzungen, von denen die Forderung  nach Miet- 
senkung keine ungeschickte soziale T arnung des In ­
teresses an  einem  A bbau der öffentlichen Subven­
tion ierung  des W ohnungsbaus und an einer s teu er­
lichen Begünstigung an d e re r Schichten als der Neu- 
w ohnungs-R eflektanten  w ar, ist infolge des Absinkens 
der Baukosten in d e r generellen  W irtschaftskrise 
1930/31 n ich t in dem  Maße hervorgetre ten , w ie es 
bei stab ile r P reislage am  B aum arkt der F all gewesen 
w äre. Es ist ein V erdienst der Krise uncí nicht — der 
R eichsregierung, deren  M öglichkeiten zur M anipu­
lie rung  des B aum arktes ja  auch eng begrenzt sind, 
w enn im F rü h ja h r  1931 von der B aukostenseite her 
die gleichen V oraussetzungen e rre ich t w orden sind, 
d ie  im Jah re  1928 re la tiv  angem essene N eubaum ieten 
erm öglichten. D ie Entw icklung ist in d ieser Be­
ziehung gleichsam zu ihrem  A usgangspunkt zurück­
gekehrt. E ine B erliner Zwei-Zimmer-W ohnung von 
56 qm in  dreigeschossiger Bauweise — um einen 
W ohnungstyp als Beispiel zu w ählen, für den der 
höchst zulässige Satz an H auszinssteuerm ittel nach 
den preußischen R ichtlin ien  1931 erre ich t wrnrden 
kann  —, konn te  M itte 1926 zu G esam tgestehungs­
kosten  von 11 000 RM in A uftrag  gegeben werden. 
D ie Kosten stiegen bis zum H öhepunkt der Baukon­
ju n k tu r, bis zum Septem ber 1929, auf 12 300 RM, um 
bis Marz 1931 w iederum  au f 10 900 RM zu sinken. 
D ie Mieten, d ie sich für diesen W ohnungstyp in den 
verschiedenen B au jah ren  ergeben, dem onstrieren  auf 
das deutlichste, daß die M iete sehr wenig über das 
V erhältn is von A ufw and und E ffekt in der B aukosten­
gestaltung besagt, und um gekeht w eit m ehr als 
die B aukosten die F inanzierungsbedingungen en t­
scheidend sind. Bei einem G esam taufw and au öffent­
lichen M itteln von 8600 RM im Jahre  1926 konnte 
eine M onatsm iete von 49 RM, die w eniger als 150 v. II. 
d er F riedensm iete ausm acht, erz ie lt w eiden. W enn 
d er gleiche W ohnungstyp 1930 zu m onatlich 76 RM 
verm iete t w erden mußte, so kom m t d arin  die Tendenz 
zur V ergrößerung der W ohnungsziffern, also auch zu 
s tä rk e re r  A rbeitsbeschaffung fü r das Baugew erbe mit 
den M itteln e iner S treckung der öffentlichen H ypo­
theken  je  W ohnungseinheit bei s ta rk  gestiegenen 
Baukosten zum Ausdruck. D am it w urde am  Bedarf 
v o r b e i f i n a n z i e r t .

W enn die je tz t zu verzeichnende B aukosten­
senkung u n te r den Stand von 1926 keinesw egs aus­
reicht, um d ie außerordentlich  sta rke  E inschränkung 
d er ö ffentlichen K apitalbeih ilfen  w ettzum achen, so 
is t der Zwang gegeben, d ie  W irkungen der Krise 
d u rch  k ü n s t l i c h e  Senkung d er G estehungskosten 
je  W ohnungseinheit zu verstä rken . Man kann  und 
m uß —- sofern  es noch n ich t geschehen ist! — E in­
sparungen  in  der A ussta ttung  und durch  V erringerung

!) O b e rre g ie ru n g s ra t D r.-Ing . B a r d o « :  „ D ie  D urch füh rung  
des zusätz lichen  R eichsw ohnungsbauprogram m s 1930 in P re u ß e n “ 
in  ,,V o lk sw o h lfah rt“  vom 15. F e b ru a r  1931.

2) M annheim er R ede des R eichsfinanzm in isters  D i e t r i c h  
vom 4. S ep tem ber 1930.

G e s t e h u n g s k o s t e n  e i n e r  B e r l i n e r  56- q m - W o h n u n g  1026—31 
m. Bad und Balkon (3-gesch. Bauweise/Zwei-Spännertyp)

Bau­
kosten­
index

Vergabe­
termin

Gesamt-
Geste-
hungs-
kosten

RM

öffentlic

H auszins­
steuer-

Hypothek
RM

le Mittel
S tädt. Zu­
satz-Hy­
p o th ek 1) 

RM

Nom. 
Zins d. 

erststell. 
Hypo­
thek 
v. H.

1 Monats­
miete

RM

156,8 Jun i 1926 11000 6 000 2 600 9 49.—
175,1 Ju li 1927 1 1  600 3 700 — !) 7 */, 65.—■
173,5 Mai 1928 12 000 4 800 1700 8 ’/j 75.—
181.4 Sept. 1929 12 300 5 000 1 700 8 */a 76.—
149,9 März 1931 10 900 — __ __
149,9 März 1931 10 300>) 4 500 700 •) 7 V. 55.50

J) B edingungen: 2 v. H. Zinsen und 2 v. H. Tilgung. 2) Zinszuschüsse 
und Bürgschaften. l ) Reduzierte Geschoßhöhe u. vereinfachte A usstattung; 
2*/? Zimmer auf gleicher Grundfläche wie bisher 2 Zimmer. 4) M indest­
höhe der erforderlichen Bürgschafts-Hypothek.

der Geschoßhöhe erzielen, die fü r d ie W ohnung 
unseres Beispiels 600 RM betragen. Es ist möglich, 
einen größeren w ohntechnischen E ffek t dadurch  zu 
erreichen, daß z. B. auf der gleichen G rundfläche 
von 56 nm 2XA  Zimmer sta tt 2 Zimm er un te rgeb rach t 
werden. D ie G renzen dieser W ohnraum verkleine- 
rung liegen jedoch in den Funktionen, die bestim m te 
W ohnungstypen fü r bestim m te W ohnbedürfnisse b e ­
halten  müssen, w enn ih re  M arktgängigkeit auf die 
lange Sicht ih rer Lebensdauer gew ahrt b leiben soll. 
Die Psychose um das zusätzliche Reichs-W ohnungs­
bauprogram m  ist insofern gewichen, als m it den 
G rundsätzen fü r den K leinstw ohnungsbau 1931 a n e r­
k an n t ist, daß für die B efriedigung der W ohnbedürf­
nisse von Fam ilien mit K indern W ohnungsgrößen von 
45—60 qm erforderlich  sind. D iese W ohnungstypen 
sind jedoch in zahlreichen G roßstädten nicht m it H aus­
zinssteuer-H ypotheken von 4000 bis 4500 RM (den 
höchsten Sätzen) ausreichend zu finanzieren , ebenso­
wenig wie m it diesen Sätzen M onatsm ieten im Rahmen 
von 20 bis 40 RM erzielt w erden können. (Die S tadt 
Leipzig bew illigte 1929 8000 RM je  W ohnung für 
städtische Bauten und gem einnützige B auherren . Die 
Mieten betrugen  11 RM je  qm und Jahr oder 52 RM 
liir eine 56 qm-Wohnung. D ie neuen sächsischen 
H auszinssteuer-R ichtlinien gestatten  einen H öchstsatz 
an H auszinssteuerm itteln  von 4000 RM je  W ohnung.) 
Es ist gewiß löblich, das Ziel n ied riger M ieten zu 
proklam ieren. N ur — m üssen dann  auch die Vor­
aussetzungen in der F inanzierung  geschaffen w erden.

D ie Schw ierigkeiten, die einer zureichenden 
F inanzierung des d iesjäh rigen  Bauprogram m s gerade 
in den G roßstädten entgegenstehen, sind w eniger in 
der R eduktion der H auszinssteuer-H ypotheken  um 
% bis Ya zu suchen, d eren  Ausmaß vielfach der k on ­
ju n k tu re llen  B aukostensenkung entsprich t, als v ie l­
m ehr in dem  F ortfa ll der Sonder-H ypotheken in 
I orm  von B ürgschafts-H ypotheken, Zusatz-H ypotheken 
usw., die b isher in den m eisten S tädten  aus E ta ts ­
oder A nleihem itteln  zur V erfügung gestellt w urden. 
Sehen w ir davon al). daß die preußischen H auszins­
steuer-R ichtlin ien  z. B. die Bew illigung von Zusatz- 
H ypotheken außer in besonders gearte ten  E inzelfällen  
n icht zulassen, so muß als Tatsache hingenom m en 
w erden, daß d ie F inanznot d e r K om m unen ihnen  
nicht m ehr gestattet, die b isherigen  Sonder-K apital- 
beih ilfen  zu gew ähren. D er A usfall d ieser M ittel 
aber schafft ein „Loch" in der F inanzierung , das n u r 
durch  die B ereitstellung s taatlicher B ürgschaften für 
I-b-H ypotheken n e b e n  der H auszinssteuer-H ypothek  
ausgefüllt w erden kann. D as Ausmaß d ieser zusätz­
lichen B ürgschaften w ird le tztlich  durch  die t a t ­
s ä c h l i c h e  E igenkap ita lau fb ringung  d er B auherren  
bestim m t. Auch h ier w erden die staatlichen  R ich t­
linien — B ereitstellung von m indestens 10 v. H. der 
G esam tkosten aus E igenm itteln  — m ehr regu la tive  
Idee als b indende V orschrift bleiben. Dem p riv a ten  
K apital b ie te t d ie  E rstellung  von K leinstw ohnungen 
bei streng begrenzten  M ieten, d ie  keine  ausre ichende 
R ente des E igenkapitals gestatten , w enig A nreiz. D ie 
R eserven v ie ler städ tischer und gem einnütziger G e­
sellschaften  sind durch  die jähen  B aukostenste ige­
rungen  der Jah re  1928 bis 1930 verbraucht. Die 
G enossenschaften, in denen m ühsam  A nteile von m eist 
300 RM zusam m engespart w erden, können  ebenfalls 
n icht die erfo rderlichen  E igenm itte l au fbringen . Kein
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/ ■' i .1 ili die liier entstehende Erhöhung der
f S i W  ; w  de, B'!“ Ä , . n g 1 ? ' i ä r » ? . Uden 
S ' “ » * » ' « "  T"cht vorziel,t," Skt.™  Koste,.-
kalkiilationen anzuerkennen.

.. Rc r i i n p r  l 1 „ - Z i m m e r - Wo h n u n g  Ge s t e h u n g s k o s t e n  e i n e r  Be r l i n e r  1 2
(3-gesch. Bauweise) ______________

Vergabe-
termin

qm

Gesamt­
bau­

kosten 

in RAI

Hauszins­
steuer- 

Hypothek 
* RM

Städtische
Zusatz-

Hypothek
RM

Monats­
miete

in RM

Juni 1926 
Sept 1929 
April 1931 
April 1931

50 
48 
48 ) 
43 )

9 800 
10 800 
9 600 
8 700

5 500 
4 900 

(4 900) 
4 900

2 400 
1 500 

(1 500) 
950 

bzw. 330 
erforderl. 
Bürgsch.- 
Hypothek

44 — 
60.— 

(43.50) 
47.50 

bzw 46.—

') Darstellung des Mieteneffekts der Baukostensenkung und Zinsver­
billigung gegenüber 1929 unter der Voraussetzung gleicher öffentlicher 
Mittel ) Reduzierte Gesch ßhölie und vereinfachte Ausstattung.

Wenn die Reichsgrundsätze für den Kleinwoh­
nungshau das diesjährige Bauprogramm im wesent­
lichen auf Wohnungstypen bis 43 ff111 beschränken, so 
ist damit nicht schlechthin einer den Einkommens­
verhältnissen der unteren Bevölkeruugsschichten an- 
gepafiten Mietbildung, sondern der Finanzierungs- 
notlage Rechnung getragen, die der übereilte Zwang 
der Notverordnung geschaffen hat. Diese Verlagerung 
des Schwergewichts vom Kleinwohnungsbau (Haupt- 
Typ in vielen Städten: 4 8  qm) auf die Kleinst­
wohnungserstellung wird rein finanztechnisch bereits 
in Preußen durch die Begrenzung der durchschnitt­
lichen llauszinssteuer-1 Jypothek auf höchstens 3500 RM 
bzw . in Orten mit besonders hohen Baukosten 4000 RM 
erzwungen. Sie muß jedoch derart erfolgen, daß der 
Notstand der gegenwärtigen Depression nicht zur 
Norm und Gefahr der zukünftigen Entwicklung ge­
macht wird. Es ist wohntechnisch vertretbar, daß 
der für eine Kleinfamilie berechnete 1K-Zimmer-Typ 
Berlins von 48 qm auf 43 ff1» etwa reduziert wird. Mit 
dieser Fläclienbeschränkung ist jedoch die Grenze 
erreicht, unter die man bei Vorhandensein eines Voll­
bades nicht heruntergehen darf, ohne daß die Woh­
nung in der Größe der Einzelräume, in der Raum­
anzahl und -Anordnung jenes Mindestmaß an Neu­
tralität, an Anpassungsmöglichkeit an verschiedene 
W ohnbediirfnisse verliert, durch die sie — ange­
messene Mietbildung vorausgesetzt — auch noch nach 
Jahrzehnten marktgängig bleiben kann. Diese Rück­
sicht auf eine spätere, weniger gespannte Marktlage 
muß auch in der Ausstattung der Wohnung mit Bad 
und Balkon jenen Mindestanforderungen Rechnung 
tragen, die Großstädter — und das gilt ganz beson­
ders für Städte im Süden und Westen des Reiches und 
tur Berlin — an eine Neuwohnung stellen und in 
künftigen Jahren wohl in noch stärkerem Maße stellen 
werden. Das wolinungsliygieniseh Vertretbare ist liier 
das kaufmännisch Richtige. Der Beweis, daß man 
mit Rücksicht auf die erhöhte Belastung des 
minderbemittelten Mieters auf den Einbau eines Bades 
verzichten müsse, entbehrt der inneren Berechtigung
(MeU,lVtSle| ir-*  ellCn vor?etra,Ben wir(l- l,eidie Möglichkeiten eines Ausgleichs durch weniger 

e Drosselung der öffentlichen Kapitalbeihilfen

S a S  üege„dUrCl1 Ge"ährimg ^ i n g f ü g ^

I =  Hypothek 3500 EM 1 7' , v. H Zins 4
1 b =  Bürgsch.-

Hypothek 330 
Hauszinssteuer- 
Hypothek . . . 
Eigengeld . . .

4000
870

n ä V  i  v. H. •„ -f. i

. > 1  V. H. „ + 0
» a o v. H. „ y  o

Bewirtschaftung-

jährliche Gesamtlast 
Miete je qm +  Jahr
Monatsmiete

H. Tilgung = 280.— RM

H. 26,40 „

H.
H.

40.— 
43.50 „

389.90 RM 
162.10 „

552.— RM 
12.81 „
4 6 .-  „

Man darf jedoch nicht verkennen  daß die als 
Maßnahme zur Senkung überhöhter ö rtlich er B au­
kosten begründete E insparung an  öffen tlichen  H ypo­
theken ie W ohnungstyp bei dem augenblick lichen  
Stand der Dinge die Tendenz zu e iner d e ra rt w eit­
gehenden Q ualitätsm inderung der W are W ohnung in 
sich trägt, daß in der näheren  Z ukunft eine E n t­
wertung der bew illigten öffentlichen K ap italien  zu 
befürchten ist. W enn sich in der F inanzierung  einer 
43-qm.Wohnung in Berlin mit G esam tbaukosten  \ on ick 
8700 RM die bereits auf K am pfpreisen basieren , ein 
Fehlbetrag von 330 bis 930 RM (je nach der Höhe 
des tatsächlich vorhandenen E igenkapitals) erg ib t, und 
Bürgschafts-Hypotheken zur D eckung dieses Defizits 
nicht zur Verfügung gestellt w erden, so w ird  d e r  Bau­
herr zum Verzicht auf das Bad, den Balkon und evtl. 
die D oppelfenster gezwungen. In G roßstädten  m it 
gleichem oder höherem  B aukostenniveau (Berlin steht 
keineswegs an der Spitze, wie die E rhebungen  des 
Reichsw irtschaftsrates und der Bericht ü b er die 
D urchführung des zusätzlichen Woh nungsbau-
programms beweisen), denen nicht die H öchstsätze für 
H auszinssteuer-H ypothek eil zugestanden w erden, 
müßte man sich' etwa zu 25 «n-A ußenw änden und 
w eiteren Maßnahmen auf dem W ege zur E r s a t z -  
w a r e entschließen.

1 - Z i m m e r - W o h n u n g  v o n  36 qm i n B e r l i n  
(in dreigeschossiger Bauw eise)
Gesam tbaukosten 7 700.—  RM 

I. Hypothek . 3100 RM ä 7 l/s v. H. Zins +  V ,, v. H. T ilgung =  248.— RM 
I b. Bürgsch.-

Hypothek . 330
Hauszinssteuer- 
Hypothek . . . 3500 
Eigengeld . . . 770

ä 7V2 v. H.

ä 1
ä 5

v. H. 
v. H.

+  V. v. H.

+  0 v. H. 
+  0 v. H.

Bewirtschaftung

Miete je qm +  Jahr 
Monatsmiete

=  26.40 „

=  35.— „
, 38.50 „

347.90 RM 
151.55 „
499.45 RM 

13.87 „ 
41.65 ,

Friedensmiete je qm +  .Jahr 8.— RM. Erforderlicher Zinszuschuß zur 
Senkung der Miete auf 150 v. H. der Friedensm iete . . . 67.80 RM p. a.

Es ist w irtschaftlich n icht w eniger falsch, wenn 
das Dilemma, das durch die Begrenzung d er durch­
schnittlichen Höchstsätze für H auszinssteuer-H ypo- 
theken entsteht, durch Forcierung  des Baus von 
Wohnungen un ter 4 0  qm gelöst w ird, fü r die bei ab ­
solut niedrigeren G esam tbaukosten u n te r der V oraus­
setzung eines gleiclibleibenden D urchschn ittsbe trages 
an öffentlichen M itteln in der Tat eine lückenlose 
l1 inanzierung ohne zusätzliche B ürgschafts-H ypo­
theken erreichbar ist. N achdem  die neuen  Reichs­
richtlinien und noch m ehr die A usführungsbestim ­
mungen der Länder an e rk an n t haben, daß eine W oh­
nung von 32 bis 40 qm nicht als w ohnku ltu rell zu- 
ieichende Behausung für eine Fam ilie m it Kindern 
angesehen werden kann, daß diese \ \  ohngrößen aus- 
schließlich liir die Bedürfnisse von kinderlosen Ehe­
paaren, Rentnern, Ledigen usw. gedacht sind, darf man 
wohl teststeüen, daß die E rhebung dieser W olmungs- 
ypen zu Haupttypen des B auprogram m s ein Vorbei- 
)auen an dem wichtigsten und dringlichsten Woh- 

nungsbedarf, dem der K leinfam ilie mit K indern, be- 
'■ y ,<n " lll'de. Man darf in diesem Zusam m enhänge 

clit außer acht lassen, daß die K leinstw ohnung die 
re- ativ teuerste ist. G erade u n te r w irtschaftlichen 
Ansichten wt ein mit der V erringerung  der W ohn­
fläche unter 40 qm s ta rk w achsendes M ißverhältnis 
N  , ü T 1 4 ufwtVul 11 n'l N utzeffekt zu konstatieren , 
k n . f (ler Geling zeigen die Bau- 
R-ii. • VOn Nleinstwoliiningen in viergeschossiger 
Bauweise je q m  W ohnfläche folgendes Bild:

60 qm 56 qm 4 3  qm %  qm
1 K Zim m er 1 Zimmer 
200,58 RM 209 RM 

D ifferenz 
8,42 RM 
+  7  q m

Kosten der F lächeneinheit bei der 
um 18 v II. höher als bei der 

R egelfälle den größten Typ 
ln gleicher Weise

5 Zimmer 2Fa Zimmer 
177,35 RM 179,46 RM 

Differenz 
2,15 RM 
+  4 qm 

Danach sind die 
• -/im  me r woh 1111 ng 
JO ^-W ohnung, die un itegeltallc

3 rte0ierungsprogram m s darstellt
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zeigt eine de ta illie rte  Selbstkostenberechnung der 
B ew irtschaftungskosten, deren  grobe Schätzung in 
P rozenten  der G estehungskosten zw ar allgem eine 
Übung, ab er wenig einw andfrei ist, die rela tive Un­
w irtschaftlichkeit der k le insten  W ohnung. Danach 
ergeben  sich fü r die v ier K leinstw ohnungstypen die 
folgenden Bew irtschaftungskosten in Pfennigen ie (i|n 
und Jahr:

60 <1™ 56 i m
317,10 552,20

D ifferenz 
13,1 Pf.

4 am

45 'lnl 56 <lm
576.60 420,80

D ifferenz
44,20 Pf.

7 n 1»

D ie R ücksicht au f die M arktlage — die m eisten 
O rolistadte verfügen über einen hohen Anteil der I- 
bis 2-räum igen Kleinstw ohnung am Altw ohnungsbe- 
sta.1.u ., gebietet, sofern eine w irtschaftliche Z ukunfts­
politik  getrieben  w erden soll, den A nteil der 1-Zimmer- 
W ohnungen an  den B auprogram m en auf 10 bis 20 v. H. 
Zllt beschränken  und andererseits das Hauptgew icht 
auf che 1 /^-Zim m er-W ohnung zu legen. N ur durch ein 
bew egliches System d er E rgänzung der Hauszins- 
steuer-H vpotheken  durch Bürgschafts-H ypotheken 
w e iden  die A oraussetzungen in der F inanzierung  ge­
schaffen, die eine w irtschaftlich  falsche und woh- 
nungsku ltu re ll nicht v e rtre tb a re  Senkung des W oh­
nungs-Standards d ieser Kleinstw 'ohnung verhindern  
und dam it ü berhaup t erst ein einw andfreies Be­
le ihungsobjek t fü r erststellige K apitalien  schaffen. 
Man d arf dabei nicht verkennen, daß m it den N eu­
m ieten dieser K leinstw ohnungen, die, absolut gesehen, 
n icht unw esentlich u n te r den Kleinwohnungs-M ieten 
des Jahres 1950 liegen, gewiß auf der Einkomm ens- 
Skala tie ferstehende Schichten als die b isher ver­
sorgten in d ie Lage versetzt werden, eine sicherlich 
sehr bescheidene N eubauw ohnung zu erm ieten. Den 
E inkom m ensverhältnissen der breiten  Massen e n t­
sprechende M ieten der K leinstw ohnungen. die gemäß 
den R eichsrichtlin ien  im Rahm en von 150 v. H. der 
I  riedensm iete liegen m üßten, sind jedoch in den 
m eisten G roßstädten  nur zu erzielen, wenn nicht nur 
B ürgschaften fü r Ib-H ypotheken bere itgestellt w erden, 
sondern auch Zinszuschüsse zur A ngleichung der 
K osten d ieser H ypotheken  an  die Z inslasten der ~Haus- 
zinssteuer-M ittel fü r die D auer der Laufzeit der Ib- 
H ypotheken bew illigt werden.

D ie Schw ierigkeiten einer angem essenen M ieten­
bildung für die großstädtische Kleinstw olinung w erden 
erst sichtbar, w enn man sich die ungeheueren  Schwie­
rigkeiten  vergegenw ärtig t, die der E ndfinanzierung 
eines sowohl in seinem Umfang arb e itsm ark tp o li­
tischen N otw endigkeiten Rechnung tragenden, als auch 
in der G rößenanordnung der M arktlage entsprechen­
den Bauprogram m s in den G roßstädten  entgegen­
stehen. Man muß mit a lle r Deutlichkeit aussprechen, 
daß auch bei der Ingangsetzung des d iesjährigen  
B auprogram m s d ie Last der V erantw ortung, bei einer 
scheinbar s tra fferen  staatlichen \ \  ohnungsfürsorge in

W irklichkeit auf die Kommunen abgew älzt wird. Wir 
haben zw ar ein Reichsbürgschaftsgesetz, das eine 
Streckung der geringen H auszinssteuerm ittel fü r den 
W ohnungsbau dieses E ta tsjah res durch die A ufnahm e 
von B ürgschaftshypotheken erm öglichen soll. W ie die 
Dinge zur Zeit stehen, w erden jedoch d ie Kommunen 
dazu gedrängt, selbst Bürgschaften zu übernehm en 
und aus eigenen M itteln Zinszuschüsse zur A erfügung 
zu stellen. In P reußen w ird zw ar in den offiziellen 
Berechnungen die D urchführung eines Bauprogram m s 
von insgesam t 84 000 W ohnungen (das bere its ein 
D efizit von 55 000 W ohnungen gegenüber den P lan ­
ziffern des Reiches aufw eist) als durchführbar an ­
genommen. In W irklichkeit ist d ie  Lage jedoch viel 
katastrophaler, w enn die erheblichen V orgriffe der 
Kommunen auf H ausziussteuerm ittel dieses und der 
nächsten Jah re  in Rechnung gestellt w erden. D iese 
Aorgriffe sind dam it nicht aus der AVelt geschafft, daß 
sie von den M inisterien nicht an e rk an n t w erden. Viele 
Kommunen w erden n u r bei s tä rk s te r A ufblähung 
ihres H auszinssteuerkontingents aus 1951 durch B ürg­
schaftshypotheken im stande sein, ein bescheidenes 
B auprogram m  durchzuführen. Solange die L änder 
nicht ausreichende Bürgschaften und Zinszuschüsse zur 
M obilisierung und A erbilligung von freien  K apitalien 
zur Streckung der H auszinssteuerfonds zur V erfügung 
stellen, besteht die G efahr, daß, w ie in den A o rjah ren , 
eine zu sta rke  Streckung der H auszinssteuerm ittel je 
AAWohnungseinheit bei ungenügendem  Ausgleich durch 
Zinsverbilligung zu unangem essenen hohen Alieten 
führt.

Trotzdem  die Bausaison bereits begonnen hat, sind 
in vielen Kommunen die wichtigsten F ragen  ungeklärt. 
Die V erhältnisse zw ingen zu einer E rw eiterung  der 
bisherigen staatlichen M aßnahm en zu einem  Sanie­
rungsprogram m , das um fassen muß:

A nerkennung der A orgriffe der Kom m unen auf 
das E ta ts jah r 1951 durch die L änder:

Aufstellung eines Bauprogram m s u n te r Berück­
sichtigung dieser V orgriffe;

E ntlastung  der Kommunen von neuen B ürg­
schaftsübernahm en, Beschränkung auf Bürgschaften 
des Reiches und der Länder;

Z entrale Beschaffung der zur Streckung und E r­
gänzung der H auszinssteuerm ittel erforderlichen 
fre ien  K apitalien;

B ereitstellung ausreichender Zinszuschüsse für 
die Laufzeit der zu verbilligenden K apitalien  (und 
nicht nu r fü r 5 Jahre), die eine gesetzliche Sicherung 
eines geringen Prozentsatzes des H auszinssteuer­
aufkom m ens auf 50—40 Jah re  erforderlich  macht;

M obilisierung zusätzlicher AVohnbaumittel durch 
staatliche A usländsanleihen:

G enehm igung beschränkter A'orgriffe der Kom­
m unen auf das E ta ts ja h r  1952.

AAird diesen F orderungen  nicht Rechnung ge­
tragen, so muß die in den Reichsgrundsätzen p ro k la ­
m ierte M ietenpolitik zw angläufig blasse T heorie 
bleiben. —

KLEINSTMIETEN AUF DEM FLACHEN LANDE
V O N  N A D O LN Y , G E N E R A L D IR E K TO R  DER O S TP R E U S S . H E IM S T Ä T T E , K Ö N IG S B ER G  I. PR.

D ie F orderungen  des AVolinungsnotprogramms 
vom A usgang des Jah res 1950 sind nicht die ersten 
A ersuche, m it der AVohnungshilfe auf billiger G rund­
lage den ärm eren  Teilen d e r B evölkerung nahezu­
kommen. Jedoch sollten die mit der M aßnahme aus­
gew orfenen M ittel ausschließlich dem K leinsthausbau 
zugute kommen. Im übrigen hat die staatliche AA'oh- 
nungsfürsorge von A nfang an sich der F örderung  des 
K leinhausbaues angenom m en als des bevorzugten 
A ufgabengebietes ih re r O rgane, der W ohnungsfür­
sorgegesellschaften.

H ier w ird lediglich der K leinw ohnungsbau be­
hande lt sowie die T ragbarkeit seiner M ieten, und 
zw ar fü r die A erhä ltn isse  des flachen Landes. Die 
sich ergebenden  A nforderungen sind aufs engste b e ­
dingt durch den E inkom m ensstand. Die Einkom m ens-

uiul L rw erbsm oghchkeiten der Provinz O stpreußen 
sind denkbar ungünstig. Es ist schwierig, das norm ale 
A rbeitereinkom m en m it dem M ieteinkom m enssoll für 
Kleinw ohnungen in E inklang zu bringen. D er in der 
I rovinz übliche Lohnsatz fü r M indergelöhnte kann 
mit 1200 RAI je  Jah r angenom m en w erden. Das E in ­
kommen ste igert sich fü r D auera rbe ite r. H andw erker 
und un tere Beam te auf 1500 RAI bis 1800 RM. selten 
bis zu 2400 RAI etwa für H andw erker für Spezial- 
ta ü g k e it (Nchlosser bei der Reichsbahn). Rechnet man 
tu r  Miete 20 v. H. vom Jahreseinkom m en, so w ürden  
hiernach für che vorgenann ten  Einkom m en trag b a r 
sein: 20. 25 und 50 RAI bis zu 40 RAI im Monat. F ü r 
Miethohen dieser Größe sind mit dein Reichszusatz­
program m  un ter anderem  folgende B auvorhaben  im 
H erbst des Jahres 1950 eingele ite t w orden, deren
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SSTFl'adibauten hi linlliläii<lli*er l mgcbmig.
n t  - E v l a u :  Vorstädtisdie geschlossene 1 lam

Siedlung (R eich sh eim stä tten sied h in gK ^ d ie^ ^ u r ^  ^

100 Wolinungen ausbaufahig isi. g j lnen Grund-

Wohnung: 2 Stuben und Kucne mit »  ,
..lieri-n Wohnung: 2 Stuben und kudie mit q • °
samtherstcllungskosten einsdiließlich Baugrundstuck -
tl 150 RM.

F i n a n z i e r u n g :
I .  H y p o t h e k  b r .  3 3 0 0 . - RM 7 ‘ , v. H. Verzinsung =  255,75 RM
Hausz St.-Hyp. =  66— „
je 3 3 0 0 .-  =  6 6 0 0 .-  „ 1 v. H. „ -
Eigenleistung 1 250.— „ 6 v. H. » —   -----

396,75 EM
Allgern. Verwaltungskosten und Abschreibung . . — - —'j_

zus.: =  610.— RM

Hieraus ergibt sidi ein Mieteinheitssatz von 7.80 RM 
für den Quadratmeter Wohnfläche, der annähernd 
150 v H der geltenden Friedensmiete ausmacht. 
Eigenheimwohnung von 45 : Monatsmiete =  29,30KM,
Einliegerwohnung von 55 9“  : Monatsmiete ~  21,50KM.

Die monatliche Belastung bedeutet jedoch nicht 
nur der Entgelt für die bloße Wohnungsnutzung, es 
kommt hinzu die besondere Stall- und Gartennutzung 
für jede Wohnung.

Der Typ ist besonders wirtschaftlich; auf 1 um 
Wohnfläche entfallen 4,75 umbauten Raumes. Die 
reinen Baukosten der Erdgeschoßwohnung == 4851) RM; 
die reinen Baukosten der Einliegerwohnung =  5550 RM. 
Reine Baukosten des umbauten Raumes =  22,50 RM/cbm; 
Kosten der Wohnfläche =  107 RM/9"1.

Die Lasten für die beiden Wohnungen sind für 
die nachgewiesenen Einkommen noch tragbar und 
dürften dies auch bei vorübergehendem Verdienst­
ausfall sein, da das Zubehörland von 500 <0" ab immer­
hin den Haushalt stützen hilft.

L a n d g e m e i n d e  W i d m  i n n e n  (Kr. Lötzen): 
Größere geschlossene Flachsiedlung der Gemeinde. 
Kleinmietwohnungen im Vierfamilienhaus mit Stall­
nutzung und Grundstück von 1500 9“ .

Grüße der Erdgeschoßwohnung: Stube, Kammer 
und Küdie mit 35,44 qm; Größe der Obergeschoß­
wohnung: Stube, Kammer und Küche mit 39,87 9m; Ge­
samtkosten der Hausgruppe aus zwei Vierfamilien­
häusern =  48 700 RM.

F i n a n z i e r u n g :
I. Hypothek br. . 17 500.— RM zu 7 */2 v. H. Versinsung =  1312,50 RM
Hau8z.-St.-Hyp.
je 3 300 RM =  26 400.— „ zu 1 v. H. „ =  264.— „
Eigenleistung
der Gemeinde . 4 800.— „ zinslos =  —

R a s t e n b u r g :  Bebauung eines über 1,5 Morgen 
aroßen Grundstücks in der unm itte lbaren  Umgebung 
einer Provinzstadt von etw a 14 000 E inw ohnern. Die 
Bebauung erfolgte mit Zw eifam ilienreihenliausern , die 
in zwei Baublocks angeordnet sind.

Zwölffamilienhaus: Größe d e r  E rd- und O ber­
geschoßwohnung: je  2 Stuben, Küche und A bort mit 
Duschraum mit 39,80 9"'.

Achtfamilienhaus: G röße der E rd- und  Ober-
geschoßwohnung: je  2 Stuben, Küche und Abort mit 
Duschraum mit 57,67 9'". G esam tkosten  einschließlich 
Grundstück =  133 500 RM.

F i n a n z i e r u n g :
I. Hypothek br. . 38 500.— RM zu 7 >/, v. H. V erzinsung =  2 887,50 RM
Hausz.-St.-Hyp. , u  _  u9n

j e 4100.— RM =  82 000.— „ zu 1 v. H. „ — 820. „
Eigenleistung . 13 0 0 0 .-  „ zum T eil zinslos i. g. =  ■■

Allgem. V erwaltungskosten und Abschreibung

1 576,50 RM
Allgem. Verwaltungskosten und Abschreibung..................... =  912.—

zus: =  2 488,50 RM

Demnach Mieteinheitssatz =  8,25 RMM1". Erd­
geschoß- von 35,44 qm : Monatsmiete =  24,40 RM, Ober- 
geschoßw ohnung von 59,87 qm : Monatsmiete =  27,40 RM.

Läßt man die Stallnutzung als entbehrlich außer 
Betracht, so würden die Mieten für die beiden Woh­
nungen sich auf 24 RM und 21,40 RM ermäßigen der
Mieteinheitssatz auf 7,25 RMiqm.

Die reinen Baukosten der Erdgesdioßwohnung be­
tragen 5050 RM; die reinen Baukosten der Ober­
geschoßwohnung betragen 4500 RM: reine Baukosten 
des umbauten Raumes =  21,60 RMLbm- rp;np r > .  
kosten der Wohnfläche =  126 RM/qm.

Die Siedlung liegt an der Bahnstation Widminnen 
einer Betriebsstätte der Eisenbahn mit größerem 
Eisenbahnpersonal; ein Teil der Eisenbahnbeamten 
wohnt in der Siedlung. Ein Bahnunterhaltungs­
arbeiter mit 2 Kindern erhält 157,50 RM im Monat- 
die Mohnungen sind für ihn ohne weiteres tragbar’

3 827,50 RM 
. . . =  2 465.— ,

z u s .: =  6 292,50 R11 

H ieraus ergibt sich folgende M iete: 
Zwölffamilienhaus: Erd- und Obergeschofiwohnung 

\ on 39,80 9m : M onatsmiete =  26,60 RM.
Achtfamilienhaus: Erd- und Obergeschoßwohnung 

von 37,67 q"1 : Monatsmiete =  25,60 RM.
Die reinen Baukosten d er W ohnung von 59,80 9"' 

betragen 5960 RM; die reinen B aukosten der W oh­
nung von 37,67 9'" betragen 5640 RM; reine Baukosten 
des um bauten Raumes =  26 RM/cbm; re in e  Baukosten 
der W ohnfläche =  150 RMl9m.

Unter den K leinw ohnungsverhältnissen nim m t der 
L andarbeiter Wohnungsbau eine besondere Stelle ein. 
Mit der M indestanforderung von 70 9r" gebt die W ohn­
fläche des Landarbeitereigenheim es beträchtlich über 
das jetzt zulässige Maß des m it H auszinssteuern zu 
finanzierenden K leinwohnungsbaues h inaus; in der 
Regel liegen auch die Belastungen und die Möglich­
keiten eines Ausgleiches für diese ungleich günstiger, 
wie dies ein Beispielsfall der F lachsiedlung in der 
Nähe der Stadt W ormditt, K reis B raunsberg , zeigt. 
Im Anschluß an eine vorstädtisdie S iedlung sind hier 
zwölf Landarbeiter m it je  einem  M orgen Landzulage 
angesetzt. Die Belastung aus den G esam tkosten für 
Hausbau und Grundstück erg ib t sich m it monatlich 
23,50 RM. Dieser Betrag ist fü r das übliche Lohn­
einkommen ohne w eiteres tragbar, w enn, wie im vor­
liegenden Falle, die Lohnbeschäftigung von D auer ist. 
Die Landarbeiter arbeiten  hier w ährend  des Sommers 
bei den Ackerbürgern der S tadt W orm ditt, im  W inter 
in der nahegelegenen Stadtforst.

Die T ragbarkeit solcher E igenheim stellen  wird 
durch Vergrößerung der Landzulagen entsprechend ge­
steigert. Bei einer Landzulage von etw a 4—5 Morgen 
würde die Belastung sich wie folgt stellen:

Jährliche Tilgungsrate . . =  rd. 250.—  RM
Verzinsung der I. Hypothek  
zu 5 v. H. i. D. ' =  75.— „
Feuerversicherung . . . .  =  15.—

, 340.— RM
rd. 28.— RM im Monat 
Abzurechnende Erträgnisse 
aus 4 Morgen guten Bodens =  ab 280.— RM

bleiben bare Lasten im Jahr =  00.—  RM

Die Lage des L andarbeiters w ird  ungünstiger, 
wenn er nicht dauernd beschäftigt ist. D ah er wird 
gegenwärtig versucht, die L andzulage zu verstä rken . 
Je großer sie ist, desto günstiger ist d ie  W irtschaftlich­

en der Stelle. Wichtig ist, daß sie dem  A rbeiter 
nie lt nur durch seinen G arten neben seiner A rbeit 
(ine Verbesserung seines N ahrungsm ittelstandes 
)le \  sondern durch eine größere Landzulage bei 

!i\dnfie .? »i c,'* c ' llc Sicherheit gegen Notzeiten
' ‘n i  V, l’r 1 ''^)er cl°n L an d arb e ite r h inaus ist bei 

mit r  * ,asseL des Volkes ein solches K leinhaus
im » b l ö d e r  Landzulage e >llc p roduk tive  Anlage
wir ,mne r e,r olAs'wohlfahrt, deren  V erbreiterung 

uns aut das stärkste angelegen sein lassen müssen.
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DIE AUSSTATTUNG DER KLEINSTWOHNUNG
V O N  M A G .-O B E R B A U R A T  W . N O S B IS C H , FR A N K FU R T A . M .

_ ijb e r die A usstattung der W ohnungen ist in den 
R eichsgrundsätzen fü r den K leinw ohnungsbau vom
10. Jan u ar 1951 n u r weniges in  Abschnitt 7 gesagt 
und dieses V enige ist so unbestim m t, daß prak tisch  
S*., .vi.e  ̂ d am it anzufangen ist. D ie P reussischen 
R ichtlinien vom 25. F eb ru a r 1951 übernehm en den 
fraglichen Abschnitt 7 fast wörtlich (I c), geben aber 
d a rü b e r h inaus in einer allgem einen V orbem erkung 
in knappen  Sätzen ein Bild von der A rt der gedachten 
K leinstw ohnungen, das eine V ieldeutigkeit n icht zu­
läßt. ln  Ziffer I 5 w ird gefordert, daß H auszinssteuer- 
Hypotheken und Zinszuschüsse nur für W ohnungen zu 
gew ähren  sind, die nach Größe! A nordnung usw. und 
A ussta ttung  die n o t w e n d i g s t e n  A n f o r d e -  
« -1 P ” e 11 n icht überschreiten , daß andererseits die 
W ohnungen den A nforderungen entsprechen sollen, die 
an  gesunde, zweckm äßig eingeieilte und solide gebaute 
D au e rn  ohnungen zu stellen sind. D iese F orderungen 
in V erbindung m it der vorgeschriebenen W ohnungs­
größe von 52— 45 qm untj en tsprechenden M ieten von 
20 bis 40 RM m onatlich zwingen dazu, schon bei der 
G rundstücksw ahl, d e r  Aufschließung, der Grundrifi- 
gestaltung  und der technischen D urchführung  der 
Bauten das höchste an Sparsam keit, Zweckmäßigkeit 
und W irtschaftlichkeit herauszuholen, was möglich 
ist. um fü r die eigentliche A usstattung noch so viele 
M ittel übrig  zu halten , daß das w ohntechnische und 
ku ltu re lle  Minimum nicht überschritten  wird.

Leider w ird  in A bschnitt VII bezw. I c auch das 
Problem  der z e n t r a l e n  W i r t s c h a f t s e i n ­
r i c h t u n g  aufgero llt, ohne h ierüber eine k la re  E nt­
scheidung zu treffen. D enn d ie Bestimmung, daß 
solche A nlagen nur zulässig sind, w enn die Lasten der 
M ieter dadurch n icht erhöht w erden, setzt voraus, daß 
in  allen  F ällen  vorher eingehende Kosten- und 
V irtschaftlichkeitsbereehnungen  aufgestellt w erden 
m üssen, die m eistens ganz unm öglich oder aber sehr 
unzuverlässig  sind, da bei den noch herrschenden  Un­
vollkom m enheiten der A nlagen und den  U ngenauig­
keiten  der B erechnungsm ethoden verbindliche Z ahlen­
angaben kaum  gem acht w erden können. Viele Bau­
herren  w erden also versucht sein, diese zen tralen  
E inrich tungen  fü r ih re B auvorhaben vorzusehen, was 
in den m eisten la l le n  zu einem sicheren Mißerfolg 
führen  muß. Zum m indesten w ird  viel vergebliche 
kostspielige A rbeit geleistet.

Es sei deshalb nochm als grundsätzlich betont, daß 
au f G rund  genauer I ntersuchungen und lang jäh rige r 
E rfah rungen  eine zen tra le  Bewirtschaftung für K leinst­
w ohnungen der verlang ten  A rt einstw eilen noch aus­
scheidet ). Die Belastungen aus diesen A nlagen sind 
fü r d ie  in  F rage  kom m enden A rbeiterschichten ein­
fach n ich t tragbar. Es kom m t noch hinzu, daß bei 
Z entra lheizung  und Zentralw aschküche eine feste 
m onatliche M indest-Pauschalgebühr erhoben w erden 
muß. um eine gewisse W irtschaftlichkeit der A nlagen 
zu gew ährleisten , und daß daher dem M ieter nicht die 
M öglichkeit verb le ib t, w ie bei der O fenheizung und 
der H ausw äsche, im N otfall aufs äußerste  zu sparen. 
D ieser Zustand w ürde bei den w echselnden E in­
kom m ensverhältn issen d ieser M ieter, besonders aber 
bei längerer E rw erbslosigkeit zu den größten U nzu­
träg lichke iten  führen. V a s  die A nlage von G em ein­
schaftsbädern  oder Z en tra lbädern  angeht, so stehe ich 
au f dem S tandpunkt, daß die E in rich tung  e i n e s  
Bades für m ehrere  Fam ilien im K eller oder Dach­
geschoß evtl. in  A erb'indung m it der W aschküche nu r 
bei F lachbauw ohnungen, also höchstens für zwei 
Fam ilien d iskutabel, dagegen in  m ehrgeschossigem  
Stockw erksbau  unbed ing t anzulehnen  ist. Auch die 
Zusam m enfassung m eh re re r Bäder für einen oder 
m ehrere  Baublocks oder aber die E inrich tung  einer 
Z en tra lbadean lage für eine ganze Siedlung b ie te t n icht

*) S iehe m eine A usfüh rungen  in  d e r 7. Fo lge d e r Buchreihe 
„Vom  w irtschaftlichen  B auen“ , V erlag  O sk a r  L aube, D resd en , und  
S ep tem b er/O k to b er-H eft 1950 d e r  in te rn a t. Zeitschrift „W ohnen 
und  B au en " .

die V orteile, die m an sich davon versp rich t und erg ib t 
außerdem  fü r clas einzelne Bad höhere B etriebskosten  
als beim Baden in der W ohnung, da d ie  B edienungs­
und erhöhten  U nterhaltungskosten  hinzukom m en. E r­
fahrungsgem äß w erden solche B äder auch nur sehr 
tvenig benutzt und erfü llen  deshalb in ke in er W eise 
ih ren  Ztveck. W enn also ü b erhaup t B äder eingerich tet 
Averden sollen, dann  k an n  es n u r eine Lösung geben: 
näm lich das Bad in  der W ohnung.

Ist dam it eine w ichtige F rage der A ussta ttung  der 
billigen K leinstw ohnung grundsätz lich  g ek lärt in der 
W eise, daß zen tra le  W irtschaftseinrich tungen  aus- 
scheiden müssen, so muß eine zw eite grundsätzliche 
K larheit geschaffen w erden über die A u s b i l d u n g  
d e r K ü c h e , ob als abgetrenn te  k le ine  A rbeitsküche, 
oder als reine W ohnküche oder als W ohnküche m it 
Kochnische. So ideal eine bis ins k le inste  gut o rgani­
sierte und eingerich tete  A rbeitsküche u n te r bestim m ten 
V oraussetzungen is t (bei gesicherten  und ausre ichen­
den E inkom m ensverhältuissen in V erbindung m it 
stabilem  M ietverhältnis und bei einem  gecvissen k u l­
tu re llen  Niveau), so nachteilig k an n  sie sich ausw irken , 
w enn diese V oraussetzungen nicht gegeben sind, also 
Avenn m it häufigem  W ohnungswechsel gerechnet 
w erden muß, und die pflegliche B ehandlung und 
richtige Benutzung dieser Küche n ich t vorhanden ist, 
Avenn außerdem  die E inrichtung aus Mangel an  M itteln 
n icht so vollkom m en sein kann , daß d er C h arak te r 
der A rbeitsküche voll gew ahrt ist. D iese V oraus­
setzungen sind bei der K ategorie von W ohnungen, wie 
sie die R ichtlinien vorschen. n ich t gegeben, so daß 
norm alerw eise die A rbeitsküche ausscheidet. Es 
kommt hinzu, daß die A rbeitsküche im W inter zwei 
le u e rs te lle n  in der W ohnung bedingt, Avenn das 
V ohnen sich nicht in der k leinen A rbeitsküche ab ­
spielen soll, die dam it ih ren  Sinn und Zweck verliert.

D er W ohnküche ohne K ochnische k an n  ebenso- 
Acenig das W ort geredet w erden, w eil sie m. E. das 
Avohntechnische und k u ltu re lle  Minimum u n te r­
schreitet. das nach den R ichtlinien geAvahrt w erden 
soll. Es b leibt also n u r die W ohnküche m it Koch­
nische übrig, die bei geeigneter A usführung alle 
Forderungen  in  Bezug auf Zweckm äßigkeit, B illigkeit 
und H ygiene erfü llt.

In  diesem Zusam m enhang m üßte noch die F rage 
der Anlage von B a l k o n s  und L o g g i e n  ku rz  an- 
geschnitten 5verden. So zweckmäßig und Avünschens- 
Avert oft eine solche W ohnungsergänzung ist, so k an n  
man sie doch nicht als unbedingt notw endig be­
zeichnen. D er K ostenaufw and fü r solche A nlagen 
steht m eistens in keinem  V erhä ltn is  zu den geringen 
V orteilen. Es könnte aber sein, daß durch  die A nlage 
eines n icht altsladenden Balkons eine w esentlich 
günstigere G rundrißlösung gefunden w ird, besonders 
bei der k le insten  K ategorie A on W ohnungen. G ru n d ­
sätzlich sollte m an also Balkone n icht ablehnen. 
V a s  den W ohnungsflur betrifft, so ist ein solcher n icht 
unbedingt erforderlich . F alls  er fo rtfä llt, ist zw ischen 
T reppenhaus und W ohnung eine D oppeltür vorzu­
sehen. Ebenso muß dann d er K losettraum  einen be­
sonderen V orplatz erhalten .

Nachdem  die w ichtigsten V orfragen g ek lä rt sind, 
und der O rganism us der W ohnung sich herau s­
k ris ta llis ie r t hat, hande lt es sich nunm ehr darum , die 
unbedingt notAvendige A ussta ttung  n äh e r zu um ­
grenzen. und u n te r den Amrschiedenen M öglichkeiten 
das W irtschaftlichste  herauszufinden , ohne das oben­
erw ähn te  M inimum in Avohnteehnischem und  ku ltu - 
• v i oSin? e 211 u n te rschreiten . ErAvähnen m öchte 
ich. daß die folgenden A usführungen  sich n u r auf 
städtische KleinAvohnungen beziehen, n ich t dagegen 
auf ländliche, die fü r sich b e trach te t w erden  müssen.

L n te r  „A usstattung“ muß soAcohl die b a u t e c h -  
P P s c h e D u r c h b i l d u n g  der W ohnungen als auch 
die E i n r i c h t u n g  s e l b s t  verstanden  Averden

In bautechnischer H insicht w ären folgende Vor­
schläge zu m achen:
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I ) i e  ' '  "  ‘ S ' b i l l i g e n 6  a b e r  e i m ^ n d h S s y s t e m e n
■ii o u « Pil H olzbalkendecken tio tz  »e

zu­
ist als 

■rwartende 
■ einem iru n ^ ...g en  Ver- 

scüTeiß° a usgesetzt. Audi Steinholzböden können für 
die Wohnräume nicht empfohlen werden, da. sie 
größeren Flächen leicht rissig werden und eine sei 
pflegliche Behandlung verlangen. Nur in { «  J-odi- 
nisdie und im Bad wäre der Steinholzboden zu 
wählen, da es sich um kleine Flachen handelt und 
er fußwärmer ist als Terrazzoboden.

Die nichttragenden Z w i sc  h e n w a n d e  1,1 n(^ 'U ie  niuiiuascixucu \  , 1 1  ^
halb der Wohnung sollen so leicht wie möglich g - 
halten werden, um teure Unterzüge und 1 ragwande 
zu sparen. Eine Schallisolierung zwischen den Raumen 
einer Wohnung kommt aus finanziellen Gründen 

t in Frage. Der Kalkputz der Wände uncl Deck''” 
nicht geglättet, sondern nur gefilzt sein, dan 

strich besser haftet. In den W ohnräumder Farbanstrich m  äumen
werden zweckmäßigerweise einfach gemusterte, nicht 
zu helle Tapeten, bis zur Decke gehend, ohne Ab­
schlußstreifen verwendet, in der Kochnische und im 
Baderaum ist der Kalkfarbenanstridi der billigste uncI 
haltbarste. Ein Ölfarbensockel von etwa l,20m Höhe 
ist auf besondere Schleißstellen zu beschränken. 
Wandplatten scheiden aus. Zwischen Wohnteil und 
Kochnische in der Wohnküche ist die Anbringung 
eines etwa 60™' hohen Abschlusses unter der Decke 
erforderlich, um Schwaden und Dünste abzufangen 
und die Möglichkeit zu geben, die Nische ganz durch 
einen Vorhang abtrennen zu können.

Die F e n s t e r  müssen in den wirtschaftlichen 
Abmessungen bleiben, durchlaufende Fensterbänder 
sind nur bei nichttragenden Außenwänden vertretbar, 
ln der Kochnische und im Baderaum ist je ein 
Lüftungsfenster möglichst hoch unter der Decke mit 
gut funktionierendem Öffner anzubringen. Falls 
keine Querlüftung der Wohnung möglich ist (z. B. 
beim sogenannten Vierspänner), sind in ausreichen­
dem Maße Abzugsschädite anzuordnen, deren Ein­
mündungen möglichst unter der Decke liegen.

Als T ü r e n  kommen nur Füllungstüren mit 
Sperrholzfüllungen, dagegen keine reinen Sperrholz­
türen in Betracht, da letztere zu teuer sind uncl bei 
schlechter Wohnungspflege leicht schadhaft werden. 
Dagegen sollen eiserne Türzargen beibehalten werden 
wegen der Ungeziefergefahr bei Holzfutter uncl Be­
kleidung, ferner Türdrücker aus schwarzem Eisen.

Ich komme nun zur eigentlichen E i n r i c h t u n g .  
Grundsätzlich ist zu sagen, daß, so w ünschenswert bei 
mancher Grundrißgestaltung die Verwendung von 
E i n b a u m ö b e 1 wäre, diese für die geforderte 
Kategorie von billigsten Wohnungen wegen der hohen 
Anschaffungs- und l nterhaltungskosten nicht vertret­
bar sind. Als einzige Einbaumöbel kommen ein 
.Speiseschrank in der Kochnische mit direkter Außen­
belüftung und ein Besenschrank in Betracht. Die 
Ausmaße der Räume und Wandflächen müssen des- 
ha b so gehalten sein, daß die Aufstellung handels­
üblicher Möbel in bester Weise möglich ist Im 
Elternsdilafzimmer ist die Aufstellung eines billigen 
aber guten Eisenofens erforderlich, da im Notfall’ 
z. B. Krankheit, hier geheizt werden muß. Das
h d b e" , ClneS T  'v  S* l£lfr,a " m hat sidl «nch des­halb als em großer Nachteil herausgestellt weil die 
in den Mauern befindliche Baufeuchtigkeit in den 
eiste,, Jahren des Bewohnens der Wohnung kaum zu 
entfernen ist besonders wenn durch eine Uber- 
belcgung der Wohnung starke Luftfeuchtigkeit vor

- -  Ł  <■

Der kom binierte K ohlengasherd ist n u r  dann für die 
Wohnküche geeignet, wenn die Heizfläche des Kol. en- 
herdes nicht verk le inert wird. Von G asherden allein 
ist abzuraten, da sie im W in ter eine zw eite F eu er­
stelle bedingen. Es ist jedoch d afü r zu sorgen, daß 
Gasanschluß bis zum Herd verleg t w ird dam it im 
Sommer die Möglichkeit besteht, einen G askocher an ­
zuschließen Als w eitere E inrichtung in der Koch­
nische kommt das Spülbecken in Betracht. Am besten 
ist ein gußeisernes, em ailliertes, großes, einteiliges, 
rechteckiges Becken mit hoher Rückwand und oberem 
Holzrand Mit dem Spülbecken w ird zweckmäfiiger- 
weise ein Spülbrett m it M etallverkle idung lest ver­
bunden. U nter Spülbecken und S pü lb re tt kann  in 
einfachster Weise ein Speiseschrank angeordnet w er­
den der mit der A ußenluft in V erbindung steht und 
durch einschiebbare L attenroste  un terge te ilt ist.

Am um strittensten ist bei K leinstw ohnungen die 
Frage des B a d e s .  Die Richtlinien lehnen  das Bad 
nicht unbedingt ab, sondern machen es davon ab­
hängig. daß hierdurch die Miete nicht über das fest­
gesetzte Maß erhöht wird. Ich persönlich halte die 
Einrichtung des Bades in der W ohnung, selbst in der 
billigen Kleinstwohnung, fü r eine zw ingende Forde­
rung der heutigen Zeit und kann  in d ieser Ansicht 
auch nicht durch das A rgum ent um gestim m t werden, 
daß die Badewanne oft nu r als V orratsbehälte r be­
nutzt würde. Zugegeben, daß dies in vereinzelten 
Fällen aus Abneigung gegen das Baden überhaupt 
vorkommt, so w erden m eistens an d e re  G ründe für 
die Nichtbenutzung maßgebend sein, z. B. w enn die 
Beheizung des Baderaum es nicht gelöst ist oder eine 
zu umständliche oder zu teure W arm w asserbereitung 
oder auch eine zu große W anne das B aden erschwert 
bzw. durch zu hohe Belastung unmöglich macht. In 
dieser Hinsicht w ird auch heute noch viel gesündigt. 
Eine restlos befriedigende Lösung fü r die Einrichtung 
des Bades in der K leinstw ohnung ohne zentrale 
W arm w asserbereitung ist a llerd ings noch nicht ge­
funden. Sie w ürde vielleicht darin  bestehen, daß der 
Küchenherd durch entsprechende konstruk tive  Ände­
rung, deren Kosten natürlich die eines K ohlenbade­
ofens nicht überschreiten dürfen, gleichzeitig zur Be­
heizung des Baderaum es und zur W arm w asser­
bereitung herangezogen w ird. Solange eine soldie 
Einrichtung noch nicht geschaffen ist, ist die beste 
Lösung die Aufstellung eines K ohlenbadeofens im 
Baderaum, der gleichzeitig den Raum  erw ärm en  kann. 
Eine Beheizung des Raumes muß unbedingt verlangt 
werden, weil sonst das Bad im W inter nicht zu be­
nutzen ist. Aon der V erw endung von Gasbadeöfen 
für solche K leinstbäder ist entschieden abzuraten , da 
gewisse G efahrenquellen dam it verbunden  sind, der 
Raum nicht genügend geheizt w ird und die Betriebs­
kosten für kleinste V erhältnisse viel zu hoch sind. 
Die Versuche, die in F ran k fu rt a. M. m it einem  Wand- 
kohlenbacleofen gemacht worden sind, sind bisher 
auch noch nicht zur vollen Z ufriedenheit ausgelaufen. 
Bei der Anordnung des Bades ist d a ra u f  zu achten, 
daß alle Installationsleitungen in Küche und Bad w irt­
schaftlich zusammengelegt w erden. D ie Badewanne 
selbst ist möglichst als Kurz- oder Sitzw anne zu 
wählen damit die Aufstellung auf kleinstem  Raum in 
Verbindung mit dem K losettraum  möglich ist. Der 
vorteil der Badewanne in der K leinw ohnung besteht 
nicht allein in der Möglichkeit des täglichen Badens, 
sondern auch darin, daß hierdurch das tägliche 
Waschen aus dem Schlafzimmer in das Bad verlegt 
und .  wodurch der Schlafraum  entsprechend ver- 
\ einert werden kann. Außerdem  ist die Badewanne 
(e i Haustrau sehr erwünscht fü r die Besorgung der 
M nderwasdie und Kleinwäsche, für die die Benutzung 
der Waschküche nicht in Betracht kommt.

Zum Schluß w ären noch d ie  Z usat/räum e zur 
Wohnung kurz zu behandeln: Waschküche. K eller­
und Bodenräume. Die Richtlinien fordern , daß diese 
n, , das notwendigste Maß zu beschränken sind. 
Kcd]™‘™Ine Slll[l bei V orhandensein von trockenen

erraum en nicht erforderlich. I in Trockenraum  
K eller eingerichtetwe,'!i ,n ° h r n d(e  Waschküche .... i v e u e r  e n g e r , e m e ,  

fich11 "■ i l-U A usstattung d e r  Waschküche em p­
fe h lt  sich em gem auerter Ofen mit KupFcrkessel. Als
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W andschutz genügt ein 1,20 hoher geglätteter 
Zementsockel. Bei den übrigen W andflächen genügt 
A uslugen und Anstrich m it K alkfarbe.

Faßt m an die wichtigsten G esichtspunkte obiger 
A usführungen zusamm en, so w ären folgende g rund­
sätzliche Forderungen  bezüglich der A usstattung der 
billigen städtischen K leinw ohnung zu stellen:

1. A nordnung der W ohnküche m it besonderer 
Kochnische. A btrennung der Kochnische vom 
W ohnteil durch eine D unstschürze und direk te 
Lüftung nach außen. A ufstellung eines K ohlen­
herdes, der zur Beheizung der ganzen W ohn­

küche ausreicht, in d e r Kochnische. Kein Ofen 
im W ohnteil der Küche.

2. A blehnung alle r zen tralen  W irtschaftseinrich­
tungen (Zentralheizung, Zentralwaschküche, 
Zentral bad).

3. Einrichtung des E inzelbades in der W ohnung 
in V erbindung m it dem K losettraum . V er­
wendung der Klein- oder S itzbadew anne und 
des Kolilenbadeofens. A blehnung von G as­
badeöfen.

4. A blehnung von E inbaum öbeln, außer Speise- 
und Besenschrank. —

DIE MÖBLIERUNG DER KLEINSTWOHNUNG
VO N DR. E R N A  M E Y E R , M Ü N C H E N  •  2 A B B ILD U N G E N

V ml leicht ist keines der Teilproblem e der Woh­
nungsfrage so viel e rö rte rt und so wenig vorwärts 
gebracht w orden wie das d e r E inrichtung der K leinst­
wohnung. Die eine Schwierigkeit ist das In-Einklang- 
b iingen  des G rundrisses mit den Möbeln, die andere 
die K ostenfrage. Mit Sorge erin n e rt m an sich an 
beides angesichts der neuesten E rö rterungen  über die 
Keichsnot Verordnung.

Kein Zweifel, daß der Zwang, einer Fam ilie von 
zwei J iis  fünf^ Köpfen nu r eine W ohnungsnutzfläche 
v on 32 bis 45 qm zuzubilligen, dem A rchitekten von 
vornherein  die größten Schwierigkeiten machen muß, 
w enn er sich ernsthaft bem üht, die lebensnotw endigen 
Einrichtungsgegenstände einigerm aßen zweckmäßig 
darin  unterzubringen.

W enn ab er diese bedauerlich geringen Maße nun 
einm al als vorläufig unabänderliche Tatsachen h in­
genommen w erden müssen, dann  bleibt nichts anderes 
übrig, als sich d arü b er k la r  zu w erden: was muß in 
diese W ohnungen hinein und wie ist es am besten 
unterzubringen , dam it der Tagesablauf der einst 
darin  W ohnenden sich mit größter W irtschaftlichkeit 
vollzieht und zugleich un ter Sicherung dessen, was 
w ir kurz das „hygienische M inimum“ nennen wollen.

Gehen w ir aus von der entscheidenden B e t t e n -  
f r a g e .  Sie hat sich infolge der D iskussionen der 
letzten Jah re  w enigstens sow eit gek lärt, daß nirgends 
m ehr (wie noch 1927!) ein G rundriß  Vorkommen kann, 
der nicht fü r jeden Bewohner eine angem essene 
L agerstatt vorsieht. D er dadurch beanspruchte Raum 
von äußerst 8 bis 10 qm in d er 32 bis 45 «im - W ohnung, 
von 12 und m ehr Q uadratm eter in d e r 6i) u1» - Be­
hausung der K inderreichen muß schon etwa ein 
Viertel und m ehr der gesam ten Nutzfläche auffressen; 
denn der G rundsatz „jedem  Menschen sein ('¡genes 
Bett“ muß mit vollstem  Nachdruck eindeutig  als d i e  
unumstößliche Forderung  des hygienischen Minimums 
allgem ein an e rk an n t w erden (vgl. die grundlegenden 
A rbeiten des H ygienikers Dr. G ruschka über das 
..W ohnungsm inim um “). Da für alle übrigen F u n k ­
tionen des täglichen Lebens, also An- und Ausziehen,

Essen, Schn la ibeiten  machen und Spiel d e r K inder, 
Nahen und Flicken der H ausfrau , E rholung der 
ganzen Fam ilie sowie B ew irtschaftung der ganzen 
W ohnung (also Zubereitung des Essens und In stand ­
haltung von W ohnung und Kleidung) einschließlich 
des gesam ten Bewegungsraum es zwischen den sich 
durch obige Tätigkeit als notwendig erw eisenden 
Möbeln (Schränke, Tische, S tühle usw.) — eine G e­
samtfläche von im ganzen 26 bis 35 qm (letzteres für 
fünf Personen!) übrigbleibt, sieht m an sofort, daß 
die von den Betten eingenom m ene Fläche zu einer 
g latten  Unmöglichkeit führt. W erden diese 8 bis 
10 qm wirklich nicht n u r nachts, wo es ja  unverm eid­
lich ist und wo sie daher Nu t z f l ä c h e  darste llen , 
sondern auch tagsüber belegt und w erden in d ieser 
Zeit zu t o t e m  Raum, dann m u ß  von vornherein  
die Bewirtschaftung der W ohnung Schifflmich leiden. 
Auch bei bester E inteilung läßt sich die Summe der 
Funktionen m it A usnahm e des Schlafens für die frag ­
liche Menschenzahl nicht auf der Fläche eines B erliner 
Zimmers entfalten!

Sieht inan die katastrophalen  Folgen, die sich für 
die A rbeit der H ausfrau — die oft noch einen außer- 
hauslichen Beruf haben wird, also gerade m it einem 
Minimum an A rbeit auskom m en muß! — und die 
gesunde Entfaltung des körperlichen und seelischen 
Lebens der Fam ilie h ieraus ergeben, plastisch genug 
vor sich, so w ird einem  die Lösung auch ohne w eiteres 
k la r: es d ü r f e n  m. E. derartige  M inim alwohnungen 
n i c h t  a n d e r s  e i n g e r i c h t e t  w e r d e n  als mit 
Betten, die am Tage en tw eder nahezu verschwinden 
oder irgendeine andere F unktion m itübernehm en, so 
daß sie am Tage N utzraum , nicht toten Raum tia r­
steilen! Also: m ¡ ¡ g l i c h s t  n u r Kl  a p p b e t t e n ,  
die es ja  in hygienisch einw andfreier A usführung und 
zu Preisen gibt, die auch für die b reiteste Masse in 
Betracht kommen (das „F ran k fu rte r B ett“ ab 30 RM 
einschließl. D rahtm atratze!). Im W ohneßraum  könnte 
man sich eine einfache A usführung der sog. Couch 
etwa in der W eise denken, daß ein norm ales Bett 
(Eisen- oder Holzgestell m it gleich hohen Schmal-

S c h la fz im m e r  m it K la p p b e tte n  
E n tw u rf: P ro f. D r. G ro p iu s , B erlin Fo tos: A te lie r  Bauer, K a rls ru h e

E in g e b a u te  K ü c h e  m it S p e is e k a m m e r  
E n tw u rf: A rc h . H a e s le r , C e lle
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knöpfbar), das ganze tagsubcr zu Tage
(Rückenkissen e r w ü n s c h t ) ^  ein Platz 
für nrhpitsmüde Familienmitg n  ^

gev
il, c

des Bettzeuges am Tage Schw

iu  wirklicher Entspannung gewonnen, 
den anderen großen Nachte, daß che - t :  die 
des Bettzeuges am Tage bchwiengK-ei „eringen
um so h e d c m k l i d i e ^ s i n  ^ en  Lü{t smögiidlkeiten
Nebenraum, den Jvran0ei a hygienischen
„„,1 nid,t , . * t  das d i i

Unterbringung

ochnische in unmittelbarer Verbindung 
stehen wird) ist eine bedeutende Gefahr. t M M .w ir_mit der
also diese Möglichkeit nur ausnahmsweise für Einzel­
fälle in B erich t ziehen, z.B. wenn ein Sohn oder 
eine Tochter schon erwachsen sind und für sie sowieso 
nur dieser Schlafplatz in Frage kommt Im a 1 
gemeinen kommt man um die E n t s c h e i d u n g  
K l a p p b e t t e n  einfach nicht herum.

Zur eigenen Schlafstelle gehört aber auch für 
jedes Familienmitglied ein O r t  f ü r  s e i n e  I f a b -  
S e l i g k e i t e n .  Vom Säuglingsalter angefangen, w o 
schon aus hygienischen Gründen alles, was zur i liege 
und Bekleidung des Kindes nötig ist seinen be­
sonderen Platz haben sollte, beanspruchen Kleider, 
Spiel- und Lemsachen für jedes Kind einen gewissen 
Raum. Bei der bisherigen Möblierung von Klein­
wohnungen in Literatur und Ausstellung wurde diese 
Notwendigkeit allzu oft unbeachtet gelassen. Man 
muH immer wieder aussprechen, daß eine Wohnung, 
die außer einem Kleider-Wäsdieschrank für die Eltern 
keine geeigneten Schrankräume auch für die Kinder 
vorsieht, unvollständig und im Interesse der Haus­
frau, die Ordnung halten muß, und der Kinder, die 
zur Selbständigkeit erzogen werden sollen, höchst 
unzweckmäßig möbliert ist. Ebenso steht es mit dem 
P l a t z  z u m  S c h u l a r b e i t e n m a c h e n  der 
Kinder. Audi diese notwendige Funktion der Woh­
nung wird bei Massenwohnungen, gern vergessen; 
erfreuliche Ausnahme u. a. die neueren Arbeiten von 
llaesler, Celle. Bei Klappbettenverwendung lassen 
sich geeignete Spielflächen mit Sicherheit erreichen, 
manchmal auch ein passender Platz für die Schuir 
arbeiten; eine nur bei Benutzung herauszuklappende 
Tischplatte läßt sich dann oft in geeigneter Be- 
leuditung anbringen. Sie wäre das Mindeste, was 
man bei äußerster Raumbeschränkung fordern müßte.

Uber die K ü c h e n e i n r i c h t u n g  ist soviel ge­
schrieben und auf Ausstellungen gezeigt worden, daß 
man glauben müßte, hier herrscht über Notwendiges 
und auch bei kleinstem Raum Mögliches vollkommene 
Klarheit. Leider sdieint das keineswegs der Fall zu 
sein. Es fehlt hier an Raum, dies so vielseitige Pro­
blem zu erörtern (vgl. meine Arbeit „Die Elemente 
des Küchengrundrisses“ in Hauswirt sch. Jahrbücher, 
1930, Heft 2, Verlag Frankh, Stuttgart). Zusammen­
fassend sei nur nochmals darauf hingewiesen, daß 
sich gerade da, wo es sich um kleinste Raumverhält­
nisse handelt, die Kücheneinrichtung zweckmäßig 
eigentlich n u r  mit eingebauten Schränken gestalten 
läßt. Denn das Zueinander von Herd, Spüle (wozu 
sieht man noch immer auf Ausstellungen auch in 
kleinsten Typen ein zweites Spülbecken, das unnötig 
Raum und Geld kostet?), Tisch, Sdrränken, Fenster 
ist gerade hier von entscheidender Wichtigkeit für 
die zweckmäßige Bewirtschaftung und richtig lösbar 
nur bei festem Einbau. Die Kosten für Einbau­
schränke sind leichter tragbar für die Mieter als für 
bewegliche Möbel, weil liier von vornherein n u r  
Ratenzahlung, d.h. Aufschlag auf die Miete (der er­
heblich unter 10 v H. bleibt, vgl. den Luckhardtschen 
Grundrißvorschlagl), in Betracht kommt

Wenn wir aber schon minimale Wohnräume hin­
nehmen müssen so ist rein volksgesundheitlich aller- 
dringendste Forderung, daß der eine für die gesamte 
Korperwasche der Familie vorgesehene Raum die
zumal ' RT lg|Ung aUer auch " ilklidl ermöglicht zumal es sich hier meist um körperlich schwer 
arbeitende Menschen handelt. Ob für diese eine

Dusche, die nur kaltes W asser liefert, zweckmäßig ist 
oder ob man lieber Kipp- oder H a bw annen  oder nur 
große Becken anbringen sollte, in  denen  m an m it viel 
Geringeren Mengen von W asser auskam e, und w ,  
man diese R einigungsm oglidikeiten ergänzt durch 

,1 oder ganz zen tra lis ie rte  G em einsdiaftsanlagen, 
las ist ein großes und genauer U ntersuchungen an 
ri ,| des bisher E rreichten w eites  Problem ; die 
kleine Wäsche“ der H ausfrau , die sich tro tz  aller 

Proteste stets in der W ohnung w ird absp ielen  müssen, 
sollte dabei auch die ihr gebührende Beachtung finden.

Was außer dem obigen nun noch zur Einrichtung 
o-ehört sind Tische. S tühle, S itzbank oder Sofa und 
Schränke. F ür all dies sind heu te schon zweck­
mäßigste Form en entwickelt, vor allem  durch die sog.

Aufbaumöbel“, die neuerdings auch schon als Massen­
möbel in G estalt der bekann ten  Schöpfungen von 
Gropius oder Schuster zu haben  sind. D iese lypen - 
möbel kommen nicht nur um  ihrei' sachlichen Ge­
staltung willen vor allem  fü r die K leinstw ohnung in 
Betracht, sondern auch wegen ih re r  Zusam m ensetzbar­
keit die es den M ietern gestattet, sich eine mit dem 
Anwachsen ihres G eldbeutels „wachsende W ohnung 
anzulegen. Daß diese Möbel h eu te  auch schon zu e r­
schwinglichen Preisen zu haben sind, e igab  ein vei- 
oleich der Sdiusterm öbel in einfachster A usführung 
m it den in der Q ualität recht annehm baren  Mobein 
eines großen Konsum vereins; le tztere bew egten sieb 
etwa in derselben G rößenordnung, a llerd ings ohne 
Berücksichtigung des R abatts, so daß annähernd  nur 
dieser als D ifferenz betrach te t zu w erden  braucht. 
Diese Feststellung ist recht erfreulich, w enn man an 
die bisher hier k laffende em pfindliche Lücke denkt. 
Immerhin kommen aber auch diese Möbel n u r unter 
besonderen Umständen fü r die K leinstw ohnung dieser 
Kreise in Betracht. Und dam it noch ein W ort zur 
K o s t e n  f r a g e ,  die w ir w enigstens in den Haupt- 
ztigen hier andeuten wollen.

Die in der Reichsnotverordnung vorgesehenen 
Monatsmieten von 20 bis 40 RM entsprechen einem 
Gesamteinkommen von 120 bis 240 RM m onatlich (Aus­
gaben für Miete, Instandhaltung der W ohnung, Heizung 
und Beleuchtung pflegen bekanntlich  z u s a m m e n  
ein Fünftel der G esam tausgaben auszum achen; rechnen 
wir also die Miete allein  m it einem  Sechstel). Fam ilien 
mit solchem Einkommen können fü r N euanschaffungen 
nahezu nichts aufwenden, außer, w enn durch das Mit­
verdienen der F rau  vor und in den ersten  Jahren  der 
Ehe erheblich gespart w erden kann , eine Möglichkeit, 
die durch die heutigen V erhältnisse am  A rbeitsm ark t 
wesentlich beschränkt wird.

Also bleibt überhaupt n u r die A bzahlung der 
Möbel auf Raten, die ja auch längst in w eitesten 
Kreisen unabänderliche Tatsache gew orden ist. Nun 
werfe man einen Blick auf die sich b ietenden Möbel 
für die Kleinstwohnung, soweit w ir sie als zweck­
mäßig wirklich anerkennen können, und m an wird 
zu immer dem gleichen Ergebnis kom m en: daß alle 
diese Möbel zu teuer sind. N ur ein kurzes Beispiel: 
In einer Beamtensiedlung m it W ohnungen von 58 
bzw. 65 qm Nutzfläche b e träg t das D urchschnitts­
einkommen 240 RM monatlich. Beim Bau der Sied­
lung wurden auch von einer d e r bek an n ten  H ausrat- 
gesellschaften recht zweckmäßige Möbel geliefert. Der 
Durchschnittspreis betrug für eine Z w e i z i m m e r -  

0 E n u n g m i t  W o h n k ü c h e  (I zw eibettiges 
Schlafzimmer, I einbettiges Schlafzimmer, 1 Wolin- 
i 7«  m i 1110' Schränke, da diese eingebaut waren]) 
1.66 RM. Die Mieter bekam en /«geb illig t, in Monats-

^ iVon abzuzahlen. Sie brauchen also rund
14, Monate =  etwa 12 Jahre, um diese Schuld los­
zuwerden Da es nennensw ert b illigere  Möbel (nicht 
einmal Schund!) als obige ü berhaup t nicht gibt, erhellt 
T  , lesen Zahlen das eine: es in u fi ü b e r a l l ,  w o  
W o h  n u n g e n n a c li d e r  lt e i c h s n o t v e r -  
o r c l n u n g  g e b a u t  w e r d e n ,  auch d afü r gesorgt 
werden, daß die M ieter e i n f a c h s t e ,  a b e r  
z w e c k  m ¡i fi i g e M ö b e 1 zu gesunden, d. h. sie 
nie it mit schwersten Schädigungen bedrohenden  A b - 
Z a h l u n g s b e d i n g u n g e n  bekom m en. Wie das 
ciurcnzufuhren ist, gehört nicht h ie rh e r; Möglichkeiten
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illen jedenfalls, das bew eisen m it zugleich unhygienische M öblierung (z. B. m it 
. ~ . ene Beispiele, von denen obiges n u r  eines altem , wohn ungswirtschaftlich energisch abzulehnen-

.“ !a r  " o rd/:n muß m an sich aber vor allem  auch den K ram  von früher!) oder durch höchst bedenk- 
j  o ,n}a yenenden behördlichen S tellen darüber, liehe finanzielle Belastung d e r  E inzelfam ilie gerade 
m in o f n ^  e *e ■ o r-d in fte n  o b er die Kleinstwoh- in den an «ich schwierigen Jahren  ihres A ufbaues. 
Mi j" cazu zwingen, fü r d ie  Vfubelbeschaffung den Als w eitere F orderung  aus allem  obigen erg ib t 
r. - t Lief5- z,u ^en. Lberläfit m an es dem  sich d er M unsd i nach ergänzenden  G e m e i n  - 

f r e i e n  tntscfaJutT des einzelnen, sich h ier ans der s e h a f t s  e i n  r i e h t  u n g e n  a lle r  A rt, besonders
ih ie r  ^ r , n J eD\r ° «  Werr t ^ i - j .0 a2 f  schon wegen für die L n terb ringung  des K leinkindes, dam it die 
M ä t . J J t L e n  Maße geiFallrlliehen IBehausungen sich zu unverm eidlichen Mängel d e r  K leinstw ohnung In

Rid"!u“ i  das t r f ic n is d ie  Minimum ansgeglid ien

MONOLITH BAU UND BAUNOTPROGRAMM
VO N  S T A D T B A U R A T  ZO L L IN 6E R

\ \  oht!nen-“ haMelt! ! i e '?,.,BeLOIibaUWf l:ien- diu sich T  die gesam te M asse durchsetzt m it k le insten  Luftzellen. 
durch  den l n w  1 1 vT“ ', kenn*e»chpen -ich Bei der .M itverwendung von porösen Zuschlägen wird
w h d  d e r M o n . 'f J e i i  M ethode: von den einen auch das gesam te M örtelgerüst selbst porös und da-

u 7 °  ?  • en  anclern das M onolith m it iso lierend gemacht,
du rch ’r V erg rößernn l £ r k e n n tn i ': d *e Baum ethode D ie E rfahrungen  m it Schüttbeton u n te r Zuschlag

lf  g 1 BaueinJ,e ,len. der Meine, von .8ch acke und Bims sind durchaus ^ute Die in
P latten  zu verbessern, kann  m an heute durch das ge- M ärken von 2 5 -5 0  c» l u s 4 l X n e n  W andstärken
r tr ie n  d S iT ü b e r  ^ ro R ^ R ^  M an. eeh t m  allen  Indu- haben sich 58—50 «n s ta rken  Ziegelw änden auch in 

i  , x r - große B auteile m  m ateria ltechm sch  der P rax is als durchaus gleichw ertig erw iesen Die
h « z ^ t H  ern : i Ver 0llH T m neter Form  fabrikm äßig H aftung des Putzes Lst einw andfrei? besonder- ge
und die Pr^dukTe i n h n i n ^ ' T 0“ ? Z“r ,verFilli1?el1 rÜhmtv w ird d ie Trockenheit der ers te llten  W ohnuu- 
N u fe  zu h n n t n  ohnung-techniscli au f die höchste gen. .Neuerdings geht d ie Industrie  dazu über, künst- 
foü I r !?.pen- Viele g lauben, dem M ontagever- liehe poröse Zuschläge herzustellen  d ie sich für da- 
i h t ens i S S ĥ 0 r t -treden ^ m ü s s e n ,  w eil sie der An- M onolithverfahren glänzend bewadtrt h a t n  Be 
n iL h-. h ierm it dem Ideal, dem Trockenbau. am sonders sei h ier au f das P rodukt Therm osit des Höch­

sten zu kom m en. Das M ontageverfahren ist aber ofenw erkes O berschell und Svntoporit der I G F arhen . 
Vr rd*^echt gegenüber dem M onolithverfahren in  den B itterfeld hingewiesen. \uch auf d ie B estrebungen

p s ä “ *  “
ste h t r L n t l 'v i  f Dii beiden M ethoden be- In  Zukunft w ird die Industrie  noch m ehr w ie bis
fah ren  d a s  ^ « " c k  w e T k  die f *  n ^  ,\fon° lilhver- h e r l h r  Augenm erk auf d ie H ersteU ung künstlicher

ü g s j r s *  poröse Zu
« S S  . - i ,d “ und daB i T t o  I W ^ k d S S T E  F S - ' .  h ä „ Sen
Lnterschied besteht, daß bei der einen Bauteile in ”  r>r M°Ä lldlkeu der Beschaffung desselben
o r t s f e s t e n  F a b r i k e n  hergestellt w erden wäh- ; , h reil i  aus g re ifb arer N ähe ab. Man
rend  d ie andere  d ie  F abrikationsan lage über die Bau- M a t e r i a l i e n a b h ä n g i g  von diesen 
stelle w a n d e r n  läßt und hierm it ih re P rodukte in w ärm et^*. - m an dazu über- die
größten Einheiten. Stockwerken. H äusern d irek t an ir . I U- i. s^aflted in isch  notw endige Poro-
d e r  V erw endungsstelle erste llt. D er Unterschied in chemische M ittel die dem  Zem ent-Sand-
beiden M ethoden w irk t fikh in e rs te r L inie in der Er e °  zugesetzt w erden und do rt G ase entwickeln. zu 
sparn ls w iederholter T ransporte  und m ehrfache; Man d ur«hsetzt m it diesen M itteln den
A rbeitsgänge durch Vermeiden jeden Verlustes durch ständi EV* unza.h l,gen Poren d ie in sich voll-
Bruch zugunsten des M onolithbines aus w L e n f l i r ^ t ' T ™  Smd UDd * * ? & * * * «  d e r Masse
« o k i M r * ; “  da- \ « a ' a ™ l » 'W *  k . . »  bei le rn e ,e n ,

Ä K  ; ^ , d\ r e  K ä U —  S ä - ^ ™ en
Ä ' Ä Ä Ä S S  FB&  “ fe”,

U n e a , . . , . “«  dem  s M  Ä S Ä S

:  s s a s
ist praktisch nicht vorhanden, da  durch nasse M itte- lässige chemische Zersetzung m it einem T ed^ ? 
rung  w ie sie bei ledem Bau w ährend d er Bauzeit Zem entw assers sich u n te r  Ausscheidung v o n  M . I/r' 
au ftr itt, sowne durch  d ie m it viel M asser verbundenen  >toffbläschen zu K alkhvdra t i<*eb-rbtfm tr u

r « 4 r O T i * o S S 5 5 ! be fi S lli e* 'Ms g  i X ' e n e V ' Ä

T a  n p ä Ä „ ol, ,b l« „ . .e i se„  e e e -e n d e n  Ä  ^
schwache Betonmischungen, d ie  durch geeignete Zu- möglich, d ie  Porosität dem  k w e iW n  VeA e s . le idn  
-ch b g e  aufgelockert und porös gemacht w erden, zweck und der n o tw e n d i g  T r a S ö l p i  D<luD?5'  
D ie Q u a litä t d e r Masse ist um so w ertvo ller je höher Man kann die Renmm J rag fah igkeit anzupassen .
d ie  Porosität erreicht w ird. Am bekanntesten  ist die zwischen 0.6 und 1 (zTegelm tlerw  e rk f  “va^ ' beHebi? 
V erw endung gee igneter seoarie r le r  Kohlenschlacke Da- G asbe tongußcerfah"nT äß^  säh  i
sowie d ie  V erw endung des rheinischen Bimskieses als sehr vorte ilhaft un ter V erw endung r ^  y 
Zuschlagm aterial D ie neueste M ethode verw endet wie Schlacke. Bims ^ e r m o - S r E l s E  r ZnSdl^ ge’ 
zu r E rzie lung  höchster Porosität g asb ild en le  chemische D er durch das T reibm iU et JntV r r f  drn  ? n" enden ‘ 
Zuschläge zu Zem entbeton allein  oder in K om bination Mörtel verb indet sich m it d w  7 v i gesetzte
m it porösen Zuschlägen. Durch dieses Mittel w ird genen porösen l ^ S n  Zusdllagei> ^u homo-
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daß eine gut gießbare Masse entste|i - ^  ^  |)js
rkung setzt unmittelbar ein und ist nac 
Minuten beendet. Die Masse wird s 'fort i i li

gefüllt, wo der HaupttröbprozeB stritfindet

de

W irkung  setzt %  A f f i p  die

Schalung durdigefülirt. Der Abbindeprozeß tritt etwa 
nach eine r St um! e ein, so daß man dann m, dem Ga 
einer neuen Lage beginnen kann. In 1Funt bis a * t  
Stunden läßt sich so ein volles Geschoß tertigstelie .

Der Arbeitsvorgang ist höchst einfach und kann 
auf jeder Baustelle ohne besondere Anschaffung von 
Maschinen durchggefül.rt werden, f ü r  die Transporte 
von der Mischmaschine zur Form können Einrich­
tungen jeder Art, wie Gießtürme, Förderbänder Aut- 
ziige, verwendet werden. Nach 24 Stunden ist dei 
Abbindeprozeß soweit fortgeschritten, daß die form en 
ausgeschalt werden können.

Schimabeton hat sich seit mehreren Jahren in der 
Praxis durchaus bewährt. Die von mir hergestel teil 
Bauten bis zu drei Geschossen haben irgendwelche 
Nachteile nicht gezeigt. Die Anwendung des Sdnnia- 
lietons ist beim Wohnungsbau unbeschränkt. Er läßt 
sich gleich gut zur Herstellung von typisierten Form ­
stücken, zur Herstellung monolithischer Bauten, zuin 
monolithischen Ausguß von Stahlskelettbauten, zur 
Isolierung insbesondere auch von Fernleitungen ver­
wenden. Das Material hat für den Wohnungsbau be­
sonders schätzenswerte Eigenschaften. Neben dem 
geringen Raumgewicht, daß leicht bis zu 800 kg und 
noch weiter herabgesetzt werden kann (für Skelett­
bauten), zeigt dasselbe verhältnismäßig hohe Druck­
festigkeiten, die den im Wohnungsbau auftretenden 
Beanspruchungen bis zu vier Geschossen und mehr 
ohne Eisenskelett gewachsen sind. Die Wasser­
aufnahmefähigkeit ist geringer als bei Schlacken- und 
Bimsbeton. Das aufgenommene Wasser dringt nur 
flach ein und wird sehr schnell wieder abgegeben. 
Die Wärmeisolierung ist eine vorzügliche und steigt 
mit der Abnahme des Raumgewichts des erzielten 
Betons. Die Schwindung des Materials ist sehr gering. 
Sie betrug nach Feststellung an Prismen von 1 '» Länge
0 .47  iiijin. Diese wichtige Eigenschaft der geringen 
Schwindung macht den Schimabeton besonders zum 
Monolithbau geeignet; sparsame Verwendung von 
schwachen Verteilungseisen kann diese geringe Span­
nung in größeren Bauabschnitten aufheben.

Bei kleineren Bauvorhaben, Einzelhäusern, läßt 
sich der Monolithbau am zweckmäßigsten durch 
Kletterschalungen in Holz oder Blechkonstruktion 
durchfuhren. Die Vorteile des Systems w irken sich 
natürlich bei größeren Baustellen erst richtig aus. 
Schnellster Baufortschritt bei geringstem Arbeits­
aufwand läßt sich nur erreichen, wenn das Schütten 
iv 1' Vollgeschosse im laufenden Gange erfolgen kann. 
Die dafür erforderlichen Arbeitsvorrichtungen müssen 
soviel Arbeitsvorrat haben, daß sie täglich nach einem 
genau ausgearbeiteten Arbeitsplan voll im Betrieb 
sind Das ist nur möglich, wenn Mischmaschinen und 
tordereinrichtungen sowie vor allem der Bestand an 
Schalungen oder Formen dem Bauvorhaben ent­
sprechend vorhanden sind. Für die Formen kommt 
bei D. Schalungen aus wirtschaftlichen Gründen nur 
d e  Zollbauwanderschalung in Betracht. Die Anzahl 
der für ein Bauvorhaben von einer bestimmten Bän­
der Überlegung*;6“ Sdlalun?en erSibt sich aus folgen-

Für die Abbindezeit des Schüttbetons, gleichgültig

f t .

p E i a a t i l  s
Reserve für die 7eit d e s  , g ehe"; daz" eine 
Abbauens. Es sind also V I  T * '  ,Ür dip dps
fortschritt GeschofischaImmen in fünffaöb f*6" Pa " '
größeren B , u , „ r V^füSun " "S * ," ..in ""“'''

Sollen lif-i .einem B auvorhaben 100 W ohnungen 
mit ie drei Geschossen einschl. des Kellergeschosses 
in hundert A rbeitstagen geschüttet w erden so ist die 
Bereitstellung von 15 Schalungen erforderlich. Jede 
einzelne derselben kommt bei 500 Geschossen nur 
zwanzigmal zur Verwendung. Soll sie also bei diesem 
Bauvorhaben am ortisiert w erden, so ist d e r  Schalungs- 
anteil je K ubikm eter M auerw erk verhältnism äßig 
hoch Die Schalungen lassen aber hundert- und m ehr­
malige Verwendung zu. Sie w erden daher bei jedem 
Bauvorhaben nur zum Teil abgesd irieben , zum al sie 
aus typisierten Einzelelem enten k o n stru ie rt sind, die 
sich ohne w eiteres zu jedem  anderen  Typ in kurzer 
Zeit ohne großen A ufwand um stellen lassen.

Eine G egenüberstellung d er B aukosten aus den 
Jahren 1929 und 1950 ergib t folgendes Bild:
1. D er cbm M auerw erk  in Ziegel abzüg lich  a lle r

Ö ffnungen, einschl. A nlage der Ö ffnungen, Her-
stellen des K alkm örtels. T ran sp o rt a lle r  M ateria lien  35,21 RM 
Der cbm M auerw erk in S chüttbeton, sonst wie vor 22.74 „

D e r  c b m M a u e r w e r k  i n  S c h ü t t ­
b e t o n  i s t  a l s o  35 v. H. b illig e r a ls Ziegel- 
m a u e r w e r k.

2. Die M aurerarbeiten  eines un tersuch ten  B auob jek tes
stellten sich in Ziegelbau a u f .....................................  30 100.00 RM
ln Schüttbeton bei A bschreibung der Fo rm en  und 
G eräte ....................................................................................  25 200.00

E rsp a rn is  a lso 0 900.00 RM
D a s  s i n  d 23 v. 1 1 . d e r  K o s t e n  d e  s

Z i e g e l h a u s ,  w ofür e ine  M ehrle istung  in 
Schüttbeton bei gleichen A usgaben von 30 v. H. 
ermöglicht w erden kann.

3. D er Lohnanteil an den M au rerarb e iten  b e träg t
bei der A usführung in Z iegelbau rd ...........................  15 800.00 RM
das sind rd. 50 v. H. d e r  G e s a m t s u m m e  
.in  Z i e g e 1 b a u.
D er Lohnanteil bei A usführung desselben  Bau-
objektes in Schüttbeton be träg t rd ................................  12 800.00 RM

Das sind r d. 55 v. H. d e r  G e s a m t . s u  m m c 
d e r  A u s f ü h r u n g  i n  S c h ü t t b e t o n .

Man kann also, gleiche Bausum m en vo raus­
gesetzt. 5 v. H. m e h r  A r b e i t e r  b e s c h ä f ­
t i g e n  als bei A usführung in Ziegel.

4. Die G e s a m t  baukosten  des B auobjek ts  b e tragen
bei einer B auausführung in Z i e g e l b a u ..........................60 850,00 RM
Bei einer A usführung Sn S c h ü t t b e t o n   55 900.00

Die Ersparnisse be tragen  a l s o   6 950.00
Das sind 11,4 v. H. der Kosten des Z iegelhaus, 

w ofür bei A usführung in S chütte lbeton  rd. 13 v. H. 
m ehr W ohnraum  geschaffen w erden  kann .

5. Verglichen nach cbm umb. Raum e rg ib t sich:
60 850.00 =  26,70 RM/cbm fü r Ziegel.
2280 cbm
55 900,00 =  25.65 RM/cbm für Schüttbeton 
2280 cbm

(Dip Z iegel.)re ise sind liier absichtlich  z.. n ied r ig  k a lk u lier t.)

Diese Zahlen, die sogar nur von e iner m ittleren 
Baustelle erreicht worden sind, sprechen für sich. Bei 
Giol.Baustellen wi rkt  sich der Vorteil natürlich noch 
weiter zugunsten des Schüttbaues aus.

Außer der 1 atsache, daß bei Schüttbauverfahren 
an sich schon der Lohnanteil der Bausum m e höher ist 
t!\S| * 11 pn? ^iegelbau, spricht noch ein w eiterer 

aktor gerade bei den heutigen V erhältn issen  für das 
M onolithbauverfahren, und zw ar der. daß wesent- 

ci mehr ngelernte verw andt w erden können, als 
i andeien Methoden. Bei der G roßsiedlung der 

Gagtah in Merseburg, die im Jah re  1928 in Sdiütt- 
p l m p i  wurde, w aren bei rd. 1100 A rbeitern 

" “  JOO 1 acharbeiter herangezogen. D iese Möglich-
e . o J  t ZUr T ulei;""P der E rw erbslosigkeit, die in 
deutunp " 'n  . !l,?tde''ntc um faßt, von größter Be- 
alsn nw-lit <M i 'n- /  unS elern ter A rbeitsk räfte  ist
lieh hnrl t ! ? e r ' sondern auch volksw irtschaft-

ch bedeutungsvoll (Berufsum stellung). Die Ver-
ter , | ! nnl 7 gCI' A i'beitsk räfte  und w ohlfeilen Ma- 
ero A|r /f fiIle / vx l?ĉ len â brikation , Zw ischentransporte, 
sich' u iiJ  ! 'K1 T Ue vor./ Rsliche M echanisierung, die 
und RescbL,dU- rsPa r n ' s menschlicher A rbeitskräfte  
an Bi n/ i n \UI11SU1|8' des A rbeitsprozesses, Ersparnis 
kungen der Rani18'*1 l!ib rt /u  w esentlichen Sen- 
d en l'hentiipr.n v w o “ . 1111 /u  M ieten, die auch unter 

Dip H erlm ltnissen noch trag b a r sind. 
dmc Finanzierung d e ra rtig e r  Bauten ist natürlich
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w esentlich leichter als bei Bauweisen, d ie  fü r die 
gleiche Leistung 20 v. H. m ehr G eldaufw endungen no t­
w endig machen. D ie E rsparn isse lassen eine V er­
m inderung gerade der ersten  teueren  H ypothek  in 
Hohe von m indestens 1 0 0 0  bis 1500 RM je; W ohnung 
ZU’ dies eine M ietersparnis von m indestens
100 RM je  Jahr.

Auch besteh t die Möglichkeit der E rn iedrigung der 
H auszinssteuerhypotheken  um  1000 RM je  W ohnung.
Man könn te somit entsprechend m ehr W ohnungen mit 
H auszinssteuerhypotheken versehen. Es w ürde sich 
bei 2000 RM sta tt 5000 RM die Bezuschussung von 
50 v. H. m ehr M ohnungen erreichen lassen.

W ichtiger fü r D urchführung m echanisierter Bau­
te eisen ist die Schaffung großer zusam m enhängender 
B austellen und die H erste llung  der W ohnungen nach 
einigen Typen. M ehr oder w eniger kom m t diese Zu­
sam m enlegung d e r  B auvorhaben natürlich aUen Bau- 

®isen zugute. M an sollte daher m ehr denn je  d a rau f 
dringen, daß die Errichtung in geschlossenen Sied­
lungen erfo lgt und vers treu te  E inzelausführungen 
ganz von d er Bezuschussung ausschließen.

D ie außerordentlichen Vorteile, d ie die Monolith-

STADTRANDSIEDLUNG
V O N  A R C H . B DA  W IL H E L M  H E IL IG , BERLIN •  2 A BB ILD U N G EN

bauw eise bei d e r  E rstellung q ualita tiv  vorzüglicher 
und b illiger M ohnungen bietet, sind b isher n u r von 
einem  engen K reis von Fachleuten e rk a n n t w orden. 
Bei der bekann ten  konservativen  E inste llung  des B au­
gewerbes und auch v ieler Behörden k an n  sich die Er- 
ken tn is in  Fachkreisen n u r  langsam , w enn auch sicher, 
durchsetzen. W er sich einm al m it dem  W esen und der 
Sachlichkeit d ieser Bauweise v e r tra u t gem acht hat, 
w ird  ih re  V erw andtschaft m it der m odernen Richtung 
der A rchitektur und ih re r  B auauffassung e rs t be­
urte ilen  können.

Leider w ird  bei der Bezuschussung aus öffentlichen 
M itteln v iel zu wenig auf w irtschaftliche B auerstellung 
Rücksicht genommen. Im  G egenteil schneidet d e r 
m eistens am besten  ab, d e r  d ie höchsten B aukosten 
nachweist, so daß kein  A nreiz besteht, sich m it n eu ­
zeitlichen w irtschaftlichen M ethoden zu befassen. Bei 
d e r Bezuschussung m üßte der im  V orteil sein, d e r auf 
rationellste  W eise W ohnraum  zu erste llen  verm ag. 
D ann w ürde den V erfügungen der obersten  R egie­
rungsstellen, die w iederholt d ie A ufm erksam keit ih re r 
u n teren  O rgane auf d ie  neueren  w irtschaftlichen B au­
m ethoden zu lenken  versucht haben, vielleicht auch 
dort einm al m ehr Rechnung getragen. —

Die Splittersiedlungen am äußersten  Rande der 
S tädte sind in  v ie ler Hinsicht von Bedeutung. Sie 
kennzeichnen in  einem  Lande, das deutliche An­
zeichen von Ü berorganisation auf gewissen Gebieten 
au f weist, den M angel an  einschlägigen Gesetzen, sie 
haben  teilw eise Ausmaße angenom m en, die zu neuen 
üiiigem eindungsm aßnahm en füh ren  müssen, sie 
S u ^ ig en sowohl d ie  Städte, zu deren  In teressen­
sphäre sie gehören, w ie die um gebenden Landkreise 
und  O rtschaften, au f deren  G ebiet sie sich in höchst 
unorganischer M eise entwickeln. Im Zusam m enhang 
m it W ohnungsbaufragen der nächsten Zukunft zeigen 
sie den M illen  b re ite r  Volksschichten, andere  als die 
zur Behebung d er M ohnungsnot in  S tädten  fast aus­
schließlich beschrittenen M ege gehen zu w ollen.

Es e rü b rig t sich, n äh er auf d ie Erscheinungen 
der Sfadtflucht einzugehen. E in Blick in  irgendeine 
Tageszeitung genügt, um sich von der R ührigkeit der 
S iedlungsgesellschaften zu überzeugen, ein Spazier­
gang durch die R andgebiete d e r  G roßstädte gibt die 
V ergew issernng dafür, daß im  Volke der Wunsch 
recht rege ist, dem  E igenheim gedanken auf irgend­
eine M eise praktisch  näherzu tre ten . D ie S tad trand ­
sied ler rek ru tie re n  sich aus den verschiedensten 
Schichten, vom L aubenkolonisten angefangen, und 
im m er w eiter greifen  die zusam m enhanglos ü b er­
b au ten  Flächen ins Land, je  nach Angebot und 
scheinbar n iedrigen  Erschließungskosten.

So erfreulich  d ie A bkehr des einzelnen von der 
M ietskaserne ist, so groß sind die G efahren, die durch 
unausbleibliche Lasten m annigfachster A rt entstehen 
müssen. D ie F rage is t ernstlich zu prüfen, ob es 
technisch möglich und volkswirtschaftlich wünschens­
w ert erscheint, den Schw erpunkt des künftigen  W oh­
nungsbedarfs von der M ietskaserne auf d ie  Flach­
siedlung verlegen zu wollen. M'elche Vorzüge, w elche 
Nachteile haben  die beiden fü r den w eitaus ü b e r­
w iegenden Teil d e r  S tadtbew ohner in  F rage kom ­
m enden Bauw eisen?

D ie E tagenw ohnung d er m odernen M ietskaserne 
b ie te t ih ren  Bew ohnern a lle  Vorzüge der Hygiene, 
die heu te an  eine M ohnung gestellt w erden  müssen. 
Freilich  beschränkt sie, soll sie als K leinw ohnung 
den A nspruch au f H ygiene erheben, die K opfzahl der 
einzelnen F am ilie  au f zwei bei geringster Nutzfläche, 
au f d re i bei entsprechender Größe, und au f v ier bei 
e in er Miete, die fü r d ie  m eisten der „M inder­
bem itte lten“ schon nicht m ehr in  F rage  kom m t. Die 
A ufgabe, eine hygienisch einw andfreie K leinst­
w ohnung im  M ietshause zu ermöglichen, h a t m it der 
e rw ähn ten  E inschränkung d er A rchitekt gelöst, und 
gewiß w e rd en  sich viele Fam ilien  w ohlfühlen. D ie 
Sonne scheint in  ih re  Räum e, Gas, E lek triz itä t, v iel­

fach Zentralheizung sind A nnehm lichkeiten, die 
keinesfalls unterschätzt w erden sollen; auch ist eine 
verhältnism äßig geringe E ntfernung  von der A rbeits­
stä tte  und vom jew eiligen S tad tkern  von Bedeutung. 
A lle diese Bequem lichkeiten sind verständlicherw eise 
begehrt, und d ie N achfrage ist stark , selbst bei hoher 
Miete. Danach w äre der M ietsblockbau fü r den 
m inderbem ittelten  Teil d e r S tadtbevölkerung das 
Gegebene, d. h. er käm e für 80 v. H. der F am ilien  in 
Frage. D iese Zahl ist nicht zu hoch gegriffen, und 
d ie A bw anderung in  k le inere  W ohnungen, d ie  zum
1. A pril dieses Jahres z. B. in B erlin  sich vollzog, 
lie fert den Beweis rascher Zunahm e des Begriffes 
„m inderbem ittelt“.

In den R eithsrichtlinien fü r den  W ohnungsbau 
findet sich das B estreben nach einer M ietsenkung, 
nötigenfalls durch w eitere A erk le inerung  d er K leinst­
wohnungen. D aß h ier eine G renze besteht, ist n ah e­
liegend. Mit dem B estreben nach M ietsenkung ist in 
diesen Richtlinien der Munsch nach H erabzonung 
verbunden. D er Flachbau w ird  m ehrfach erw ähn t 
und em pfohlen. Ist etw a dam it gem eint, daß an Stelle 
der fünfgeschossigen M ietskaserne der zweigeschossige 
Bau u n te r B eibehaltung d er E tagenw ohnung tre ten  
oder die einzelne M 'ohnung au f zwei S tockw erke ver- 
te ilt w erden soll? Bei dem  M unsche nach w eite rer 
M ietsenkung und e rn eu te r E inschränkung des Nutz- 
raum es dü rfte  der M ietskasernencharakter in  beiden 
F ällen  noch m ehr zum  Ausdruck kom m en. W as heute 
m it dem  M ohnungsgrundriß geschieht, w ird  m orgen 
m it dem G artengrundriß  geschehen m üssen; der 
K leinstgarten  w ird in Erscheinung tre ten , sofern  der 
A rchitekt nicht vorzieht, d ie  zu den  R eihenhäusern  
gehörigen G artengrundstücke zu gem einsam  benu tz­
baren  Spiel- und G artenflächen zusam m enzuziehen —- 
das E rbbegräbnis des S iedlungsgedankens.

E in Beispiel möge andeuten , w ohin d er M'eg bei 
w eiterem  Zusam m enrücken führen  kann , und  d ie Be­
rechnung der M ietsätze beg inn t m it d e r  zw ei­
geschossigen Bauweise, d ie  volksw irtschaftlich sich im  
negativen Sinn ausw irken  muß, da die K leinst­
w ohnung in  d ieser A rt von F lachbau genau die 
gleichen A usw irkungen haben  w ird  w ie im Hochbau. 
Daß d ie E rsdiließungskosten  beim  zweigeschossigen 
Bau geringer seien, daß W ohnwege genügen mögen, 
bedeu te t le tzten  Endes n u r eine geringe E rsparnis, 
w enn die v iel w eitläu figere  Fläche im ganzen ins 
Auge gefaßt w ird, d ie zur U n terb ringung  einer b e ­
stim m ten A nzahl von Menschen benötig t w ird.

G ew ählt ist zu nachstehenden B erechnungen ein 
D re ispännertyp . E iner etw aigen  F achk ritik  m ag ü b e r­
lassen sein, zu erw ägen, ob eine w eite re  V erk le ine­
rung  nennensw erte E rgebnisse zeitigt.
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I Reihenm ietshaus.
Z w e i g e s c h o s s i g e  B a u w e i s e

D re i» p ä n n e r ty p  1 :3 0 0

Die

Bantyp Abb. 1.
Nutzfläche je  Ge­
schoß drei Woh­
nungen:

Wohnung t =  30 qm 
Wohnung 2 =  30 qm 
Wohnung3 =  28qm 

88 qm

D a s  B a u ­
l a n d .  Angenom­
men w ird ein Roh­
landpreis von 5 RM 
je  1 qm und eine 
Parzellengröße von 
900 qm. Gesamt­
kosten: 4500 RM.

Auf schließungskostenA u f s c h l i e f i u n g s k o s t e n .  ----- - - -  -
ic laufenden Meter Straßenfront betragen bet 10 m Straßenbreite 
mit einer Dammbreite von 5,50 m anteilig auf einer Seite:
1. Bürgersteig 2,25 * 5,00........................
2. Bordsteine .......................................
3. Fahrdamm % * 5,50 — 2,75 m ' 10,00
4. Wasserleitung Vz ' 10,00 . . . .
5. Kanalisation % ' 70,00 ...................
6. Lichtleitung % ' 1 2 ,0 0 ...................

12.50 RM 
5,—

27.50
5 ,— 

35,—
6 —

91,— RM
Bei einer Hauslänge von 15 m ■ 91 RM . . 1565,— RM

D i e  G e s a m t k o s t e n  (6 W o h n u n g e n ) :  
u) R e i n e  B a u k o s t e n :

Bebaute Fläche =  134,25 qm, umbauter Raum =  134,25 (2,1 +
3,0 +  3,0 1 ,0) =  1221,67 cbm, rund 1225,00 cbm * 22 RM =  26 950 RM.
b) B a u l i c h e  N e b e n k o s t e n :
Umzäunung . . .   J 225 RM
Garten-, H o f a n la g e ..................................  ) 125 „
Müllkasten, Klopfstangen ........................00 \ 100 „
Hausanschlüsse .......................................  [ 100 ,,
Unvorhergesehenes 1 v. H. * 26 950 RM . . . .  270 ,,

820 RM
c) B a u g e l ä n d e  laut V o rb e re c h n u n g   4500 RM
d) A u f s c h l i e f i u n g s k o s t e n :  laut Vor­

berechnung   1365 RM
c) F i n a n z i e l l e  K o s t e n :
Gebühren 4 v. H. * 26 950,— rund . . . .  1080 RM 
Zwischenkreditzinsen 27 000 10 v. H. ’ % . 1350 ,,
Kursverlust 20 000 RM zu 8 v. H. . . .  1600 ,, 4030 RM

37665 RM
Eine Gewährung von Hauszinssteuermitteln für 

das vorliegende Bauvorhaben wäre erst zulässig 
(Reichsrichtlinien Allgemeines „d“) bei einem Mindest­
satz von 29 RM je 1 cbm umbauten Raumes oder bei 
Bereitstellung des Baugeländes zu einem Rohland- 
preis von 5,40 RM. Ermöglicht wird eine Be­
zuschussung durch Hauszinssteuermittel für den 
gleichen Bau bei

2. d r e i g e s c h o s s i g e r  B a u w e i s e  ( n e u n  
W o h n u n g e n ) :

a) R e i n e  B a u k o s t e n :
Bebaute Fläche 134,25 qm, um bauter Raum =  134,25 qm (2,1 +

3,0 +  3,0 +  3,0 -+- 1 .0) =  rund 1625 cbm, 1625 cbm • 22 RM =  35 750 RM.
b) B a u l i c h e  N e b e n k o s t e n  wie 1, b . . 550 RM 

Unvorhergesehenes 1 v. H. • 35 750 RM . . .  355 RM

■ c) B a u g e l ä n d e  laut Vorberechnung . . . .
d) A u f s c h l i e ß u n g s k o s t e n  : laut Vor

b e r e c h n u n g .................................................
e) F i n a n z i e l l e  K o s t e n :
Gebühren 4 v. H. rund 35 000 RM =  1400 RM 
Zwischenkreditzinsen 35 000 • 10 v. H. • % . 1750 
Kursverlust 25 000 RM zu 8 v. H. . . . 2000

905 RM 
4500 RM

1365 RM

5150 RM

Gesamtkosten: 47670 RM 
Bei dreigeschossiger Bauweise ist eine Ge­

währung von Hauszinssteuermitteln nur möglich

S Ä Ä S . Je  ...
f i n a i i z i e r u i i g s p l a n .  Gesaratkosten 27 700 RM hoi

  k k
» « •  RCl ■ «  V.H. . . , .
2. Stelle Hauszinssteuerhypothek 
9 ■ 5000 RM =  27 000 RM zu 1 v. H. . 270

Stelle Eigenkapital 4700 RM • 5 T. H. ¿35 ”

Verwaltungskosten 2 v. H. ■ 36 000 RM ‘“ o RM

• 2585hl M

t W r r c b n u n t :  M iete je  1 qm im  Jah r  9,80 RM, im 
M n a t 'o 8 2  RM fü r die 30-qm -W ohnung =  24,60 RM im M onat, 
f t  die ä  qm W ohnung =  23 RM im M onat.

Studienhalber sei die 
5 v i e r g e s c h o s s i g e  B a u w e i s e  ( z w ö l f  

W o h n u n g e  n) 
angeführt, die in den Richtlinien als unzulässig e r­
klärt w ird und nur in besonderen F allen  zur Füllung

aZu k * ^ s m fn  / B ebau te  Fläche 134,25 qm, um- 
bau te r Raum 134,25 qm (2,1 +  3 +  3 +  3 +  3,04 +  1,0, =  2020 cbm.
2020 cbm 22 RM • TiVf
b) B a u l i c k e  N e b e n k o s t e n  . 1 000 RM
c) B a u l a n d ..................................................
d) A u f s c h l i e f i u n g s k o s t e n  für

die erford. S trafienbreite von 20 m • % 2 .30 KM
e) F i n a n z i e l l e  K o s t e n
G ebühren 4 v.    1 800 RM
Zw ischenkred itzinsen  44 000 • 10 v, H. • h  2 200 „
K u r s v e r l u s t ....................................................  1 ^°° -  5 J°° RM

G esam tkosten : 57 970 RM 
F i n a n z i e r u n g s p l a n .  Bei G ew ährung  von H ausz ins­

steuerm itte ln  in Höhe von 3000 RM je  W ohnung.
G esam tkosten ....................................... Ti '

1 . S telle  16 000 RM • 8% v. H. . . . 1j60 RM
2. S telle H ausz in ssteuerm itte l

36 000 ’ 1 v. H  360 RM
3. Stelle E igenkap ita l

6000 RM ' 5 v. H   300 RM
V erw altungskosten  45 000 ‘ 2 v. H. 900 RM

2920 RM
M i e t b e r e c h n u n g  : M iete je  qm  im  J a h r  8,30, im

Monat 0,69 RM, fü r die 30-qm -W ohnung 20,70 RM im  M onat, 
die 28-qm-Wohnung 19,30 RM im M onat.

Der w irtschaftlich günstigste m ehrgeschossige 
Ausbau ist die •
4. f ü n f g e s c h o s s .  B a u w e i s e  (15 W ohnungen), 
die jedoch staatlicherseits n u r in  G roßstäd ten , und 
auch liier nur ganz ausnahm sw eise, zugelassen wird. 
Die M ietzinsberechnung un ter B eibehaltung des Roh- 
landpreises und des E inheitssatzes fü r 1 cbm umb. 
Raumes, jedoch un ter B erücksichtigung der erhöhten  
Aufschließungskosten für eine größere S traßenbreite  
ergibt folgendes Bild:

a) R e i n e  B a u k o s t e n :  B ebau te  Fläche 134,25 qm , um ­
bau ter Raum 134,25 qm (2,1 +  3 +  5 +  3 +  3 +  3 +  1,0) =  2430 cbm 
2430 cbm • 22 R M   53 500 RM
b) B a u l i c h e  N e b e n k o s t e n   1 000 RM
c) B a u g e l ä n d e    4 500 RM
d) Aufschließungskosten fü r  die e rfo rderliche  S trafien­

bre ite  von 27 m * %   3 450 RM
e) F i n a n z i e l l e  K o s t e n :

G ebühren 4 v. H. • 53 500 .......................  2140 RM
Zwischenkreditzinsen 54 000 10 v. H. ' %  2700 RM
K ursverlust ..................................................... 1300 RM =  6 140 RM

68 590 RM
F i n a n z i e r u n g s p l a n :  G esam tkosten  . . . .  68 600 RM

1. Stelle 17 000 ■ 8% v. H ....................  1445 RM
2. Stelle H ausz inssteuerbvpotbek

45 000 • 1 v. H. . . . ' ...............  450 RM
3. Stelle E igenkap ita l 6600 • 5 v. H. . . 350 RM

2225 RM
V erw altungskosten 2 v. H. • 53 500 . . . 1070 RM

5295 RM
M i e t b e r e c h n u n g :  M iete je  qm im J a h r  7,50 RM, im

Monat 0,65 RM, fü r die 30-qm-W ohnung 18,75 RM im  M onat, die 
28-qm-Wohnung 17,50 RM im M onat. —

\o m  fünfgeschossigen Bau ab w ürden  sich w ieder 
ungünstigere Mieten ergeben, da der E inheitssa tz der 
Baukosten und die A ufschließungskosten, selbst bei 
gleichbleibendem B aulandpreis, sich bedeu tend  e r­
hoben würden, ganz abgesehen davon, daß

1. der Staat derartige  Bauten nich t n u r nicht 
finanziert, sondern verb ie tet,

2. Baugelände zu dem angefüh rten  R ohlandpreis 
von 5 RM nicht zu haben  sein dürfte .

ict 1 0  aus vorhergehenden  A ufstellungen
, clali benn Etagenm ietsbau in  geschlossener Bau- 

vvetse der günstigste M ietssatz auf 0,65 RM je  1 9“  und 
onat liegt. Zugrunde gelegt eine Bezuschussung 

v°n H auszinssteuerm itteln von 5000 RM je  W ohnung. 
ie das Beispiel des zw eigeschossigen Reihen-

srhHoß Zeigi: hteRt bei rund  90 RM je lfd. M eter Auf- 
ungskosten nur dann  d ie M öglichkeit einer
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s taatlichen  Bezuschussung vor, wenn der E inheitssatz 
je i cbm um jj Raum es n icht un ter 29 RM fällt. D er 
Leser möge sich durch N achprüfung selbst davon 
überzeugen, w elche M onatsmiete in F rage  kommen 
w ürde bei le tztgenanntem  Einheitssatz, der w iederum  
eine Steigerung e rfah ren  müßte, w enn etw a die Auf­
schließungskosten auf das D oppelte des eingesetzten 
B etrages stiegen. Um jedem  Irrtu m  zugunsten der 
M ietsblockbauw eise vorzubeugen, sei w iederholt, daß 
für die M ietergebnisse bei der zwei-, drei-, vier- und 
fünfgeschossigen Bauweise ein Betrag von 22 RM je 
1 ebm zugrunde gelegt ist, der fü r die G roßstädte zur 
Zeit noch nicht in F rage kommen dürfte . Bei etwa 
27 RM bis 28 RM je  1 cbm liegen die M ieten en t­
sprechend höher. —

D er d ritte  U nterausschuß des Enquete-Ausschusses 
untersucht in einem  Bande von 740 Seiten (Verlag 
M ittler & Sohn) die Zustände au f dem  W ohnungs­
m ark t. Sein Vorschlag, die G ew ährung von H ypo­
theken, w enigstens von verbillig ten  H ypotheken und 
von Bauzuschüssen gänzlich einzustellen und die Bau­
finanzierung dem P riv a tk ap ita l zu überlassen, ist 
durchaus diskutabel, w ohingegen der zweite Vor­
schlag, in fünf Jahren  750 000 K leinstw ohnungen zu 
errichten, d ie nadh Fertigste llung  auf die D auer von 
10 Jahren  M ietzuschüsse von 300 RM je  Jahr und 
W ohnung erha lten  sollen, daraufh in  kritisch u n te r­
sucht w erden müßte, welche A rt von K leinstw ohnun­
gen gebaut w erden sollen. Ist etw a beabsichtigt, den 
M ietskasernenbau für eine w eitere Reihe von Jahren 
zu bevorzugen? —

W ohnungsbau und, m it ihm eng zusam m en­
hängend, S tädtebau sind wichtige G ebiete der Volks­
w irtschaft. Ih re  A usw irkung macht sieh nicht nur für 
d ie G egenw art und die nächsten 30 bis 40 Jahre (von 
10 Jahren  ganz zu schweigen) geltend, sondern für 
einige Geschlechter, wie das Beispiel der V orkriegs­
m ietskasernen in negativem  Sinn deutlich zeigt. — 
Je höher die Geschoßzahl der einzelnen Bauten ist, um 
so d au e rh afte r muß deren  K onstruktion sein, um so 
länger w äh rt ih r Bestand. Setzen w ir an  S telle der 
K leinstw ohnung, d e r E ineinhalb- und Zweizimmer­
w ohnung  den Begriff der kinderlosen W ohnung, sta tt 
der sogenannten Zw eieinhalbzim m er-W ohnung die 
„E in-K ind-W ohnung“, so taucht ein nicht zu be­
stre itender G egensatz zwischen der üblichen Bauweise 
und einer bere its einsetzenden Um stellung unserer 
Entw icklung auf. W ir fix ieren  die Bedürfnisse des 
Augenblicks, günstigenfalls der nächsten zehn Jahre, 
fü r ein Jahrhundert. Es ist Sache des Volkswirtes, 
B etrachtungen d arüber anzustellen, ob d ie G roßstädte 
auch w eiterh in  Zustrom vom Lande erhalten , was 
übrigens n u r geschehen wird, wenn die G roßstadt 
A rbeitsgelegenheit bietet, was bei unseren R ationali­
sierungsbestrebungen m indestens zw eifelhaft erscheint. 
Auch d ie Zahl der A rbeitslosen spricht nicht dafür.

W as den V olksw irt und den  A rchitekten in te r­
essieren  muß, ist die B eantw ortung der F rage: „W i e 
l ö s e n  w i r  d a s  W o h n u n g s p r o b l e m ’ a u f  
G r u n d  d e r  d e r z e i t i g e n  W i r t s c h a f t s ­
k o n s t e l l a t i o n  u n d  u n t e r  B e r ü c k s i c h ­
t i g u n g  e i n e r  m ö g l i c h e n  E n t w i c k l u n g ,  
u n d  w i e  e n t l a s t e n  w i r  d a s  g e g e n w ä r t i g e  
G e s c h l e c h t ,  d a s  d u r c h  d e n  M i e t s ­
k a s e r n e n b a u  f ü r  e i n e  f e r n l i e g e n  d e  
Z u k u n f t  v o r s o r g t ,  o h n e  d i e  G e w ä h r  z u  
h a b e n ,  d a ß  d i e  n ä c h s t e  G e n e r a t i o n  v o n  
d e n  ü b e r k o m m e n e n  W o h n u n g e n  G e ­
b r a u c h  m a c h e n  w i r d ? “ —

Di e F l a c h b a u w e i s e  im Sinne d e r  S t a d t ­
r a n d s i e d l u n g  des Eigenheim es ist nicht nur 
w ünschensw ert, sondern fü r die G egenw art und Zu­
kun ft eine w irtschaftliche Entlastung. Mißstände, die 
sich durch d ie  eingangs beschriebenen S plittersied lun­
gen ergeben, können n u r durch ein Baulandgesetz 
behoben w erden. Freilich w ürde ein solches Gesetz 
ebenso w ie ein S tädtebaugesetz kaum  zu schaffen 
sein, ohne gewisse E igentum sbeschränkungen h erbe i­
zuführen . Welche G efahr ist nun die größere, die 
e iner E igentum sbeschränkung durch ein Bauland- 
gesetz, dessen A usw irkungen der A llgem einheit so­
wohl wie dem  einzelnen S taa tsbürger zugute kommen,

oder eine F ortsetzung des In terim szustandes w ilder 
S iedlungen m it ih ren  unausbleiblichen, bere its schon 
einsetzenden L andspekulationen und einer F ü lle  an ­
derer, die A llgem einheit schädigender E inflüsse?

U nter den verschiedenen Aussiedlungsm öglich­
keiten  tr i t t  die sogenannte N e b e n e r w e r b s ­
s i e d l u n g  als S tad trandsied lung  in den V order­
grund. Sie h a t den Vorzug vor jed er anderen  B au­
weise voraus, daß h ier auch Bauten m it zeitlich be­
g renzter G ebrauchsfähigkeit in F rage kom m en kön­
nen, was hinsichtlich einer keinesfalls zu übersehen­
den Entw icklung sehr erw ünscht erscheint. E in M in­
destm aß von G artengrundstück ist V orbedingung für 
ih re  volkswirtschaftliche Bedeutung. Über das A us­
maß der einzelnen P arze lle  scheinen die G eister sich 
nicht restlos einig zu sein. Bei einigem  N achdenken 
ergib t sich, daß Siedlungsflächen, die im m erhin einer, 
wenn auch noch so einfachen, Erschließung bedürfen, 
unmöglich dem  A nbau von K artoffeln  d ienen können. 
D er goldene M ittelweg w ird in einer Beschränkung zu 
sudien sein. W i e  h o c h  d a r f  d e r  P r e i s  f ü r  
R o h l a n d  l i e g e n ,  u m  b e i  e t w a  ‘ho h a 
F l ä c h e  Z i n s e n -  u n d  A m o r t i s a t i o n s ­
l a s t e n  t r a g b a r  e r s c h e i n e n  z u  l a s s e n ?  
Nachstehende Berechnungen mögen h ie rü b e r A uf­
schluß geben:

j~jr*T ^11 Bei ^ 1
* -  - a  - °

S ta d tra n d s ie d lu n g s ty p

eine W o h n k ü c h e  20,3 qm
eine S t u b e  12,1 qm
eine K a m m e r .......................................................... 6,0 qm
F l u r ................................................................................ 5,0 qm

43,40 qm
hierzu  K eller, außerdem  W aschküche m it 
B adew anne, S ta llraum  m it A bort 6,65 qm 
bei B ew ertung de r S tallbaufläche als V2 
der W o h n f l ä c h e ...................................................... 3,32 qm
B ew erte te  C esam tnutzfläche . . .  7 7 46,72 qm  rund  46,70 qm 
Reine B aukosten  im S e r i e n b a u ...............................................5 300,  RM
B a u g e l ä n d e .  R ohlandpre is  0,50 RM je  1 qm, 
P arze lleng röße  500 qm, V erlust am S traß en lan d  10 v. H.’
B aulandpreis  550 '5 0  ........................................................... 275   RM
A u f s c h l i e f i u n g s k o s t e n :
1. Ü berschreibung 10 v. H. von 275 R M ............ 27 50 RM
2. B ü rgerste ig  15 lfd. M eter • 1,25 • 15 • 3 RM . . . 5630 RM
3. P fla s te rr in n e  15 lfd. M eter • 4,50 R M ........................... 6730 RM
4. F ahrw eg  % ■ 4 m ■ 15, ■ f fü r  P la n ie ren  u. E insam en 30,— RM
5. L ichtle itung 15 lfd. M eter • 9 R M ............. 135,— RM
6. W asserle itung  15 lfd. M eter • 10 R M  [ 150!— RM
7. V e r m e s s u n g s k o s te n ................................................................  3 5 ’_

„  , , , 501,50 RM
G e s a m t k o s t e n :  ru n d  500j_  RM

f  ^ eln,e , Ba“ k" ste ,n   5300 RMb) Bauliche N ebenkosten :
U m zäunung .................................................................... 100 RM
H a u s a n s c h lü s s e ................................................................. 75
U nvorhergesehenes ...................................................... 25 RM 200 RM

c) B auland lau t V o rb e re c h n u n g ................................  275 RM
d) A uf schließungskosten  lau t V orberechnung . . 500 RM
e) F inanz ie lle  K osten:

1. G e b ü h r e n .....................................................................150 RM
2 . Z w ischenkred itzinsen  5300 RM ■ 10 • % . . 265 RM
3. K u rsv e rlu s t 2500 RM ■ 8 v. H. . . . *200 RM 615 RM

6890 RM
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I o n  T hei Gewährung einer Hauszins-

s t s - j  r w Ä S & ’ s - s
sationsdienst.

F a l l  A :  H a u s e r w e r b e r  h a t  500 R M  E i g e n k a p i t a l .
Z in se n d ie n s t f ü r  d ie  e rs te n  5 J a h re

t. Aus 1. Stelle 2500 RM 
7 v. H. Zinsen
1 v. H. Amortisation

y. H. Verwaltungskosten
    , . 215 RM8% v.  ....................................................
2. Aus Zwisdienhvpolhek des Verfahrensträgers (890 RM)

8 v. H. Zinsen 
2 v. H. Amortisation

77 u  . . . .  89 RM10 v.  ...............................................................................................

3. Hauszinssteuer
1 v. H. (Tilgung auf 5 Jahre gestundet) . . . .  . . . 3U jam

Zinsen und Amortisation je  J a h r ..........................  • • ^32 RM
Je Monat 27,60 RM Zinsendienst, je  1 qm 0,59 RM.
Nach 5 Jahren erhöht sich der Zinsendienst um 30 RM je

Jahr =  1 v. H. Tilgung der Hauszinssteuerhypothek. Alsdann
monatlicher Zinsen- und Amortisationsdienst 30 RM.

F a l l  B: E r w e r b  o h n e  A n z a h l u n g .
1. Zinsendienst aus 1. Stelle von 2500 RM wie oben 8% v. II. 215 RM
2. Aus Zwischenhypothek des Verfahrensträgers (890 RM)

wie oben 10 v. H........................................................................ 89 RM
3. Hauszinssteuer 1 v. H. (Tilgung 5 Jahre gestundet) . . 30 RM
4. 500 RM Restkaufgeld des Verfahrensträgers, gestundet zu 

10 v. H. Zinsen
5 v. H. T i l g u n g .......................................................   . . 75 RM

Zinsen und Amortisation je  J a h r ..................................... 407 RM

Je Monat Zinsendienst 33,80 RM, je  1 qm 0,72 RM je Monat. 
Nadi 5 Jahren erhöht sich der Zinsendienst um 30 RM je  

Jahr =  1 v. H. Tilgung der Hauszinssteuerhypothek. Alsdann 
monatlicher Zinsen- und Amortisationsdienst 36,30 RM.

F i n a n z i e r u n g s p l a n  II hei Gewährung von 3500 RM 
Hauszinssteuermittel rd. 50 v. H. des Gesamtwertes des Anwesens.

F a l l  A: H a u s e r w e r b e r  h a t  500 R M E i g e n k a p i t a l .  
Zinsendienst für die ersten 5 Jahre:
1 . Aus 1 . Stelle 2890 RM wie oben zu 8*4 v. H...............  247 RM
2. Hauszinsstcuer 1 v. H. (Tilgung 5 Jahre gestundet) . . 35 RM

Zinsen- und Amortisationsdienst für 1 J a h r ................. 282 RM
Zinsendienst je Monat 23,40 RM, je  1 qm 0,50 RM.
Nach 5 Jahren erhöht sich der Zinsendienst um 35 RM je  

Jahr =  1 v. H. Tilgung der Hauszinssteuerhypothek. Alsdann 
monatlicher Zinsen- und Amortisationsdienst 26,30 RM.

F a l l  B • E r w e r b  o h n e  A n z a h l u n g .
1 . Z in se n d ien s t aus 1. S te lle  2890 RM zu 8% v. H   247 RM
2. H au szin ssteuer , , ,,

1 v H (Tilgung auf 5 Jah re  g e s t u n d e t ) .................................35 RM
3 5 0 0  R M  R e s t k a u f g e l d  d e s  V erfa h ren strä g ers, ges tu n d et zu

10 v. H. Zinsen, 5 v. H. T i lg u n g ......................■■ . • • • 75 RM

Zinsen und A m ortisation fü r 1 Jah r  . . .  . . . . . . 357 RM
Zinsendienst je  M onat 29,60 RM, je  1 qm 0,63 RM je  Monat.
Nadi 5 Jah ren  e rh ö h t sich d e r Z insend ienst um  35 RM je

Jahr =  1 v H Tilgung de r H au sz in ssteu e rh y p o th ek . A lsdann 
m onatlicher Zinsen- und A m ortisa tionsd ienst 32,50 RM. -

Ein Vergleich m it den errechneten  M ieten der 
Kleinstwohnungen der M ietskasernen fä llt zu deren 
Gunsten aus wenn d ie absoluten Zahlen der Miet- 
zinsaufstellung bei gleicher Bezuschussung durch 
Hauszinssteuerm ittel angenom m en w erden. Daß das 
Ergebnis der M ietzinsleistung fü r d ie K leinst-E tagen- 
wohnung bei G roßstädten in W irklichkeit hoher ist, 
w urde bereits begründet. Bei d e r zweigeschossigen 
Reihenbauweise muß es in jedem  F alle  höher liegen, 
es sei denn, daß die E rsdiließungskosten sich auf den 
im Finanzierungsplan angegebenen E inheitssa tz von 
rund 90 RM beschränken und der K ubikm eter um ­
bauter Raum 22 RM nicht übersteig t, w as nach dem 
gegenwärtigen Stande kaum  zutreffen  dü rfte . Im m er­
hin geht aus den Berechnungen hervor, daß jede 
w eitere Steigerung der Lasten für d ie  S tad trand ­
siedlung kaum  tragbar erscheint, da neben dem 
Zinsen- und A m ortisationsdienst A bgaben entstehen, 
die unmöglich im voraus e inzuka lku lie ren  sind; es 
sei hier an sogenannte K ulturlasten  erin n ert, deren 
Ausmaß nur durch lokale V erhältnisse bestim m t wird. 
Eine geringe m onatlidie Abgabe fü r eine spä ter vor- 
zunelimende S traßenbefestigung w ird außerdem  e r ­
hoben w erden müssen, da die E rfah rung  leh rt, daß 
der S iedler zwar fürs erste  m it der S traße vorlieb 
nimmt, die er vorfindet, später aber m it Ansprüchen 
an die Allgemeinheit heran tritt. Nicht vergessen sei 
die S iedlerfahrkarte fü r den V erkehr von und zu der 
A rbeitsstätte, denn der S tad trandsied ler kann  nur 
bestehen, wenn er in der M uttersiedlung, d e r Stadt, 
sein H auptarbeitsgebiet findet.

D a s  E i g e n h e i m  f ü h r t  z u r  V e r a n t ­
w o r t u n g  d e r  A l l g e m e i n h e i t  g e g e n ­
ü b e r ,  u n d  n i e  d ü r f t e n  G e l d e r  d e r  A l l ­
g e m e i n h e i t  b e s s e r  v e r w e n d e t  s e i n ,  a l s  
w e n n  s i e  a u f  d i e s e m  W e g e  a l s  E r ­
z i e h u n g s m i t t e l  z u m  S t a a t s b ü r g e r t u m  
f ü h r e n ! —

DIE NOTWENDIGKEIT UND DIE VORAUSSETZUNGEN 
DER LÄNDLICHEN SIEDLUNG

SERX Ss T Ä E rv lR F DEHT"Elr S S|E 2 “ J G s ilB E lJTND SEEU SC H EN  NOT A U F  D IE  E R K E N N TN IS
VON STADTBAURAT A. D. FAUTH, SORAU

V as Kundgebungen und W arnungen einsichtiger 
Kreise seit Jahrzehnten scheinbar wirkungslos er­
strebten, drängt heute mit naturgesetzlicher, elemen- 
ta ier lnebk ra ft nach Verwirklichung. Der Hunger
und die Furcht vor Verelendung in den Städten
zwingen zur Umsiedlung.
1 c" ’ni.al radl i lem KrieS schien die Arbeits­
losigkeit und die Ernahrungsnot der Städte ein aus-
rc lebender Anlaß zur Bevorzugung der ländlichen 
. ledlung zu sein. Inflation, Sdieinblüte der W irt­
schaft und A erarmung der Landbevölkerung erstickten die gesunden Anfänge. s ersuoettn

Die Städte schufen Großsiedlungen mit Kleinst 
Wohnungen und Gemeinsdiaftsanla|en meist ohne 

andzugabe. Rationalisierung gilt als rettender Helfer 
1 rs.Ü P zunehmende Arbeitslosigkeit deren
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Die Städte müssen deshalb zu ih re r  Entlastung 
eine nachhaltige Förderung d e r  ländlichen Siedlunj 
begrüßen Am Rande der S tädte ist vor allem  ge 
eignetes Land fiir halbländliche S iedlungen bereit 
zustellen. Das kleine Eigenheim  m it Landzugabi 
mulf als wichtiges Ziel p lanm äßiger S iedlungsarbei 
mit allen erreichbaren M itteln angestreb t werden 
Arbeit am Boden ist der nächstw irksam e W eg au 
clen m ateriellen und seelischen N öten der E rw erbs 
A?? * -i i -7 ' rd km der kaum  zu um gehende! 
1„ , C1. s^ei‘verkürzung den notw endigen Ausgleich fii 
müssen 1 trag haup tberu flicher A rbeit bietei
hpccPvf, G raßstadtm ietw ohnung ist au d l in (]er yer
famili nf ■ nvlu 7  N achkriegszeit im m er nod 
de? Ar h i wb  n  !ind 1lem mt die volle A usnutzunj 
A rb e its s til  ri*c- si?on ,d u rd l tägliche w eite W ege zu 
deshilli i7i f ’- ' le,)a ^  beste T rieb k rä fte  verküm m ern 
städte ein 5 .jIn,a  o i  w ertvollen  Menschen der Groß 

T ro t^  , starke Sehnsucht nach natü rlicher Umwell
triebe mid V ' • A  Cllde7 R ationalisierung  a lle r  Be 
wirtsdnfflirRln r iT unSen b le ib t d ie  G roßstad t ein im 
" irtschaftbcher Luxus. Weil unsere  S iedlungsm aß



nahm en von großstädtischem  D enken wesentlich be- Ü bertriebene Ansprüche w erden künstlich dadurch 
nerrscfat sind w urde die w ichtigere ländliche Siedlung gezüchtet, daß schlüsselfertige S tellen ausgeboten 

- t ' e r j a  • -Su ^ ‘ '-̂ •uch  T räger der Siedlungs- w erden und die A nw ärter möglichst hohe Gegen- 
a ru e it und m it ihnen das G roßbaugew erbe sowie die le istungen fü r ih re  A nzahlungen als ih r gutes Recht 
H ypotnekengeber haben b isher die M assensiedlung in fordern.
ü le  1 ä^nd l i ehea^ ' i p r U n ™  nden bevorzugt.  ̂ N ich tiger als d ie V erw endung von T ypen und 
K leinarbeit a lle r Rerefli<7te 1D" rl a f ef an -k®  ^ orm en >st bei ländlichen B auvorhaben die A n­
a lle r  Art ein \ eni<re g nt -un J  H F.,proJ?Beti?e he passung an die bodenständigen B augew ohnheiten und 
form en d e r  O r T T i! a L gn lgeS Gesit a f t ’ .D leB eKst: E rfahrungen. Siedeln in ländlichen G ebieten v erträg t 
dermGroßseired?ungg m mUSSeD ^  “ “  a,S b<?1 Schem atisierung und R ationalisierung schlecht. I s

D ie W irtschaftlichkeit der ländlichen S iedlun- F r  • etW& ^ I m - E“ P flTa “ en eines Baumes, der als 
häng t von w esentlidi anderen  F aktoren  ab .1 , d if
K leinstw ohnung d er M assensiedlung. Landzugabe be- P ’ 1 . bodenständig ist
dingt m ehr W irtschaftsraum  und bei V iehhaltung "  eil diese so selbstverständlichen \ oraussetzungen
Stallraum . Bei ländlichen Siedlungen ist eine en<4 von den städtisch eingestellten  A rchitekten und Bau- 
B egrenzung der W ohnraum fläche °nicht angebracht H andw erkern vielfach m ißachtet w erden, besonders 
w eil die Baukosten infolge sparsam eren Ausbaues . dem p e b ie t  des landw irtschaftlichen Bauwesens, 
nicht so sehr von der Größe der W ohnfläche ab- bleiben viele S iedlungen dau ern d  F rem dkörper. 
Hängig, sind. W ichtiger ist die Höchstgrenze der Zusam m enhängende Siedlungen müssen, w enn sie
öffentlichen Beleihung, um eine freiw illige Selbst- lebensfähig bleiben sollen, nach dem Vorbild der 
Beschränkung zu erstreben . natürlichen Lebensgem einschaften organisch gestaltet
• i fi- - Land und geringe Erschließungskosten w erden. F ü r d ie  S tandortsw ahl, A rt und Größe der 

sind für die ländliche Siedjung unerläßliche Voraus- Stellen, sowie fü r d ie A usw ahl d e r S iedler muß in 
Setzungen. A ußerhalb der S tädte ist in  der Regel die e rste r L inie die L ebensfähigkeit der Gemeinschaft 
B auherste llung  billiger, denn Löhne und Geschäfts- bestim m end sein. Fast jede ä lte re  D orfsiedlung kann  
Unkosten d er fü r ländliche B auvorhaben geeigneten h ie rfü r Vorbild sein.
L n ternehm er sind geringer. E rst wenn w ir gelern t haben w erden, technisches

ik * 6S ; 9, S u d le r  von Anfang an  als Schaffen den unerbittlichen N atur- und Lebens-
selbstc eran tw orthchen  B auherrn  em zuschalten, dann gesetzen einzuordnen, wenn die Technik zur Bio- 

i  S°ugfa igr r Bf tre,uu“ ? erhebliche E r- technik w ird, sind w ir fähig, w ieder organische Sied- 
FP ... erz ielt " e rd e n  durch die M itarbeit der lungen wachsen zu lassen. H ierzu ist ab er ein g ründ­
e t  ^  i f  f£eiw l,llSf Beschränkung des Bau- legendes U m denken die notw endige Voraussetzung, 
n í f c i Zd ir í auec  Solche H eim stätten müssen Das heute herrschende m aterialistische, mechanistische 

r  i g sie bilden D enken muß erst abgelöst w erden durch das lebens-
7 ! I™  i r d le  F a“ ,hS des .S ie d le rs  eine A rt gesetzliche D enken, dam it in allen  F ällen  A npassung
Zw angssparkasse zum Zwecke w eiteren Ausbaues. und Einordnung an  Stelle von V ergew altigung treten .

DURCHBILDUNG LÄNDLICHER SIEDLUNGEN
V O N  M IN IS T .-R A T  H O M A N N , BERLIN •  7 A B B ILD U N G E N

N o t ic e  >,,0.t ' e ro rdnun? ist geboren aus der heutigen A rbeitserleichterung zusam m engebaut. Eine beson- 
Í™  Ra f K R bei r e r , D urchführung ders leichte B etriebsführung ist jedoch nicht erzielt,
. auaufgaben  Berücksichtigung fordert, im beson- da die G rundrißgestaltung eine Reihe grundlegender 

deren  jedoch bei l a n d w i r t s c h a f t l i c h e n  Bauten Mängel aufw eist Tm Wnhn .n. a  g runu iegenaer 
»nd ,om i, bei der l ä n d l i c h e »  S i e d l n n g .  ¿ t l S f J ‘ F . Z Ä
v  i n i  W e rt e n «  jeden  G ebäudes für seinen erwünscht, noch dazu, da die V erbindung zwischen
£  h ä n i r e iU,h ii  t  ier- ? Ä r eK beT f,UÖt’ die?en beiden H aup tarbeitsstä tten  der H ausfrau  überso hangt er bei den  landw irtschaftlichen Bauten, m ehrere Stufen führt. D ie Lage der Schweinebuchten 
nam entlich den W irtschaftsgebäuden, daneben noch zur Futterküche ist nicht günstig. Ein P latz zum B»- 

?b dere,n zweckmäßigen G estaltung, reiten  des F u tters  fü r das Rindvieh und zum \u f -
bie tie n e n  ja  nicht n u r der eigentlichen Zweckbestim- stellen einer F u tte rk is te  fü r die Pferde ist nicht vor 
VnUrnr%ed- ^  L a te rb r ,n g u n g v o n  Mensch, Vieh und handen. D ie F u tte rb e re itu n g m u ß * d a h e r in  der R e°el 
V o rrä ten  sie sollen ™ lm e h r zu B etriebsm itteln  auf der abseits gelegenen Scheunentenne erfolgen 
«S ftlK K L  c un d dadurch der S tärkung der W irt- Fast alle  Betriebswege sind unnötig lang und viel- 
schaftlidiheit unm ittelbar nu tzbar gemacht w erden, fach gebrochen. E ine etw aige E rw eiterung  des W irt-
i  r P 16Se- sind bestim m end für den schaftsgebäudes ist nicht ohne w eiteres möglichA ufbau e iner Siedlung: Ä hnlidle Män£fel weisen fast aU fa¡

D ie Lage des G ehöftes zu den Ackerflächen, die 1929 errichteten  G ehöfte auf.
b te llung  der G ebäude au f dem Hofe und die A nord- Ist es nun ü berhaup t möglich einen B antvn  711
nung zueinander, die A rt der inneren  A ufteilung und schaffen, der alle diese M ängel verm eidet und alle

G estaltung  der G ebäude und ih re r Ein- Vorzüge in sich verein ig t? W ohl nicht' D enn die
ru n z  ln  f Ü h " l 'H schaftsf uh- vielseitigen Forderungen  stehen doch vielfach zu sta rkrung  in  releí. Hof und H aus möglichst einfach ist. daft im 7 npinancior ,,— o 1 1

. I entsprechend untergeöraciit wurd, und daß die gnügen. V oraussetzung für deren  Aufstellung ist die 
e ingelagerten  Erzeugnisse den geringsten W ertver- A usnutzung a lle r  betriebsw irtschaftlichen und tier- 
lu sten  ausgesetzt sind D aneben ist auf eine leichte züchterischen K enntnisse des erfah renen  Landw irts 
E rw eiterungsm oghchkeit a lle r  G ebäude bei spä terer Wichtig ist zu wissen, welche Vieh gattu  ngen zum
B etriebserw e.terung  Rücksicht zu nehm en. G edeihen viel Luft, Licht und W ärm e benötigen wie

D urch diese vielseitigen Forderungen  w ird die die Erzeugnisse zu lagern  sind welche B austoffe und 
P lanung  e iner ländlichen Siedlung nicht unerheblich Baustoffe im E inzelfall geeignet s in d  w l f  ö 

eingehende K e n n ,,«  a ll» , land- m an S d f  « W  M ä i ä t o S & Ä  S e r e n  .e in  
w irtschaftlichen B etriebsvorgange voraus und bedingt Es b leib t festzustellen welrKe Wq„T+kI+ • u 
em o besonders s„ , e fäl,lge B earbeitung des E n ,w ürfe , t e h h e n

In d er ersten  Zeit d e r N achkriegssiedlung sind ruckzulegen sind. Danach erst k an n  d ie betriebsterh  
d iese F o rderungen  m eist n u r unvollständig e rfü llt nisch günstigste A nordnung der G ebäude und Räum e 
w orden. An einem  Beispiel soll dies gezeigt w erden: zueinander gesucht w erden, die nicht n u r m ö - S t  

• Z ^ \ t '  l s tcdaf, 9 W irtschaftsgebäude kurze, sondern auch gerade Betriebsweise schafft
einer 60-M orgen-Stelle d a rg e s te llt Haus und Stall Ziel muß stets sein, m i t ' m ö Ä  w e ite  Kosten
sind aus Rücksicht au f sparsam e B auausführung  und räum lich ausreichend und k o n stru k tiv  einw andfrei
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IU bauen und die Gebäude. Gehöfte

rn d '-k rf ie n  ' S h Ä f w t f t ^ W r o l «
Dieser Grundsatz darf nicht au den EinzelbetneD

w e^ en .

lid ien6 E Ä  EaTfaT e Sl e d i J g s f o r m geschlossene
Siedlung, Gruppensiedlung Streusiedlung1. faben,
wnhpi nidit zu vergessen ist, daß Bau- und oeu ie  
fragen und Siedlungsform engste Beziehungen haben.

Bei der Grundrißgestaltung der Gebäude ist zu 
gleich diejenige des Gehöftes zu betrachten. Es |®n aS 
nicht die Räume im Wohnhaus vorteilhaft für dieW ohn- 
und Lebensbedürfnisse der Siedlerfamilie zu gestalten 
und beim Stall in entsprechender Weise zu verfahren, 
es muß vielmehr zugleich die zweckmäßige Verbin­
dung zwischen Ilaus und Stall und den übrigen Wi 
sdiaftsgebäuden nebst Nebenanlagen gesucht werden.

Haus-, Stall- und Hofbetrieb bilden eine Einheit, 
das innere Arbeitsfeld der Siedlerfamilie, in dem diese 
nach Möglichkeit ohne fremde Hilfe auskommen soll 
(Familienbetrieb). Daher zweckmäßige Grundriit- 
gestaltung der Gebäude wie der Gehöfte.

Der Zusammenbau von Stall und Scheune bei 
alleinstehendem Wohnliause bietet betriebswirtschaft­
lich weniger Vorteile als die Verbindung zwischen 
Haus und Stall, da vornehmlich zwisdien diesen Ge­
bäuden der W irtsdiaftsbetrieb vor sich geht.

Umstritten ist die Frage, ob dieser Gebäucle- 
gruppe auch die Scheune unmittelbar angeschlossen 
werden soll. Einige Gründe sprechen dagegen, vor 
allem die Gefahr des leichten Übergreifens eines 
Brandes von einem Gebäudeteil zum ändern und des 
Verlustes des wertvollen lebenden Inventars. D a­
gegen sprechen ferner die höheren Feuerversiche­
rungsbeiträge, die Erschwerung der Belichtung und 
Durchlüftung des Stalles, sowie der Schaffung eines 
zweckmäßig gestalteten, gut übersichtlichen Wirt­
schaftshofes. In der Regel wird daher der Errichtung 
einer freistehenden Scheune der Vorzug gegeben, 
wenn auch der Zusammenbau die betriebswirtschaft­
lich günstigste Grbäudegruppierung darstellt.

Die Entscheidung wird von Fall zu Fall zu treffen 
sein, zumal klimatische Verhältnisse, vorherrschende 
Winde, Betriebsgewohnheiten der Siedlungsanwärter
u. a. m. mitsprechen. Bei der Grundrißgestaltung der 
Gebäude, namentlich beim Haus und Stall, spielt 
weiter die Himmelsrichtung eine Rolle.

Die Arbeit in Haus und Hof liegt in erster Linie 
der Siedlerfrau ob. Sie muß das Essen bereiten, das 
\  iehfutter kochen, die Schweine füttern, die Hühner 
besorgen, die Kühe melken, häufig auch die Fütterung 
von Rindvieh und Pferden übernehmen. Daneben 
soll sie die Gartenarbeit verrichten, die Kinder be­
treuen und den gesamten Betrieb auf dem Gehöft 
stets unter Aufsicht halten. Der Grundriß ist daher 
auf weitestgehende Arbeitserleichterung einzustellen.

Die Hauptarbeitsstätte der Hausfrau ist die Koeh- 
kuche, che in ländlichen Siedlungen heute fast all­
gemein als Wohnküche ausgestattet wird. Bildet sie
bei to rtfa ll der guten Stube den einzigen Wohnraum, 
w ie heute üblich, so empfiehlt sich, den Raum nicht zu 
klein vorzusehen und ihn in den eigentlichen Wolin-
n  UIü, T ren mit lll,m durdl eine unverschlossene 
Durdigangsoffnung verbundenen Arbeitsraum (Koch- 
und Spulmsdie) zu unterteilen, namentlich dann 
wenn eme Futterküche fehlt (Arbeitersiedlung). Die 
A rbeitsuche erhalt massiven Fußboden, der Wolin- 
teil Dielung; er muß günstige Sonnenlage und eine 
Turverbiiidung .ni.it der Elternschlafstube haben i 
der auch das Klemkinderbp++ cieUt*s Kleinkinderbett steht.
Hnrh .  Arbeltsraam wird für si«;h nicht unnötig groß 
doch so geräumig bemessen, daß zwei Personen d a r i n  
atig sein können, ohne sich gcgenseitie1 711 hulr™ ic

D ie ertorderlidien Cinriditungfslücke! Herd A rbeit,

Ä E  T Ä t  " t T  lu s '" a''
finden und so ungeordnet s e i n ^ a f i ^ U e A r t e ?  
auf kürzesten, W ege f o l g e , t e i l t "  f ^ e h

D urdi die  R aum unterteilung  soll erreicht w erden, 
daß der W ohnteil von  Schm utzarbeiten und K odidunsten 
m öglichst frei, a lso  w o h n lich  gehalten  w erden kann, 
und durch d ie  R a u m v erb in d u n g , daß che F rau  bei 
ihrer H ausarb eit ih re  v e rsch ie d e n e n  Funktionen  e r­
fü llen  kann.

D er H erd im  A rbeitsraum  und der U len im 
W ohnraum  sind in ih ren  Zügen so m iteinander ver­
bunden, daß die Abgase der Here feuerung  bei ent- 
sprediender S chieberstellung durch den O fen zum 
Schornstein geleitet w erden können. D adurch wird 
ermöglicht, daß der W ohnteil bei nicht zu strenger 
Kälte ohne eigene F euerung  hinreichend erw ärm t 
wird. An besonders kalten  Tagen w ird  jedoch auf 
eine besondere O fenfeuerung nicht verzichtet w erden 
können. Im Sommer tre ten  die H erdgase unm ittelbar 
in den Sdiornstein; der W ohnteil w ird  dann  nicht un­
nötig erhitzt (Abb. 3a). D ie Einzeichnung d e r  Mobei 
in die Grundrifizeichnung em pfiehlt sich.

In Abb. 3b bis 3d ist die A nordnung von F u tter- 
und Waschküche gezeigt. D ieser zwTeite H aup ta rbeits­
raum  bildet den Ü bergang vom H aus zum Stall und 
zugleich deren Trennung, um das E indringen  von 
Stallgerüchen in das Haus zu verh indern . D ie F u tte r­
küche soll bequem e V erbindung m it der W ohnküche, 
dem Keller, dem Schweinestall, nach M öglichkeit auch 
mit dem Hof und dem G arten  (W äschetrockenplatz) 
haben. Erwünscht ist fe rn er ein^ un m itte lb a re r Zu­
gang von dort zum Pferde- und K uhsta ll und  Abort.

Vollständig w erden sich diese F orderungen  n u r er­
füllen lassen, w enn m an die F u tterküche als Zwischen­
bau zwischen Haus und S tall einfügt, wobei d ie  drei 
G ebäudeteile zu einer w inkelförm igen G ebäude­
gruppe verein ig t w erden (Abb. 5b). Bei U nterb rin ­
gung von Haus und S tall un ter einem  einheitlichen 
Dach kann  die F utterküche dagegen en tw eder nur an 
der Hofseite, oder nach dem G arten  zu liegen; die 
übrigen F orderungen lassen sich jedoch erfü llen .

Eine unm ittelbare V erbindung zw isdien der 
Futterküche und der d r itte n  H aup tarbeitsste lle , dem 
Futterplatz im V iehstall, in dem ein beschränkter 
F u ttervorra t gelagert und zubere ite t w ird , ist nicht 
erforderlich. D ieser w ürde, sofern er an  die F u tte r­
küche anschließt und als F u tte rk am m er gegen den 
Stall durch W ände abge trenn t ist. noch größere 
Sicherheit gegen Ü bertreten  von S ta lldünsten  in  die 
W ohnung bieten. (Abb. 3f.) D er W eg beim  Vieli- 
fü ttern  w ürde dabei jedoch in  der Regel länger sein 
als bei A nordnung des F u tte rp la tzes  unm ittelbar 
neben den K rippen für Kühe und Jungvieh. (Abb. 3e.)

Der F u tterp la tz  muß w egen der bequem en An­
fuhr der W agen unbedingt nad i dem  Hofe zu ge­
richtet sein und m it Heu- und F u tterboden  durch Ab­
wurfluke, besser durch Futterschacht, verbunden  sein.

Die in den Abb. 2 und 4 dargeste llten  Entw ürfe 
für die G rundrißgestaltung eines W ohn- und W irt­
schaftsgebäudes und fü r die entsprechende Gehöft­
lage sind un ter möglichst w eitgehender Berücksichti­
gung der bezeichneten G riiiid forderun£en  aufgestellt. 

Zur w eiteren E rläu terung  noch Folgendes:
Die Wohn- und Schlafräum e sow ie die S tallungen 

für Schweine und R indvieh sind, w ie der zwischen 
Scheune und G eräteschuppen eingefügte H ühnerstall, 
nach Süden gerichtet. F ü r Jungvieh und Schweine, 
nach Bedarf auch für Kühe, lassen sich in unm ittel­
barem Anschluß an  den Stall A usläufe in geschützter 
Sonnenlage anordnen. Kochnische m it V orratsraum , 
Futterküche, F u tterp la tz , P ferdesta ll und A bort haben 
Nord- und Hoflage.
i •• iP e}. Fußboden des W ohnhauses und  der F u tter- 
Kuctie liegt in gleicher Flöhe m it dem F u ttergang  des 

lehstalles. Die S tallungen d e r  verschiedenen Vieli- 
gattungen sind gegeneinander abgetrenn t, um den 

oiscluitten des kom m enden Reichsmilchgesetzes ge- 
i i c it zu werden, und lim bei den verschiedenen Vieh- 
u erungszmten die einzelnen V iehgattungen nicht 

r ' nnf i k  i U s.töre.n- D ie A btrennung erfo rd e rt mehr 
■>< ngtlache als e i n  Stall und soll n u r  zur Anwendung 

Kommen wenn die M ehrausgaben durch die Vorteile 
sicher aufgewogen w erden.
f'iiv Q j S H era9-.scba^ en des D ungs aus den Ställen 

■ ci weine, Kühe und Jungvieh zu der in einer ab-
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f let daß dem Siedler ein Teil d e r B auarbeiten  zur Selbst-

ge t r e nn t e n1 fof e r Zgs t em ' e geP UDi e * Ja udveg r ub e ausfj ^ u“ 8 / s | - ^ SF am iiie '' m it ganzer A rbeitskraft
uuf geradem ^  ^  Abortgrube vereinigt um M ithilfe beim Bauen von vornherein  einzu-
Y 1 miemen Anfuhr wegen am Hofe angelegt scin iten w ird aber bei d e r ländlichen Siedlung

1 Der Brunnmi Ht in möglichster ¿uf- n t  in  vereinzelten Fällen , im  besonderen bei
küdie vorzusehen, damit in dieser die Pumpe au ^  Siedlung VOm H ofe aus, möglich sein für die
gestellt werden kann. f r  eine ungetan- meist nur in M ittel- und W estdeutschland die Yor-

Der Hofraum wird zweckmäßig für erne nn,gelnn t en gegeben sind *Im O sten Deutschlands,
derte Zufahrt der Erntewagen zur S* e u n e  t m  ^  H a tsiedlungsgebiet, w ird  dies Verfahren,
gelassen, die vorteilhaft mit einer Toppeitenne aus äA st wenigstens, eine un te rgeo rdne te  Rolle
gestattet wird, während der dem Stall a p » 1 ^  H ier ^  t d ne Jah r die gleiche
Bansen Unterkellerung für Futterrüben erhalt. zu lösen> jn d k u rzen  Z eitspanne einiger

Eine Erweiterung des Wohn- und Wirtscnaxt F rüh jahrsm onate an vielen, räum lich w eit ausein-
gebäudes ist an beiden Giebeln de g  “  anderliegenden Stellen eine große A nzahl von Ge-
Yerbreiterung nach rückwärts, des Geratesdiuppe ^  ^  erriAten> insgesam t T ausende neuer Be-
durdi Verlängerung nach der Straße* zu moglicn. triebe ^  sdiaffen> die zu Beginn d e r  E rn te  den meist

Gehöfte von der Große des beschriebenen ßei anderen und oft sehr en tfe rn ten  G egenden an-
spieles genügen in der Regel allen AnsWuc^  eß ziehenden Siedlern übergeben w erden. M ithilfe der
6 0 —7 0 -Morgen-Stelle mittlerer Bodengute. Die Bau ^ i i e n ü e u . ^  ^  ^  ^  beschränktem

Ä S a  Ä ^ ^ S ^ ^ g e -  M aß^m öglidr sein. ^
wahrt und einwandfreie Ausführung. gesidmr sein. sied ler jedoch erst dadurch, daß sie die Selbst-

Durch die Höhe der .Baukoser.. y n i d ^ r {R e d le r  B auteüe und Arbeiten> sowie
Stelle ruhende Rente vielfach über die g e ater die D urchführung der E rw eite rungsbau ten  über- 
keit hinaus belastet. Dazu kommt heute noch daß dann d ie N ächstenhilfe d e r Nachbarn
che Zahl der Siedlungsanwarter im - durch Leistung von B aufuhren ausgew erte t werden
EigenkagdaMmmer germger wird. als kann . Wichtig ist, zu allen  A rbeiten  die eine besondere

d ?  Ä  n l  “ dto Ä Ä  " t
i Ä Ä ' 1 d " r i l f i „ Se C l l i S  e in e rY u sb a u s ie d lu n g  ist in
Einmal wird dies möglich sein durch Erstellung Abb. 6 a und 6 b eine B auernste lle  ohne Pferdehaltung
ausbaufähiger Kernbausiedlungen, sodann durch Ein- dargestellt, die in vielen F allen  he^ hbX ; X t e l t e n “ 
srhnltnnp- der Mithilfe der Siedler beim Bau. baren  Luxus bedeutet. Solche „ixuliöauernsteiien

Die Ausbausiedlung darf in der Ausführung für eine Betriebsgröße von 25 bis 40 M orgen je nadi 
keinesfalls minderwertig sein, auch soll sie in der Güte des Bodens, sind in Sudwest- und M itte deutsdi- 
Anlage all den Anforderungen von vornherein ent- land seit langem  ublid i und s o lle n  eine Betriebsform 
spredien. die an ein voll ausgebautes Gehöft zu von besonders hoher w irtsd iaftlicher W iderstands­
stellen sind. Räumlich dagegen kann sie zunächst be- k raft dar; deshalb muß allen  W iderstanden  zum Hotz 
schränkt werden, vor allem im Wohnraum. Es ge- versucht werden, h iilibauernste llen  in  größerer An- 
nügt, wenn eine Wohnung vorhanden ist, die im Ercl- zahl auch im deutsdien  O sten zu schatten, 
geschoß eine geräumige Wohnküche, eine größere Audi für die Einrichtung von L andarbeiterstellen  
Sdilafstube und eine kleine Kammer enthält sowie gelten die gleichen G rundsätze und allgem einen 
im Dadigesdioß die Möglichkeit zum Einbau einer Forderungen. In dem in Abb. 6 dargeste llten  Bei­
zweiten Kammer. Ausreichend bemessen muß der spiel sind sie beachtet. D ie Schlafkam m er im Erd- 
Vorratsraum im Keller und im Dachgeschoß (Schütt- gesdioß kann  in  diesem F all fo rtfa llen , da bei der 
boden) vorgesehen werden, um eine einigermaßen ge- wesentlich geringeren A nforderung an Schüttraum 
ordnete Betriebsführung von vornherein zu sichern, sich im Dachboden m ehrere K am m ern e inbauen  lassen.

Aus gleidiem Grunde darf der W irtschaftsraum 
in Stall und Scheune nidit zu sehr beschnitten werden. W enn auch im Rahm en d ieser k u rzen  Abhand -
linmerhin wird es in vielen Fällen genügen, wenn bei lung nur das G rundsätzliche aufgezeig t werden 
der Vollbauernstelle zunächst Stallraum für 2 Pferde, konnte, so dürfte  doch k la r  zu e rkennen  sein, daß die 
4—5 Kühe, einige Kälber, 3—4 Schweinebuchten und vielseitigsten W ege bereits b esd iritten  w erden, um 
für das erforderlidie Geflügel sowie an Scheunen- die durch den N iedergang der W irtschaftlichkeit in 
raum etwa 700 cbm vorhanden sind. Dabei ist zu be- der L andw irtsd iaft gefährdete L ebensfäh igkeit der 
denken, daß nur wenige Siedler mit vollem lebenden S iedlerbetriebe au fred itzuerha lten .
Inventar anziehen. und daß sie vorerst kaum in der Allseitig anerkann t ist fe rn er d ie  N otw endigkeit
Lage sind, das Fehlende durdi Ankauf zu ergänzen, einer w eiteren V erstärkung d er ländlichen Siedlung; 
tue werden vielmehr gezwungen sein, ihren Vieh- ihre Bedeutung in w irtsd iafts-, bevölkerungs- und 
bestand im Laute der Jahre aus der eigenen W irt- nationalpolitischer H insid it g ilt ja  heu te  nicht mehr 
r  r  *na<T , n auHufüllen. Auch der durch a lsu m stritten . Es d ü rfte  nicht abw egig sein, w enn ge- 
die Betriebsumstellung und che dadurch verursadite fordert wird, daß selbst in  d e r heu tigen  N otzeit er- 
F,üirr1"SHYeL r igeSelr en* Fruchtfolge geminderte höhte Mittel fü r Siedlungszwecke zur V erfügung ge- 
d i Ä Ä S  imit d6r Z dt Wieder auf stellt w erden’ um zu verhüten , daß unsere  Siedlungs-

• i i tätigkeit noch m ehr als b isher von unseren  Nachbarn,
warten sein i f n *  V1f r H ? “ zu rer‘ namentlich im Osten, überflügelt w ird,
räumen auf den endüiiltip-PTi TT fand an ^ . ‘Hsdiafts- Und nidit d ringend genug muß davor gew arnt 
den. wobei dann am ersten fvYÜF f r]weitert w er; werden, in der F o rderung  nad i V erbilligung der 
in der ursprünglichen Zwerkhestimrlf f  S ,uP.d Bauten allzu weit zu gehen. D enn was kann  es 
möglichst wenig geändert werrlpn H a f  ^ nutzen, viele neue S tellen zu schaffen und viele 
der ersten Entwurfsaufstellune BiifWnl t 161 i. tüchtige Siedler anzusetzen, w enn die Lebensfrage 

Ein Beispiel dieser Art zeigen Abb 7 1 f m W L  Siedlungen durch hohe B auunterhaltungskosten
Die durch die Einschränkung der GebäuclLröße \ YYYf ft au sgeführten  B auten  in F rage gestellt
zielte Kostensenkung läßt sich noch d ad u rd ^ e rh ö h e i d ie " g e r ta g T  f e n S l Ä s T g l n g . ^ - 86 ZeUaufgabe

nummer in einem besonderen Artikel nddlS*en Nummeri1 eine A usw eitung der A ufsätze d ieser W ohnbau- 
Mitarbeitern mit Bezug auf das Notm  '"'Y" Und da*)ei (lie F orderungen, die von den verschiedenen

Ut d8S NotPr°g«a"'m  gestellt worden sind, zusam m enzufassen. -
D ie Schriftleitung.
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